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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 2 . J a h r g a n g ,  N o v e m b e r  2 0 0 0 ,  H e f t  1 1

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Klaus Hoffmann

Der Wandel

anwaltes, wie schon wiederholt angemerkt,
in Umbruch befindet. Es ist nicht mehr so, wie
ich vor Jahren sagte, und – wie ich meine –
auch belegen konnte, dass das Berufsbild aus
damaliger Sicht nach wie vor dasselbe sei,
allerdings in einem neuen Rahmen. Die Ver-
änderungen in der Gesellschaft, die Schnel-
ligkeit der Vorgänge durch die modernen
Kommunikationsmittel, aber auch die zuneh-
mende Internationalisierung der Berufsaus-
übung haben zu Veränderungen geführt und
lassen weitere Veränderungen erwarten. Das
Berufsbild ist tatsächlich im Wandel.
Der Rechtsanwaltsstand ist – von den Bedürf-
nissen der Standesangehörigen her gesehen –
nicht mehr ein einheitlicher. Er wird daher
auch von der Öffentlichkeit unterschiedlich
gesehen und bewertet, je nachdem in wel-
chem Bereich der Rechtsanwalt tätig ist. Über
die Landesgrenzen hinaus, international tä-
tige Rechtsanwaltsgesellschaften suchen in
immer rascherer Abfolge die Zusammenar-
beit mit ausländischen Rechtsanwaltsgesell-
schaften durch Kooperationen und zuneh-
mend durch Zusammenschlüsse. Die begon-
nene Entwicklung führt zu immer größeren
Einheiten und damit zu „Rechtsanwalts-
unternehmen“, die anwaltliche Dienstleistung
grenzüberschreitend, ja weltweit anbieten.
Neben diesen zunehmend international tätig
werdenden Rechtsanwaltsgesellschaften gibt
es jene, die den Rechtsanwaltsberuf nach wie
vor für das Inland ausüben. Das sind jene,
die die Versorgung mit rechtsanwaltlicher
Beratung und Vertretung in allen Angelegen-
heiten für jedermann in Österreich sicherstel-
len. Sie dienen durch ihre Tätigkeit in ihrem
jeweiligen Bereich in besonderer Weise der
Rechtsstaatlichkeit in unserem Land.
Nun will ich nicht einer Kluft zwischen den
Gruppen das Wort reden. Wer mich kennt,
weiß, dass ich bei jeder sich bietenden Gele-
genheit die Solidarität im Stand anspreche
und als unverzichtbar bezeichne. Sich den
Realitäten zu verschließen, wäre allerdings
ein Fehler.
Um beiden Gruppen gerecht zu werden, ist
es Aufgabe der Standespolitik, zum einen
bestmögliche Organisationsformen für die
Berufsausübung zur Verfügung zu stellen und
anderseits die wirtschaftliche Basis für die
Ausübung des Berufes nicht nur zu erhalten,

sondern breiter zu machen. Internationalisie-
rung, Kommunikation über die Elektronik und
die Abläufe im Gerichtsbetrieb (Ladungen,
Schriftsatzwechsel uäm) haben Investitionen
erfordert und die Übernahme von Kosten
gebracht. Um in der Zukunft aktuell zu blei-
ben, werden ständig Anpassungen zu erfol-
gen haben, die Geld kosten. Dieser Aufwand
muss verdient werden und darf das Ergebnis
nicht schmälern, sondern sollte, um gerecht-
fertigt zu sein, die Produktivität und damit den
Unternehmenserfolg steigern. Es wird daher
auch über den Tarif zu sprechen sein.
Will die Standespolitik dieser Entwicklung
gerecht werden, dann hat sie nach bester
Möglichkeit dafür zu sorgen, dass dem
Rechtsanwalt seine Tätigkeitsbereiche erhal-
ten und neue Tätigkeitsbereiche erschlossen
werden. Dass dies auch im Wettbewerb mit
anderen zu geschehen hat, ist offenkundig.
Immer dann, wenn der Wettbewerb härter
wird, muss umso engagierter aufgetreten wer-
den. Das ist in Bezug auf rechtsanwaltliche
Dienstleistung nicht anders. Die Anwaltschaft
wird sich zunehmend an den Regeln und
Vorgängen in der Wirtschaft zu orientieren
haben. Gleichzeitig gilt es aber, die Grund-
festen des Berufes – nämlich Vertrauenswür-
digkeit, Kliententreue, Verschwiegenheit und
Sachkompetenz – zu erhalten.
Richtig wurde schließlich in einer weiteren
Arbeitssitzung erkannt, dass auch ein Wan-
del in der Organisation der Autonomie der
Rechtsanwaltschaft erforderlich ist. Wie im-
mer in solchen Diskussionen wurden auch
geradezu revolutionäre Gedanken formuliert.
Nach meiner Auffassung ist es durchaus mög-
lich, mit einigen wenigen Änderungen die
Schlagkraft der Standesorganisationen zu
verbessern. Das kann schon dadurch gelin-
gen, den jeweiligen Einheiten die erforder-
liche, insbesondere personelle, Ausstattung
zur Verfügung zu stellen und andererseits im
Sinne einer vernünftigen „Geschäftsvertei-
lung“ Aufgaben so zuzuordnen, dass Über-
schneidungen, Doppelgleisigkeiten und Wie-
derholungen vermieden werden. Auch dieser
Wandel ist notwendig. Dem Notwendigen
sollte entsprochen werden.
Der Anwaltstag 2000 war ein Erfolg. Er
sprach die Zukunft und notwendige Verände-
rungen an.

Aus Anlass des Anwaltstages 2000 präsen-
tierte sich die österreichische Rechtsanwalt-
schaft der Öffentlichkeit in einer neuen
Weise. Für manchen kam dies überraschend.
Der allergrößte Teil der Öffentlichkeit rea-
gierte zustimmend. Viele anerkennende
Worte wurden gefunden. Gratuliert wurde
auch in offener Sitzung.
All denen, die die eindrucksvolle Eröffnungs-
sitzung gestaltet haben, sei nochmals in aller
Form und in kollegialer Anerkennung gedankt.
Dieser Dank soll sich aber auch auf jene
erstrecken, die in den Kommissionen des An-
waltstages 2000 Aufgaben übernommen und
Beiträge geleistet haben. Insgesamt meine
ich, ist es der Rechtsanwaltschaft gelungen,
einen besonderen Anwaltstag zu gestalten.
Es wäre sicher zu wenig, nur anerkennende
Worte für eine Veranstaltung zu finden, ohne
sich mit den Themen, Vorschlägen und Aus-
sagen zu befassen und diese in die Über-
legungen der Standespolitik, der Kammer-
organisation und schließlich auch der Gestal-
tung der Arbeit des Österreichischen Rechts-
anwaltskammertages einzubeziehen.
Aus Anlass des Anwaltstages wurde einer
guten Tradition folgend neben Fragen, die
den Stand an sich betreffen und seine Orga-
nisation, ein Sachthema angesprochen. Das
Thema des Festvortrages – gehalten von Frau
Univ.-Ass. Dr. Brigitta Jud – „Entwicklung des
Pflichtteils- und des Anrechnungsrechtes“ war
von hoher Qualität, umfassend informativ
und wegen seines klaren Aufbaus, obwohl
die Rechtsprobleme durchaus schwierig sind,
für den aufmerksamen Zuhörer leicht verständ-
lich. Das behandelte Thema war Ausgangs-
punkt für eine Arbeitssitzung, die unter dem
Titel „Ist Pflichtteilsrecht noch zeitgemäß?“
stand. Sowohl die Beiträge vom Podium als
auch die engagierten Beiträge der Teilneh-
mer zeugen von der Aktualität des in einem
besonderen Spannungsfeld der Auffassungen
stehenden Themas. Ich bin sicher, dass es ge-
lungen ist, entscheidende Anregungen für ein
langfristiges Reformvorhaben zu geben.
In den beiden anderen Arbeitssitzungen ging
es um das Berufsbild des Rechtsanwaltes, die
Entwicklung des Standesrechtes und die
Organisation der Selbstverwaltung. Aus den
Beiträgen der eingeladenen Referenten wurde
deutlich, dass sich das Berufsbild des Rechts-
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Arbeitnehmerschutz in der
Rechtsanwaltskanzlei
Bereits seit 1. Jänner 1997 sind nach den Bestimmungen des
ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes (ASchG) auch Rechtsanwälte
als Arbeitgeber, die in ihrer Kanzlei bis zu 10 Arbeitnehmer be-
schäftigen, verpflichtet, mit entsprechenden Evaluierungsmaßnah-
men zu beginnen. Spätestens bis 1. Juli 2000 war die Durchfüh-
rung der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren (die so genannte
„Evaluierung“), die Festlegung von Maßnahmen zur Gefahrenver-
hütung und die Erstellung der Sicherheits- und Gesundheitsschutz-
dokumente fertigzustellen. Die Evaluierung muss nunmehr also
auch in Rechtsanwaltskanzleien durchgeführt werden, in denen
nur ein einziger Arbeitnehmer beschäftigt wird.

Weiters ist die im ASchG vorgesehene sicherheitstechnische und
arbeitsmedizinische Betreuung seit 1. Jänner 2000 für Rechts-
anwaltskanzleien mit bis zu 10 Beschäftigten notwendig. Somit
müssen so genannte Präventivfachkräfte, das sind Sicherheitsfach-
kräfte und Arbeitsmediziner, auch dann bestellt werden, wenn nur
ein einziger Arbeitnehmer beschäftigt wird. Diese Verpflichtung
kann erfüllt werden durch:

– Inanspruchnahme eines sicherheitstechnischen und/oder arbeits-
medizinischen Zentrums (zB eines AUVAsicher-Zentrums) oder

– Beschäftigung oder Beauftragung von Präventivfachkräften oder

– gänzliche bzw teilweise Wahrnehmung der Aufgaben einer
Sicherheitsfachkraft durch den Arbeitgeber, sofern dieser die
entsprechende Ausbildung nachweist und nicht mehr als 25 Ar-
beitnehmer beschäftigt.

Bei mehr als 10 regelmäßig Beschäftigten ist außerdem aus dem
Kreis der Arbeitnehmer eine Sicherheitsvertrauensperson zu bestel-
len.

Der Inhalt des Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokuments ist in
der Verordnung über die Sicherheits- und Gesundheitsschutzdoku-
mente (DOK-VO, BGBl 1996, 478, idF BGBl II 1997, 53) gere-
gelt. Für Rechtsanwaltskanzleien mit bis zu 10 regelmäßig Be-
schäftigten, in denen keine Gefahren bestehen, für die Schutzmaß-
nahmen festzulegen sind, können die Sicherheits- und Gesundheits-
schutzdokumente vereinfacht gestaltet werden. Es ist jedoch zu
beachten, dass auch bei Verwendung eines solchen vereinfachten
Dokuments eine Gefahrenermittlung und -beurteilung durchzufüh-
ren ist.

Vom Präventionszentrum der Allgemeinen Unfallversicherungsan-
stalt (AUVA) wird eine kostenlose Präventionsberatung angeboten.
Die Beratung kann beim örtlich zuständigen Präventionszentrum
der AUVA (Hotline: 0810/20 00 20–1000) angefordert werden.
Ein Berater des Präventionszentrums, mit dem die erforderlichen
Maßnahmen besprochen werden können, kommt nach Terminver-
einbarung in die Kanzlei.

Rechtsschutzbeauftragter
Gemäß § 149n Abs 1 StPO
bestellte der Herr Bundesminis-
ter für Justiz über Vorschlag
des Präsidenten des VfGH, des
Vorsitzenden der Volksanwalt-
schaft und des Präsidenten
des ÖRAK, Herrn Hon.-Prof.
Dr. Rudolf Machacek, emeri-
tierter Rechtsanwalt und Mit-
glied des VfGH iR, für die
Dauer von drei Jahren und
somit für eine zweite Funktions-
periode zum Rechtsschutzbe-

auftragten iSd leg cit. Zu Stellvertretern des Rechtsschutzbeauftrag-
ten wurden wiederum der emeritierte Rechtsanwalt Dr. Hermann
Fromherz und Herr Univ.-Prof. Dr. Christian Funk ernannt.
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Das zuständige Präventionszentrum der AUVA übernimmt für
Arbeitsstätten mit bis zu 50 Beschäftigten kostenlos die gesetzlich
vorgeschriebene sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische
Betreuung. Die Gesamtzahl der in allen Arbeitsstätten eines Unter-
nehmens Beschäftigten darf jedoch nicht mehr als 250 betragen.
Weitere Informationen können Sie dem Internet unter http://
www.auva.or.at entnehmen.

Mag. Silvia Dotzauer, ÖRAK

Steuerklausel im Fristenerlass
vom 15. 6. 1999
Zu Ihrer Information nachfolgend die Anfrage der Kammer der
Wirtschaftstreuhänder vom 29. 8. 2000 und die Antwort des Bun-
desministeriums für Finanzen vom 4. 9. 2000:
Im Erlass des Bundesministeriums für Finanzen vom 15. 6. 1999,
AÖF 67. Stück vom 19. 7. 1999, Nr. 136, wird unter Punkt
4.2.1.2 (fehlende Nutzung des Ersatzstichtages) im Absatz zwei
eine Klausel für den Umgründungsvertrag empfohlen. Seitens der
Wiener Firmenbuchrichter wird die Auffassung vertreten, dass die
Klausel nur folgenden Wortlaut haben sollte: „Die steuerlichen
Wirkungen der Umgründung hängen von der Erfüllung aller han-
dels- und steuerrechtlichen Voraussetzungen ab.“

Wenn die Klausel in dieser Form im Umgründungsvertrag veran-
kert ist, ergibt sich aus dem Wortlaut des Erlasses, dass die Finanz-
behörde von der Fiktion einer zunächst vorgenommenen Nut-
zungsüberlassung ausgeht.

Bezugnehmend auf die Anfrage vom 29. 8. 2000 bestätigt das
Bundesministerium für Finanzen die Auffassung, dass es für die
im ho Erlass vom 15. 6. 1999, AÖFV Nr. 136, betreffend Wah-
rung und Verletzung der Rückwirkungsfrist im Umgründungs-
steuergesetz in Punkt 4. 2.1.2 dargestellten Wirkung der Steuer-
klausel dahingehend, daß zunächst eine Nutzungsüberlassung
des einzubringenden Vermögens anzunehmen ist, ausreichend
ist, wenn im Einbringungsvertrag folgender Satz verankert wird:
„Die steuerlichen Wirkungen der Umgründung hängen von der
Erfüllung aller handels- und steuerrechtlichen Voraussetzungen
ab.“

Anwaltstag 2000
Einen Bericht über die Vertreterversammlung und den Anwaltstag
2000 entnehmen Sie bitte der nächsten Ausgabe des Anwalts-
blattes.

AC
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ÖRAK

An das
Bundesministerium für Justiz

Zl 13/1 00/211

GZ 18.009/168-I 7/2000
Entwurf eines gerichtsgebührenrechtlichen Teiles eines Budgetbe-
gleitgesetzes 2001

Referent: RA Dr. Kurt Dellisch, Rechtsanwaltskammer für Kärnten

Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag dankt für die Über-
sendung des Entwurfes und erstattet dazu folgende

Stellungnahme:

1. Gebühren

Gebühren sind zwar wie Steuern auch öffentliche Abgaben, die
aber unter Bedachtnahme auf das Sachlichkeitsgebot des Gleich-
heitsgrundsatzes ein Sonderentgelt für die Inanspruchnahme öffent-
licher Einrichtungen durch nur einzelne darstellen.

Gebühren dürfen daher nicht nur „bei dieser Gelegenheit“ deshalb
eingehoben werden, um allgemeine Staatsausgaben damit zu de-
cken.

2. Gerichtsgebühren

Dies gilt insbesondere auch für die „Gerichtsgebühren“, wobei
ein ordnungsmäßiges Rechtsordnungssystem für einen zivilisierten
Staat sicher sogar wichtiger erscheint als beispielshalber eine Kul-
turförderung.

Bei einer finanziellen Notlage des Staates kann daher grundsätz-
lich einer zur Aufrechterhaltung einer solchen Rechtsordnung not-
wendigen Gerichtsgebührenerhöhung nicht grundsätzlich entge-
gengetreten werden.

Wiederum aus Gründen der gebotenen Sachlichkeit dürfen aber
die im Zivilrechtsbereich eingehobenen Gerichtsgebühren auch
nicht nur teilweise zur Deckung der Auslagen im Strafrechtsbereich
verwendet werden.

Der in Zivilverfahren doch herrschende Grundsatz der Wirtschaft-
lichkeit bleibt anscheinend im Strafverfahren unbeachtet, auch
wenn das amtswegige Strafverfahren letzten Endes privaten Inte-
ressen dient. Beispielsweise sei hiebei auf die Fälle Lucona und
Omatov verwiesen.
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Die dem Bundesministerium für Justiz offenbar vorliegenden Unter-
lagen sollten daher etwa in den erläuternden Bemerkungen offen-
legen, welche Einnahmen und Ausgaben im Justizbereich sich
getrennt für die Zivilrechtssachen und die Strafrechtssachen (ein-
schließlich Strafvollzug) ergeben.

3. Gerichtsgebührenerhöhungen 2000

Im Jahre 2000 wurden bereits zwei Erhöhungen der Gerichts-
gebühren im Zivilrechtsbereich vorgenommen.

Mit BGBl I 1999/106 erfolgte in Tp 5 GGG ab 1. 1. 2000 die
Erhöhung für Konkurseröffnungsanträge durch Gläubiger von
S 370,– auf S 420,– und für Forderungsanmeldungen (der ohne-
dies geschädigten Gläubiger, und zwar auch in den Privatkonkur-
sen) von S 170,– auf S 220,–.

Mit BGBl I 2000/26 wurden die Gerichtsgebühren in Tp 1 und
Tp 4 GGG um je S 50,– durch Wegfall der Gerichtsgebühren-
ermäßigung für elektronisch eingebrachte Eingaben erhöht, ob-
wohl ja gerade die elektronische Eingabe zu einer Ersparnis im Ge-
richtsbetrieb führen sollte und wohl auch geführt hat.

4. Zuschlag für Fahrnisexekution

Dieser neu eingeführte Zuschlag ist sachlich nicht gerechtfertigt.

Die Fahrnisexekution ist sowohl die älteste als auch nach wie vor
die häufigste Exekutionsart, weshalb sie insbesondere auch wie-
derum beim Gerichtsgebührengesetz als Grundnorm herangezo-
gen wurde.

Daraus hat sich die erhöhte Gerichtsgebühr der Exekution auf unbe-
wegliche Sachen ergeben, die vom Gerichtsaufwand her gesehen
zwar für Zwangsversteigerungsverfahren, wohl aber nicht für
zwangsweise Pfandrechtsbegründungen als berechtigt angesehen
wurde.

Andererseits wurde der wesentlich geringere Gerichtsaufwand bei
Lohnpfändungen (auch bei Lohnpfändungen nach § 294a EO)
nicht durch eine Herabsetzung der Gerichtsgebühren für diese Exe-
kutionsarten berücksichtigt. Während eine Fahrnisexekution immer
wieder auf Antrag neu vollzogen werden kann und dafür keine Ge-
richtsgebühren anfallen, ist bei der Lohnpfändung durch die „Kana-
lisierung“ bei Ausmittlung eines allenfalls auch nicht zu Zahlungen
in dieser Exekutionssache heranzuziehenden Drittschuldners es im-
mer wieder notwendig, neue auch mit Gerichtsgebühren belastete
Lohnpfändungsanträge zu stellen, wenn der Verpflichtete bei einem
Drittschuldner ausscheidet.

Die Einführung dieses Zuschlages ist also damit vergleichbar, daß
beispielshalber in einem Kollektivvertrag, den durch welche Um-
stände immer, im Verhältnis zu den anderen Dienstnehmern mehr
gefährdeten Dienstnehmern ein „Gefahrenzuschlag“ gewährt wird,
dieser Zuschlag aber dann nach einigen Jahren auch allen Dienst-
nehmern deshalb gewährt wird, damit sie sich nicht gegenüber den
gefährdeteren Dienstnehmern benachteiligt fühlen.

5. Vollzugsgebühren

Wenn schon für die Fahrnisexekutionen eine erhöhte Gerichtsge-
bühr eingeführt wird, dann sollte in diese Erhöhung auch gleich ein
entsprechender Pauschalbetrag zur Abdeckung der im Fahrnisexeku-
tionsverfahren auflaufenden Vollzugsgebühren eingebaut werden.
Die nachträgliche Vorschreibung von Vollzugsgebühren wider-
spricht dem im Gerichtsgebührengesetz verankerten Prinzip der Vo-
rausbezahlung der Leistungen. Die – notwendige? – Überprüfung
der vom Gerichtsvollzieher nicht eingehobenen Vollzugsgebühren
führt zu einer wesentlichen Verzögerung der Vorschreibung der-
selben, was wiederum dazu führt, daß gegen Bezahlung der sonst
offenen Forderung durch die verpflichtete Partei Exekutionseinstel-
lungsbewilligungen erteilt werden oder sogar Exekutionseinstel-
lungsanträge gestellt werden, sodaß dann für die erst später vorge-
schriebenen Vollzugsgebühren neue Kostenbestimmungsbeschlüsse
erlassen werden müssen, die dann gar nicht mehr im eingestellten
Exekutionsverfahren, sondern mit einem neuen Exekutionsverfahren
gegenüber dem Verpflichteten geltend zu machen sind.
Weiters ist zu berücksichtigen, daß derartige vor Einstellung der
Exekution vorgeschriebene Vollzugsgebühren auch immer wieder
noch als „weitere Exekutionskosten“ bestimmt werden müssen,
bevor sie beispielshalber dann in einem anderen Exekutionsver-
fahren als Exekutionskosten geltend gemacht werden können (bei-
spielshalber bei einem bekanntgewordenen Drittschuldner).
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Inland
9. Nov. Salzburg

Salzburger Juristische Gesellschaft: Das Rechtsstaats-
prinzip der österreichischen Bundesverfassung –
Univ.-Ass. Dr. Karim Giese

10. und
11. Nov.

Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Neuerungen auf
dem Gebiete des Familienrechtes – SC Dr. Gerhard
Hopf

13. Nov. Graz
ICC Austria – Internationale Handelskammer: Risiko-
Bankgarantien im internationalen Handel

14. Nov. Langenzersdorf
Verein zur juristischen Fortbildung – Niederöster-
reich: ADir Herta Habersam-Wenghoefer, Das Ver-
lassenschaftsverfahren – Teil 4

14. Nov. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Aktueller Stand des
Abfallrechts in Österreich – Mag. Dr. Wolfgang List,
Dr. Christian Schmelz

15. Nov. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Neueste Judikatur im
Wohnrecht – Dr. Wolfgang Dirnbacher

16. Nov. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Der „Lauschangriff“ –
Mag. Dr. Michael Lepuschitz

16. Nov. Wien
Forum für internationales Wirtschaftsrecht: Dr. Uta
Karen Klawitter, Namensaktie und Hauptversammlung

16. und
17. Nov.

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Einführung in
das Arbeitsrecht

21. Nov. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Aktuelle Rechtspre-
chung im Arbeitsrecht – Mag. Dr. Bernhard Gruber,
HR Dr. Gerhard Kuras

21. und
22. Nov.

Wien
Verlag Österreich – Seminare: Einführung in die Haus-
verwaltung – SR Dr. Peter Heindl, Mag. Dr. Alfred
Popper

22. Nov. Langenzersdorf
Verein zur juristischen Fortbildung – Niederöster-
reich: ADir iR RegRat Franz Eidenberger, Neuer
Grundbuchskurs für Kanzleikräfte – Teil 4

22. Nov. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Garantieerklärungen
im Liegenschaftsverkehr – ao. Univ.-Prof. Dr. Bern-
hard Koch

22. Nov. Wien
Juridicum: Arzthaftung bei fehlgeschlagener Familien-
planung – Univ.-Ass. Mag. Christine Hirsch

23. Nov. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Die allgemeinen
Voraussetzungen der Haftpflicht – HR Dr. Franz Hartl,
Dr. Horst Schlosser

23. Nov. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Musterverträge im
Arbeitsrecht – Mag. Dr. Gabriela Petrovic

23. Nov. Wien
Juris Seminars: Richter des HG Wien, Aktuelles aus
dem Konkursrecht

27. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – RA
Dr. W. Miller, RA Dr. F. Valzachi

28. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Aktuelle
Probleme des Steuerrechts – MR Univ.-Doz. Dr. Peter
Quantschnigg, BMF

29. Nov. Langenzersdorf
Verein zur juristischen Fortbildung – Niederöster-
reich: ADir iR RegRat Alfred Trautmann, Hinweise für
die tägliche Praxis im Exekutionsrecht anhand einer
umfangreichen Formular- und Mustersammlung

29. Nov. Wien
Juridicum: Besprechung aktueller Judikatur – Vize-
präs. des OGH i. R. Dr. Kurt Hofmann

30. Nov. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Aktuelles zu Befris-
tungsvereinbarungen, Räumungsvergleichen sowie
Kündigungs- und Räumungsverfahren – Dr. Wolf-
gang Dirnbacher

1. Dez. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Das neue Vergabe-
recht – Mag. Dr. Michael Fruhmann, Mag. Martin
Platzer

6. Dez. Langenzersdorf
Verein zur juristischen Fortbildung – Niederöster-
reich: Dr. Robert Fucik, Richter des OLG Wien, Aktu-
elle Rechtsprechung zum Zivilrecht
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6. Dez. Wien
Juridicum: Univ.-Prof. Dr. Martin Schauer – Thema
wird noch bekanntgegeben

6. Dez. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Arbeitsrechtliche Kon-
sequenzen der Reformen in der Sozialversicherung –
o. Univ.-Prof. Dr. Franz Marhold

11. Dez. Wien
EUROFORUM AUSTRIA: Das österreichische und eu-
ropäische Energierecht

6. Dez. Langenzersdorf
Verein zur juristischen Fortbildung – Niederöster-
reich: Dr. Georg Kathrein, Die Reform des Gewähr-
leistungsrechts

12. Dez. Wien
MANZ-Seminar: ao.Univ.-Prof. Mag. Dr. HelmutOfner,
§ 12a MRG – die neueste Judikatur zur Geschäfts-
raummiete

14. Dez. Wien
MANZ-Seminar: RA Dr. Herbert Rainer, Update Im-
mobilienmakler

14. Dez. Salzburg
Salzburger Juristische Gesellschaft: Arbeitsrechtliche
Folgen der Abberufung des Geschäftsführers einer
GmbH – ao.Univ.-Prof. Dr. Rudolf Mosler

15. Dez. Innsbruck
Gemeinsame Einrichtung für Italienisches Recht: Lie-
genschaftsverkehr in Italien

17. Jän.
2001

Wien
MANZ-Seminar: Peter Capek, Speed Reading – Zeit
sparen / Schneller lesen / Mehr verstehen / Besser
behalten

17. Jän. Wien
Juridicum: Das Austrittsrecht als modernes Schutz-
instrument des Kapitalgesellschaftsrechts – Univ.-Prof.
Dr. Susanne Kalss

18. Jän. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Dienstvertrag – Freier
Dienstvertrag – Dr. Bernhard Gruber, HR Dr. Gerhard
Kuras

18. Jän. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Aktuelles zum Woh-
nungseigentumsrecht, insbesondere zur Verwaltung
gemischter Häuser – Dr. Wolfgang Dirnbacher

Ausland

19. und
20. Jän.

Baden
MANZ-Seminar: DI Andrea Bumharter, Mag. Peter
Böhm, Besprechungen erfolgreich moderieren – In-
strumente der Besprechungsleitung

22. und
23. Jän.

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Rechtsforum:
Internet – die Rechtsfr@ge

24. Jän. Wien
Juridicum: Bemerkenswerte schadenersatzrechtliche
Entscheidungen des OGH aus dem Jahr 2000 – Rück-
blick und Ausblick – Hon.-Prof. Dr. Karl-Heinz Danzl,
Hofrat des OGH

25. und
26. Jän.

Wien
MANZ-Seminar: Prof. Ing. Wolfgang Pappler, Zeit-
management für Rechtsanwälte

29. und
30. Jän.

Wien
MANZ-Seminar: Univ.-Prof. Samy Molcho, Erfolgreich
mit Körpersprache – Das Intensiv-Seminar für Ver-
handeln, Verkaufen und Führen

15. und
16. Nov.

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Gemein-
schaftsrecht für Verwaltungsrechtler

17. Nov. Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Brauchen
wir ein europäisches Bürgerliches Gesetzbuch?

18. bis
21. Nov.

Sidney
International Bar Association (IBA): Financial Law

22. und
23. Nov.

Trier/Luxemburg
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Verfahren
des Europäischen Gerichtshofs

23. Nov. Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Aktuelle
Entwicklungen im Marken- und Musterrecht

23. bis
26. Nov.

Porto
AIJA Exekutivkomitee

28. Jän.
2001

Caen
12th International Competition of Counsel’s Speeches –
In defence of Human Rights

1. und
2. März

London
International Bar Association (IBA): World Women
Lawyers Conference
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Seminare

§ 31 FBG:
Eine Löschung historischer Daten im Firmenbuch ist im Gesetz nicht
vorgesehen. OGH 29. 9. 1999, 6 Ob 164/99g, ecolex 2000,
96 (LS).

■
§ 18 Abs 5 und 6 GmbHG: Doppelvertretung
§ 18 Abs 5 und 6 GmbHG findet auf den Fall der Doppelvertre-
tung keine Anwendung. OGH 12. 10. 1999, 5 Ob 213/99f,
RdW 2000, 127 = ecolex 2000, 93 (LS).

■
§§ 128, 129 Abs 1 HGB: Einwendungen eines OHG-Gesellschaf-
ters gegen einen gerichtlichen Vergleich
Ebenso wie ein rechtskräftiges Urteil wirkt auch ein gerichtlicher
Vergleich gegen den Gesellschafter einer OHG; er kann sich nur
mehr auf die in seiner Person begründeten Einwendungen berufen.
Andere Einwendungen können nur insoweit geltend gemacht wer-
den, als sie von der Gesellschaft erhoben werden können. OGH
7. 10. 1999, 8 Ob 139/99w, ecolex 2000, 92 (LS).

§ 76 Abs 2 GmbHG:
Die Vereinbarung einer Rücknahmeverpflichtung von zu Siche-
rungszwecken übereigneten GmbH-Geschäftsanteilen ist notariats-
aktspflichtig. OGH 19. 10. 1999, 4 Ob 255/99z, RdW 2000,
130 = ecolex 2000, 94.

■

§§ 825ff, 834, 1175, 1215 ABGB: Einbringung quoad usum –
Abgrenzung zum Mietvertrag
1. Für eine Einbringung quoad usum spricht, wenn der Zeitraum
der Gebrauchsüberlassung mit der Dauer der GesBR überein-
stimmt, das Entgelt hiefür der auch für die eingelegten Kapitalien
gewährten Verzinsung entspricht und die Gesellschaft alle Lasten
des Objekts trägt.
2. Die der Gesellschaft quoad usum zur Verfügung gestellten Sa-
chen sind – anders als bei quoad sortem eingebrachten Sachen –
sowohl im Auflösungsfall als auch bei Auschluss des Gesellschaf-
ters an den Eigentümer zurückzustellen. OGH 9. 11. 1999, 4 Ob
291/99v, RdW 2000, 125.
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§ 152a StVG:
Das ungenützte Verstreichenlassen der dreitägigen Rechtsmittelan-
meldefrist bewirkt (hinsichtlich der bei der Verkündung anwesen-
den Parteien) die Rechtskraft des mündlich verkündeten Beschlus-
ses über die bedingte Entlassung. OGH 27. 4. 1999, 11 Os 13/
99, RZ 1999, 66.

■

§§ 28, 88 StGB:
Werden durch das fahrlässige Verhalten (§ 81 Z 2 StGB) eines
Verkehrsteilnehmers Personen sowohl schwer als auch leicht ver-
letzt, hat der Täter sowohl das Vergehen nach § 88 Abs 1 und
Abs 3 StGB als auch jenes nach § 88 Abs 1 und Abs 4 zweiter Fall
StGB zu verantworten. Risikoerhöhung gegenüber rechtmäßigem
Alternativverhalten ist zu verneinen, wenn auch dieses – ex post
betrachtet – das Risiko des tatbildmäßigen Erfolges nicht wesent-
lich herabgesetzt hätte. Dazu sind entsprechende Feststellungen zu
treffen. OGH 9. 6. 1999, 13 Os 75, 76/99, RZ 1999, 68.

■

§ 27 StPO; § 6 Abs 1 StVG:
Der Untersuchungsrichter darf die Haftverhandlung, welche – an-
ders als die Hauptverhandlung – durch die Abwesenheit des
Staatsanwaltes nicht unmöglich gemacht wird, nicht durchführen,
bevor er nicht auf den im § 27 StPO vorgezeichneten Weg ver-
sucht hat, Abhilfe gegen eine Saumseligkeit des Staatsanwaltes zu
erwirken.
Dem Generalprokurator ist weiters darin zuzustimmen, dass § 6
Abs 1 Z 2 StVG es nicht gestattet, die Einleitung eines Vollzuges
einer 1 Jahr übersteigenden Freiheitsstrafe für die Dauer von mehr
als 1 Monat mit der Begründung aufzuschieben, der Aufschub
erscheine für das spätere Fortkommen des Verurteilten zweckmäßi-
ger als der sofortige Vollzug (s § 6 Abs 1 Z 2 lit a StVG). OGH
7. 4. 1999, 13 Os 48, 49, 50/99, RZ 1999, 64.

■

§ 113 StPO (§ 36 Abs 4 MedG): Anfechtung einer Beschlagnahme-
anordnung des UR
Wird durch den UR die Beschlagnahme „der zur Verbreitung
bestimmten Stücke eines Medienwerks“ (§ 36 Abs 1 MedG), somit
der gesamten Auflage angeordnet, kann dagegen gem § 36
Abs 4 MedG Beschwerde nur an den übergeordneten Gerichtshof
ergriffen werden; die Anfechtung einer solchen Maßnahme des UR
gem § 113 StPO bei der Ratskammer ist daher ausgeschlossen.
OGH 10. 6. 1999, 15 Os 60/99, EvBl 1999, 202.

Honorare der Rechtsanwälte (und anderer beratender Berufe): Judi-
katuränderung zur Frage der Ansprüche auf Rückersatz für verfehlte
(sinnlose) Tätigkeiten. Kondiktion gem § 1431 ABGB – gemäß bis-
heriger Judikatur zum „wertlosen Rat eines Rechtsanwalts“ – nicht
aufrecht zu erhalten, weil sonst „die gesetzlichen Fristen zur Geltend-
machung aus dem Titel Gewährleistung und Schadenersatz „obso-
let wären“. OGH 20. 1. 2000, 6 Ob 304/99w, JBl 2000, 590.
(Diese Entscheidung ist aus vielen Gründen zur Lektüre empfohlen;
nicht nur wegen dem haarscharf am Kläger vorbeigegangenen
Ungemach, dass seine Rückforderungsklage gegen den Steuerbe-
rater nur wegen „Stützung auf einen einzigen Rechtsgrund“ [näm-
lich § 1431 ABGB] abgewiesen worden wäre, sondern wegen
der detaillierten Auseinandersetzung mit der gesamten Problema-
tik, auch der Abgrenzung „Rat des Rechtsanwaltes“ und „Rat des
Steuerberaters“ und eben der Nichtanwendung [entgegen bisheri-
ger Judikatur] des § 1431 ABGB „in jedem Fall von wertlosen/
sinnlosen Rat“ bzw Nichtwarnung vor Prozessrisiko; siehe dort!
Und: Siehe die dreizeilige Glosse von Rummel „vorbehaltlose Zu-
stimmung ist geboten . . .“. Bisanz).

■
Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und RAA Dr. Ullrich
Saurer (Kzl Dr. Kurt Berger).
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Hon.-Prof. Dr. Rudolf Machacek, Rechtsschutzbeauftragter, Wien

80 Jahre B-VG – 80 Jahre VfGH1)
150 Jahre RA-Kammer für Wien und NÖ
Aus Anlass des 60. Geburtstages von Univ.-Prof. Dr. Karl Korinek, Vize-Präs. des VfGH

1. Jede Verfassung hat ihre Geschichte, jede Geschichte ihre
Vorgeschichte. Begleitet werden sie von Jahrestagen. Ein solcher
Jahrestag ist am 1. Oktober 2000 das 80-jährige Bestehen des
B-VG.

Der 80. Jahrestag des B-VG ist es wert, Gedanken neu zu erwä-
gen, die von namhaften Juristen schon aus Anlass des 75-jährigen
Bestehens des B-VG erörtert wurden.

Sowohl bei 75 Jahren als auch bei 80 Jahren B-VG wird immer
das B-VG idF 1929 gemeint, wobei bei der Berechnung die Zeit
zwischen der 1. und der 2. Republik, also die Zeit von 1934 bis
1945, als berechnungsrelevante Zeit fingiert wird, und zwar zu-
nächst die Zeit, in der die vom B-VG wesensmäßig verschiedene
ständisch-autoritäre Verfassung 1934 bis 1938 galt, und nachfol-
gend die Zeit von 1938 bis 1945, also die Zeit der Okkupation
Österreichs durch Hitler-Deutschland, die quasi als „blinde“ oder
„neutrale“ Zeiten bei der Berechnung mitgezählt werden.

Jubiläen und Jahrestage sind wie Meilensteine, die sich in Ab-
ständen am Weg der Zeit finden, und die, wenn man wie Herzog
formuliert, „mit einem Husarenritt die Vergangenheit durch-
quert“2), die Richtung erkennen lassen, in die die Straße führt.
Die Geschichte und Vorgeschichte des B-VG ist außerordentlich
verschlungen in staatspolitische und gesellschaftspolitische Ge-
schehnisse und führt von der Großmacht der Monarchie zum
Kleinstaat der 1. Republik, dem Staat den keiner wollte, zur
2. Republik, deren Bürger sich ihren Staat nicht mehr nehmen las-
sen wollen und vor einigen Jahren mit einem „jetzt erst recht“ auf
einer Wahlentscheidung in einer kritischen Phase beharrten, und
jüngst auch mit Forderungen der FPÖ, der damaligen stärksten
Oppositionspartei, nach einer 3. Republik3) (das Schlagwort
wurde inzwischen wieder fallen gelassen), nach einer Abkehr
der bisherigen jahrzehntelangen Regierungspartner voneinan-
der, eine Koalition der ÖVP mit der (sic) FPÖ europaweit Unruhe
erzeugte; die Bevölkerung, die mit der neuen Koalition keines-
wegs einheitlich einverstanden war, stemmte sich dennoch über-
wiegend gegen die 14 EU Partner und beschuldigte diese eines
vertragswidrigen Verstoßes gegen die in den EU-Verträgen nie-
dergelegten Prinzipien der Demokratie durch die von ihnen ver-
hängten Sanktionen.

Diese Zeiterscheinungen seien erwähnt, um den deutlichen Unter-
schied im politischen Staats- und Bürgerverhalten der 2. Republik
gegenüber den Zeiterscheinungen und der Bürgerkonfrontation
der 1. Republik deutlich aufzuzeigen.

2. Aber zunächst wieder zurück zu den für das B-VG und den
VfGH rechtsrelevanten Vorgeschehnissen; für sie gilt – wie allge-
mein: Ein Jubiläum findet sich selten allein:

Wir konnten vor kurzem auch 150 Jahre OGH und 125 Jahre
VwGH feiern. Weiters gibt es seit 150 Jahren die StA und ebenso
auch die Gendarmerie.

Vor 250 Jahren wurde eine „Oberste Justizstelle“ für Österreich mit
dem Sitz am Judenplatz geschaffen, die das Justizministerium und
das Oberste Gericht umfasste, bis eine Trennung dieser Gewalten
100 Jahre später, also vor 150 Jahren, erfolgte. Nur für die
Grundrechte und die instanzenmäßig durchgängige Gewaltentei-
lung lässt sich keine runde Jahreszahl an 1867 anknüpfend be-
rechnen, man muss mit 133 vorlieb nehmen.

Die Anwaltschaft kann den Anwaltstag 2000 der Schaffung der
RA-Kammer Wien und NÖ widmen, die ebenfalls vor 150 Jahren
stattfand.

Die Meilensteine der Vergangenheit geben uns noch beredter Aus-
kunft über unsere gesellschaftliche und politische Vergangenheit,
wenn man sie mit der Bürgerrevolution 1848, dem preußisch-öster-
reichischen Krieg von 1866, dem Untergang der Monarchie nach
dem verlorenen Ersten Weltkrieg von 1914 bis 1918 und der fol-
genden Entstehung der Republik verknüpft. Es waren dabei stets
dramatische Ereignisse, die eine Wende einleiteten: Die Bürger-
revolution 1848 löste die Beratungen des Kremsierer Entwurfes
aus, der vorerst nicht zum Tragen kam, aber nach dem verlorenen
Krieg des Jahres 1866 zu den Staatsgrundgesetzen 1867 mit den
liberalen Freiheitsrechten führte.

Der verlorene Erste Weltkrieg führte nicht nur revolutionär zur
Gründung der 1. Republik mit dem B-VG 1920. Die Verfassungsur-
kunde kann in Anspruch nehmen, weltweit erstmals ein Verfas-
sungsgericht geschaffen zu haben. Die Verfassungsgerichtsbar-

1) Der VfGH veranstaltet seit 1990 anfangs Oktober jeden Jahres aus
Anlass der Erlassung der Bundesverfassung am 1. Oktober 1920 den
Verfassungstag, an dem von einem namhaften Juristen ein Grundsatz-
referat, das nachfolgend publiziert wird, gehalten wird. Der voraus-
gehende Beitrag nimmt auf diese Veröffentlichungen laufend Bezug,
auch um deren wissenschaftlichen Wert als Fundstelle aufzuzeigen.
Eine kompilierte Ausgabe der Verfassungstage von jeweils 10 Jahren
mit einem Stichwortverzeichnis wäre wünschenswert.

2) Herzog, Die Verfassungsgerichtsbarkeit im parlamentarischen Regie-
rungssystem, Verfassungstag 1992, 13.

3) Welan, Inszenierung der Verfassung der Zweiten Republik in „Die Ver-
fassung der Republik“ 75 Jahre Bundesverfassung (1997) 58.
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keit, die zunächst als Austriacum nur in Österreich effektiv wirksam
war, wurde nach den Unmenschlichkeiten, die im 2. Weltkrieg
zum Holocaust führten, zunächst für die Staaten des freien Wes-
tens von Europa und nach der Wende von 1989 für die bis dahin
kommunistischen Staaten Osteuropas der Garant für Demokratie
und Freiheit. Adamovich spricht von einem Exportartikel4).
Verfassungsgerichte Europas sind letztlich der EuGMR in Stras-
bourg und der EuGH in Luxemburg.
Die Präambel der EMRK 1950, also der Charta der Grund- und
Freiheitsrechte, enthält zusätzlich das Wert-Bekenntnis der Staaten
Europas zur gemeinsamen Tradition der Achtung der Meinungs-
freiheit, zur Demokratie, zu einer Pluralität an Parteien sowie dem
Schutz der Menschenrechte durch rechtsstaatliche Garantien als
Voraussetzungen eines freien wirtschaftlichen Wettbewerbs.
3. Einer eingehenderen Betrachtung bedarf es jedoch bei einer
kritischen Gegenüberstellung der konkreten Gegebenheiten, wie
sie bei der Gründung der 1. Republik bestanden und wie sie sich
heute in der 2. Republik darstellen.
Schon dem B-VG 1920 waren 2 Verfassungen im Jahre 1918 und
1919 vorausgegangen.
Auch das B-VG 1920 war in Wahrheit ein Torso, da es keine Kom-
petenzregelungen enthielt und keinen Grundrechtskatalog schuf,
sondern sich mit der Rezeption der Grundrechte der Monarchie als
Provisorium behalf.
Im Juni 1927 kam es zu einem Einsatz von Waffengewalt gegen
aufbegehrende Arbeiter, die gegen ein Urteil demonstrierten, mit
dem nach dem Totschlag zweier Arbeiter durch Rechtsradikale ein
Freispruch erfolgte und damit zum Brand des Justizpalastes, eine
politische Konfrontation, die tiefe Wunden schlug.
1927 war Kelsen der Referent des Verfassungsgerichtshofes bei
der Entscheidung über die sogenannten Sever-Ehen, die einen Stru-
del politischer Polemiken auslöste, und Kelsen persönlicher Anfein-
dung aussetzte5).
Wie es um die Verfassung stand, kann man bei Kelsen selbst lesen.
Der Schöpfer der Verfassungsgerichtsbarkeit und maßgebliche
Mitgestalter des B-VG 1920 äußerte sich in einem Beitrag zum Ent-
wurf der Verfassungsreform 1929 am 1. Oktober 19296) skeptisch
wie folgt:
„Wenn der Ruf nach Reform der Verfassung ein Symptom dafür ist,
daß das Gleichgewicht der sozialen Kräfte im Staate gestört ist,
dann hat unsere Republik seit ihrer Entstehung dieses Gleich-
gewicht noch immer nicht gewonnen. Und wenn es eines Beweises
bedürfte, daß der unselige Vertrag von St. Germain kein politisch
lebensfähiges Gebilde geschaffen hat, die Tatsache allein müßte
ihn erbringen, daß Österreich während seines elfjährigen Bestan-
des schon 5 Verfassungsreformen durchgemacht hat: zwei im
Jahre 1918, eine 1919, eine 1920, eine 1925; und daß es jetzt
vor einer sechsten steht, die beinahe alles bisher Aufgebaute wie-
der umstürzen will und daher mehr als alle anderen von krisenhaf-
ten Erscheinungen begleitet ist.“

Tatsächlich wurde mit der Novelle 1929 das föderale parlamenta-
rische System des B-VG 1920 von einem zentralistischer gepräg-
ten parlamentarischen Präsidialsystem abgelöst. Eine Ständekam-
mer war als dritte Kammer in Aussicht genommen, womit das
schwankende Gleichgewicht zusätzlich belastet wurde.

Mit der Novelle 1929 wurden auch die Mandate der Verfassungs-
richter für erloschen erklärt und die Richterposten neu besetzt unter
dem Vorwand einer Entpolitisierung des Bestellungsmodus. Kelsen,
dem wieder die Mitgliedschaft im VfGH angeboten wurde, lehnte
ab.

1933 kam, wie es sich bereits abzeichnete, der Anfang des Endes
der 1. Republik und mit ihr der Demokratie.

Kurze Zeit nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten in
Deutschland am 31. Januar 1933 wurde Dr. Engelbert Dollfuß
österreichischer Bundeskanzler und Außenminister. Dieser lehnte
umgehend einen Anschluss Österreichs an NS-Deutschland mit
Rückendeckung durch Mussolini ab.

In dieser außenpolitisch heißen Phase kam es auch innenpolitisch
zur Krise.

Durch den Rücktritt der Präsidenten des Nationalrates kam es zur
Selbstausschaltung des Parlaments, das hierauf im März 1933 von
Dollfuß für aufgelöst erklärt wurde.

Zwischen 18. und 22. Mai 1933 legten auch mehrere Verfas-
sungsrichter ihr Mandat nieder, weil sie über eine politisch sensi-
ble Beschwerde nicht entscheiden wollten. Hierauf wurde von der
BRg aufgrund des Kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes
vom 24. Juli 1917 am 23. Mai 1933 eine Verordnung erlassen,
die eine Einberufung der verbliebenen Richter unmöglich machte.
Aufgrund dieser sogenannten Besetzungsverordnung für den VfGH
und weiterer Mandatsniederlegungen zwischen dem 23. und
28. Mai 1933 wurde dieser faktisch lahm gelegt7).

Der Bürgerkrieg im Feber 1934 führte sodann zur Ausschaltung
der sozialdemokratischen Partei.

Mit Verordnung der Bundesregierung vom 24. April 1934 wurde
schließlich aufgrund des Kriegswirtschaftlichen Ermächtigungs-
gesetzes eine ständisch-autoritäre Verfassung des Bundesstaates
Österreich unter Bruch der Verfassungskontinuität, also revolutio-
när, erlassen und am 1. Mai 1934 kundgemacht, der – aufgrund
des Übergangsgesetzes vom 19. Juni 1934 – Wirksamkeit mit
1. Juli 1934 verliehen wurde. Dies bedeutete das Ende der Demo-
kratie.

4) Adamovich, 75 Jahre danach – Gedanken zur Entwicklung des öster-
reichischen Bundesverfassungsrechts, Verfassungstag 1995, 31.

5) Stourzh, 70 Jahre Bundesverfassung, Verfassungsgerichtsbarkeit und
Grundrechtsdemokratie – die historischen Wurzeln, Verfassungstag
1991, 34.

6) Kelsen, Die Verfassungsreform, JBl 1929, 29. 11. 1929.
7) Walter, Die Ausschaltung des Verfassungsgerichtshofes im Jahre

1933, Verfassungstag 1997.
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Kurze Zeit später wurde am 25. Juli 1934 Dollfuß bei einem fehl-
geschlagenen Putschversuch der Nationalsozialisten ermordet.
Sein Nachfolger als Bundeskanzler war Dr. Schuschnigg.
5. Der Ständestaat war aber auch nicht im Stande die staatliche
Eigenständigkeit Österreichs zu erhalten. Am 11. März 1938
musste Bundeskanzler Dr. Schuschnigg, der zu spät die Unterstüt-
zung der Sozialdemokraten angesprochen hatte, erkennen, dass
seine Versuche, die Selbständigkeit Österreichs zu erhalten, ge-
scheitert waren. So wurde er von Hitler gezwungen, eine für
13. März anberaumte Volksabstimmung über die Selbständigkeit
Österreichs abzusetzen. Um Blutvergießen zwischen zwei deut-
schen Staaten zu vermeiden, gab er in den Abendstunden des
11. März 1938 seinen Rücktritt mit den Worten bekannt: „Wir
weichen der Gewalt, Gott schütze Österreich.“ Am 12. März
marschierte, geduldet und gerufen von seinem Nachfolger Seyß-
Inquart, die deutsche Wehrmacht in Österreich ein. Dem lauten
Jubel der Massen stand das Schweigen und die Angst tausender
Österreicher gegenüber, die sich als Sozialdemokraten und Christ-
lichsoziale, als Kommunisten und Juden von der Weltöffentlichkeit
im Allgemeinen und von Mussolini im Besonderen verraten sahen
und beobachten mussten, wie die NS-Gewaltigen unter sofortiger
Übernahme der Exekutive jeden Widerstand durch Österreich-
Treue oder Ablehnung des NS-Regimes ohne Verzug rücksichtslos
ausschaltete. Tausende Österreicher verließen in der Folge, soweit
ihnen dies möglich war, aus politischen und rassischen Gründen
Österreich und zogen ein Flüchtlingsschicksal dem Verbleiben in
der verlorenen Heimat vor. Mit einer Volksabstimmung am
10. April 1938 wurde von Hitler den Österreichern sodann das
offene Bekenntnis zum Anschluss endgültig abverlangt; es hieß:
Für den, der nicht dagegen ist, bedarf es keiner Wahlzelle.
Das zu Behauptungen, Österreich sei nicht Opfer, sondern Verbün-
deter Nazi-Deutschlands gewesen.
6. Der Weg in die 2. Republik führte 7 Jahre durch die Konzentra-
tionslager der Nazis, der die jahrelang gemeinsam Inhaftierten
der vorher verfeindeten demokratischen Parteien einen Konsens für
ein künftiges Österreich finden ließ.
7. Dennoch wären unter normalen Umständen die Geschehnisse
ab März 1933 ein unüberwindliches Hindernis für eine gemein-
same Staatsgründung der vor 1938 verfeindeten Parteien gewe-
sen. Die Umstände waren aber bei Ende des 2. Weltkrieges nicht
gewöhnlich.
Welan erläutert8), wie Karl Renner ab Anfang April 1945 mit gro-
ßer staatsmännischer Geschicklichkeit den kleinsten gemeinsamen
Nenner fand, der von den Alliierten als Verfassungsgebung für das
wieder erstandene Österreich hingenommen und von den politi-
schen Parteien akzeptiert wurde. Es war dies das B-VG 1920 idF
1929 nach dem Stand der Gesetzgebung vom 5. März 19339).
Der große Unterschied zu 1920 waren die Menschen, die als Ost-
märker und Angehörige der Donau- und Alpengaue eine Lektion
lernen mussten, die sie ihr Selbstwertgefühl als Österreicher finden

ließ. Die geheime Hymne, die die Kriegsgefangenen und die
daheim Verbliebenen in den zerstörten Städten mit Österreich ver-
band, lautete: Heimat warst du großer Ahnen, Heimat bliebst Du
ohne Namen, und erfüllte die Herzen mit Sehnsucht nach dem Ver-
lorenen.

Das Kriegsende eröffnete die Chance, die Trümmer, die übrig
geblieben waren, zu räumen und den Schutt zu beseitigen.
Die Trümmerfrauen bleiben unvergessen. Der Wiederaufbau war
weiblich.

Die Kriegsgefangenen kehrten langsam als ausgemergelte Gestal-
ten zurück, ließen aber das Glücksgefühl sprießen, dass die
Schrecken überstanden waren, und dies bereitete den Boden, das
Schicksal in die eigene Hand zu nehmen. Zuallererst gegen die
Besatzungsmächte, die man als Fremdkörper loswerden wollte.
Gegen sie richteten sich die Bemühungen um ein freies Österreich,
das raschest in der Form wieder zu errichten war, die zeitmäßig
noch durch einen, wenn auch noch so dünnen, Parteienkonsens
aus der Vergangenheit ersichtlich war. Dieser Last-Konsens fand
sich in der B-VGNov 1929 und war greifbarer als die Schaffung
einer neuen Verfassung, die unter dem Risiko stand, von der russi-
schen Besatzungsmacht diktiert zu werden.

Dem notwendigen Weg eines positive thinking kam die Verfas-
sungskonstruktion entgegen, die Kelsen dem B-VG gegeben hatte,
die eine rein rechtstechnische ist10), die die Rechtsform völlig offen
lässt11). Sie erlaubt als Varianten alles von einer Allparteienregie-
rung bis hin zur Alleinregierung einer Partei, ebenso große wie
kleine Koalitionen, eine Minderheitsregierung und selbst ein Exper-
tenkabinett. Fast alles wurde in den letzten 50 Jahren politisch aus-
probiert und zum Teil missbraucht.

8. Die Dominanz der Rechtstechnik erlaubte auch die vom VfGH
scharf kritisierte Technik, Verfassungsbestimmungen zu schaffen,
um Erkenntnisse des VfGH zu unterlaufen, so dass er12) warnt,
auch eine Häufung von Verfassungsbestimmungen, die zu die
leitenden Grundsätze des Bundesverfassungsrechts berührenden
Maßnahmen führt, eine nicht baugesetzkonforme Auslegung be-
wirken könne, die dann nicht mehr toleriert werden könnte.

Klecatsky13) spricht von einer Verfassungsruine, einer Sicht, die
Morscher14) in „Lebendiges oder gerade noch lebendes Ver-
fassungsrecht – Soll das B-VG seinen 80. Geburtstag erleben?“
moderat widerlegt, mit der abschließenden Folgerung seines Bei-
trages, der Geist der Unabhängigkeitserklärung vom 27. April

8) Welan, siehe FN 3.
9) § 2 VÜG vom 1. 5. 1945.

10) Stourzh, siehe FN 5, Verfassungstag 1991, 35.
11) Welan, siehe FN 3, 27ff.
12) ZB in VfSlg 11.829/1988.
13) Im Vorwort von der Manzschen Taschenausgabe der österreichischen

Bundesverfassungsgesetze von Klecatsky/Morscher8 VI.
14) Morscher, in Verfassungsrecht und Verfassungsgerichtsbarkeit an der

Schwelle zum 21. Jahrhundert, Juristische Schriftenreihe Band 152.
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1945 tendierte dazu, dem Kern des B-VG eine „Ewigkeitsklausel“
zuzusinnen.
Dass dennoch über das Thema nachzudenken bleibt, wird von
Roman Herzog15) mit dem Argument bewiesen, dass der Bürger,
wenn er seine Verfassung liest, wissen soll, dass sie so ist, wie sie
vor ihm geschrieben steht.
Das lässt sich für Österreich nur mehr schwer machen. Der Verfas-
sungsgerichtshof hat daher seinem Tätigkeitsbericht für das Jahr
1993 eine Liste von im Verfassungsrang stehenden Regelungen an-
geschlossen, die in einem mehr oder weniger erkennbaren Zusam-
menhang mit seiner Rechtsprechung erlassen worden sind, oft aber
den erkennbaren Zweck verfolgen, gesetzliche Regelungen der
Kontrolle des Verfassungsgerichtshofes zu entziehen16). Man
kommt nicht umhin, dabei von einer Verfassungsunkultur zu spre-
chen17).
Dennoch sei mir der Hinweis gestattet, dass zumindest eine Annä-
herung an das Gebot des Bonner Grundgesetzes erfolgen könnte.
Im B-VG könnte festgelegt werden, dass künftig neue Verfassungs-
bestimmungen nach einer Toleranzzeit außer Kraft treten, wenn sie
nicht bis dahin im B-VG eingebaut wurden.
Die Problematik der Aushöhlung der Verfassung durch neue Ver-
fassungsbestimmungen stellt sich allerdings derzeit kaum, weil die
regierende Koalition über keine Zweidrittelmehrheit im Parlament
verfügt, wie dies in Zeiten der sogenannten großen Koalition der
Fall war.
Die Szene hat sich vielmehr umgedreht: die ÖVP/FPÖ-Koalition
verfügt nur über die nötige Mehrheit für einfache Gesetze und
kann daher wohl ihr legistisches Programm, das an die Maßnah-
men unter Thatcher im UK erinnert, legistisch umsetzen, nicht aber
durch Verfassungsbestimmungen absichern. Die Sozialdemokrati-
sche Partei will diese Gesetze systematisch mit Gesetzesprüfungs-
anträgen ihrer Abgeordneten angreifen, so dass sie im August
2000 bereits ankündigte, die Aufhebung von 15 Gesetzen gem
Art 140 B-VG zu begehren.
Zu erwarten sind aber nach Ansicht des Präsidenten des VfGH,
Adamovich, auch Massenbeschwerden, sobald die Gesetze ange-
wendet wurden und der Instanzenzug durchlaufen ist. Dabei kann
es auch um organisierte Massenbeschwerden gehen, wie sie be-
reits zweimal in früheren Jahren erfolgten. So wurde der VfGH im
Jahr 1966 in über 11.000 Fällen angerufen. Schon im Jahr 1995
hatte der VfGH 1000 Individualanträge auf Gesetzesprüfung zu
bewältigen. Davor warnt nun der Präsident des VfGH, Ludwig
Adamovich, in Sorge vor einer Lahmlegung des Gerichtshofes
durch Überflutung mit Beschwerden.
Er sieht im Hinblick auf die Neuregelungen des Sparpakets, durch
die besonders ältere Menschen (Änderungen im Pensionsbereich)
und kranke Menschen (Selbstbehalte und Ambulanzbeiträge) be-
troffen werden, die Wahrscheinlichkeit von Serienbeschwerden für
gegeben. Er regt daher an, die schon andiskutierte Auffangrege-
lung für Massenbeschwerden legistisch zu verwirklichen. Es ginge

darum, nur Testfälle zu judizieren und bis dahin den übrigen Anfall
an Folgebeschwerden quasi einzufrieren und auch für diese den
Testerkenntnissen Wirksamkeit zu verschaffen.

Der Unterschied der Reaktion des VfGH auf Beschwerden und An-
träge von politischer Relevanz in der 1. und der 2. Republik ist
deutlich: 1933 war die Folge solcher Anträge der Rücktritt mehre-
rer Richter und die Handlungsunfähigkeit des Gerichts; im Jahr
2000 warnt der Gerichtshof vor seiner Lahmlegung durch Über-
flutung und mahnt eine schon angeregte Regelung für ein Massen-
verfahren ein.

9. Die Unterschiedlichkeit der Situation in der 1. und der 2. Repu-
blik wird aber auch im materiellen Verfassungsrecht deutlich, da
die politischen Parteien, obwohl sie an der Schaffung in beiden
Republiksgründungen maßgeblich mitwirkten, erst 1975 mit dem
Parteiengesetz im Verfassungsrang eine Grundlage erhielten.

Der Minderheitenschutz war schon in der 1. Republik durch
Art 149 B-VG im Verfassungsrang gewährleistet, indem Abschnitt V
des 3. Teiles des Staatsvertrages von Saint Germain vom 10. Sep-
tember 1919 ausdrücklich als Verfassungsgesetz erklärt wurde.
Das entsprach dem Vertrag, der von der Entente diktiert worden
war. In der 2. Republik beschlossen am 7. Juli 2000 alle im Parla-
ment vertretenen politischen Parteien einstimmig eine Staatsziel-
bestimmung als Abs 2 des Art 8 B-VG, die die Verpflichtung aller
Gebietskörperschaften ausspricht, die Volksgruppen zu achten, zu
sichern und zu fördern.

Parteiengesetz und Minderheitenschutz sind aussagekräftige
Nachweise für die Änderung des Verfassungswillens und der Ver-
fassungskraft des B-VG in der 1. und der 2. Republik.

Es gibt aber noch stärkere Belegstellen:

1977 erfolgte die Einfügung der Volksanwaltschaft, seit 1981 als
siebentes Hauptstück im B-VG.

1988 wurde das Bundesverfassungsgesetz zur Sicherung der per-
sönlichen Freiheit erlassen.

Ebenso 1988 wurden die Unabhängigen Verwaltungssenate ge-
schaffen und im Art 129a und Art 129b im sechsten Hauptstück
des B-VG festgeschrieben.

10. Die entscheidendsten Schritte, die die 2. Republik von der
Ersten abheben und insgesamt für das B-VG einen Quantensprung
bedeuten, finden sich in der Fortentwicklung des Individualrechts-
schutzes vor dem VfGH, im Beitritt Österreichs zur EMRK und ihrer
Transformation in den Verfassungsrang und schließlich im Beitritt
Österreichs zur EU.

Alle drei Bereiche sind ineinander verzahnt. Wie Jahresringe eines
Baumes sind sie im Laufe von rund 40 Jahren in den Stamm unse-
res B-VG hinein gewachsen. 1958 erfolgte der Beitritt zur EMRK,

15) Herzog, siehe FN 2, Verfassungstag 1992, 23.
16) Adamovich, siehe FN 4, 26.
17) Winkler, Verfassungsrecht und Verfassungsrechtsdenken, Verfassungs-

tag 1991, 96.
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1964 deren Transformation in österreichisches Verfassungsrecht.
Die EMRK gab Österreich den Grundrechtskatalog und ergänzte
die liberalen Grundrechte des StGG 1867 durch materielle Grund-
und Freiheitsrechte. Österreich hatte dem EuGMR durch sein
Reichsgericht der Monarchie die Entscheidungskompetenz für die
bloße Feststellung der Verletzung des Beschwerdeführers in subjek-
tiven (Bürger-)Grundrechten vorgezeichnet.

Der Ausbau des Individualrechtsschutzes durch die B-VGNov
1975 und 1988 aktivierte die verfassungsgesetzlich gewährleiste-
ten (Grund-)Rechte auch als Maßstab für den Gesetzgeber.

Der Beitritt zur EU mit 1. Januar 1995 bewirkte eine Gesamtände-
rung der Verfassung, zusätzlich zu der, die bereits durch die
Rechtsfortschreibung des EuGMR unerkannt eingetreten war18) und
unbeschadet des Umstandes, dass die EU selbst den Grund- und
Freiheitsrechten und damit der EMRK verpflichtet ist. Art 6 des
EU-Vertrages stützt sich zudem auf die traditionellen materiellen
Werte der Demokratie, wie sie allen Staaten Europas gemeinsam
sind.

Damit bleibt wenig Raum für eine 3. Republik. Vielmehr deuten die
Beratungen des Grundrechtskonvents von Bonn eher auf das be-
ginnende Werden einer Europäischen Verfassung!

Constitutio semper reformanda! Stourzh19) setzt dies an das Ende
seiner Überlegungen. Es drängt mich aber, anzufügen, dass die
Aussage eher den Anfang neuer Überlegungen bildet.

10. Wohl hat es wiederholte Vorschläge für Änderungen der Ver-
fassung gegeben, die Welan20) aufzeigt:

Esterbauer plädierte für die Direktwahl der Exekutive und ein ge-
waltentrennendes System nach Vorbild der Schweizer Kantone.

Brünner meinte, wir lebten in einem Nachkriegssystem der Verfas-
sung. Es sei höchste Zeit, Institutionen und Kulturen fortzuentwi-
ckeln. Das Regierungssystem müsse Integrations- und Entschei-
dungskapazität entfalten. Damit sei er für eine Unvereinbarkeit
zwischen Spitzenfunktionären und Vertretern der Sozialpartner so-
wie von Parlamentariern und Regierungsmitgliedern.

Welan spricht sich für eine Abschaffung des Bundespräsidenten
aus, dessen Funktionen auf das Parlament und die Regierung über-
gehen sollten. Entscheidend sei, eine Streitkultur aller Beteiligten zu
finden.

Haider wollte zunächst eine 3. Republik, präzisierte sich aber auf
die Forderung nach einer grundlegenden Staatsreform, mit Vor-
rang des Wahlprinzips vor dem Ernennungsprinzip. Der Bundes-
präsident solle eine Richtlinienkompetenz erhalten. Für Organe der
Vollziehung und Angehörige des Parlaments habe eine strenge Un-
vereinbarkeit zu gelten. Adamovich21) erblickt in diesen Vorschlä-
gen Haiders eine starke Tendenz der Personalisierung.

Keiner dieser Vorschläge hat das Licht parlamentarischer Diskus-
sion erblickt.

11. Die politischen Entwicklungstendenzen können mit dem Ver-
fassungstext des B-VG 1920 idF 1929 offensichtlich leben, die

Parteien können ihre Politik ungeachtet der fehlenden Gebote für
eine Verfassungskultur oder gerade deshalb ausleben.

Sensibel wird Österreichs Bürgerverhalten im Rechtsschutzbereich.
Ist das der eigentliche Kern unserer Bundesverfassung, mit dem sie
lebt und stirbt? Vieles spricht tatsächlich dafür, wie die Geschichte
zeigt.

Aufmerksamkeit hat daher dieser Thematik besonders zuzukom-
men:

12. In der FS Koja spricht sich Korinek22) für eine umfassende
Reform der Gerichtsbarkeit des öffentlichen Rechts aus. Der Vor-
schlag Korineks ist durch das Konzept der dt Bundesverfassungs-
gerichtsbarkeit offensichtlich beeinflusst und macht deren Konzept
für seine Vorschläge nutz- und vorstellbar.

Vorweg sei darauf verwiesen, dass die ordentliche Gerichtsbarkeit
einer Reform im von Korinek vorgeschlagenen Sinne schärfstens
entgegentreten würde. Es genügt, hiezu auf die Ausführungen Stei-
ningers23) beim Verfassungstag 1994 zu verweisen. Im Kern besa-
gen diese, dass eine Kognition des VfGH im Bereich der ordentli-
chen Gerichtsbarkeit traditionswidrig, aber auch überflüssig wäre,
da die Erfolgsquote sich in anderen Staaten, die ein solches Sys-
tem haben, zB die BRD, wo Art 93 Bonner Grundgesetz die
Beschwerde gegen gerichtliche Entscheidungen an das Bundes-
verfassungsgericht zulasse, sich auf ein halbes Prozent beliefe.
Demgegenüber sei der OGH durchaus effektiver in der Lage, die
Grundrechte zu wahren, wie das Grundrechts-Beschwerdegesetz
1993 beweise; schon im ersten Jahr seiner Gültigkeit hätten 16%
der Beschwerden zu Erfolg geführt. Die knappe Antwort Steiningers
zu einer Änderung, die eine Anrufbarkeit des VfGH öffne, ist
daher ein klares NEIN.

Für eine Anrufbarkeit des VfGH haben sich 1956 Pfeifer und 1978
Kopp und Pressinger ausgesprochen. Spanner bekannte sich beim
1. Österreichischen Juristentag 1961 zu einem ja/NEIN. Ermacora
sprach sich gegen die partielle Verfassungskontrolle durch den
OGH, im Hinblick auf das fehlende Moment der Fremdkontrolle
der ordentlichen Gerichtsbarkeit aus.

Dagegen ist allerdings für den Grundrechtsbereich auf die Mög-
lichkeit der Beschwerde an den EuGMR zu verweisen. Die Effekti-
vität dieser Kontrolle erzwang letztlich die Einführung des Instituts
der Erneuerung des Strafverfahrens nach §§ 363a bis 363c StPO.

18) VfGH 13. 10. 1987, B 267/86 (VfSlg 11.500), 362f.
19) Stourzh, siehe FN 5, Verfassungstag 1991, 39.
20) Welan, siehe FN 3, 59.
21) Adamovich, siehe FN 4, Verfassungstag 1995, 19.
22) Der Beitrag Korineks geht auf einen Vortrag zurück, den er bereits am

21. Mai 1997 bei einem Kolloquium, das zu Ehren von Hans Hugo
Klein an der bayrischen Akademie für Wissenschaften in München
stattfand, gehalten wurde.

23) Steininger, Empfiehlt es sich, die Zuständigkeit des Verfassungsgerichts-
hofes durch Einführung einer umfassenden, auch Akte der Gerichtsbar-
keit erfassenden Individualverfassungsbeschwerde zu erweitern? Ver-
fassungstag 1994.
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Eine Austrifizierung für den sensiblen Bereich des Strafrechts regte
ich in der 4. Auflage der Verfassungs- und Verwaltungsgerichtsbar-
keit durch Schaffung einer Feststellungskompetenz für Grundrechts-
verletzungen in Strafverfahren des VfGH an24), welchen Vorschlag
auch Moos am Österreichischen Juristentag 2000 unterstützte. Das
könne zu einer Erneuerung des Strafverfahrens, wie nach einer
Entscheidung des EuGMR führen. Dafür spräche auch, dass die
ordentlichen Gerichte wenig grundrechtssensibel sind, worauf be-
reits Mauro Cappelletti und Louis Favoreu25) verwiesen haben.

Meine Vorschläge gehen viel weniger weit als die Korineks.

Auch Jabloner26) hat einen Vorschlag gemacht, der mit dem Titel
„Statt Urteilsbeschwerde: Subsidiarantrag“ einerseits die Normen-
kontrolle verstärken solle, andererseits aber keinesfalls zum
Beschreiten eines Weges führe, der eine Überlagerung der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit durch verfassungskonforme Interpretation
durch den VfGH bewirken werde. Er schlägt daher einen Subsi-
diarantrag auf Gesetzesprüfung für einen im neuen System nicht
mehr bestehenden Art 144 Abs 1 zweiter Fall B-VG vor, der das
geltende Individualantragsrecht nach Art 140 ergänzen solle. Bei
einer Aufhebung könne das System des Anlassfalles als Modell
dienen. Aufgrund einer festzulegenden Bindungswirkung des VfGH
an die Gesetzesauslegung des VwGH würde eine verfassungskon-
forme Alternativauslegung durch den VfGH inhibiert.

Der Vorschlag Korineks ist diesem Ergebnis vorzuziehen.

Korinek schlägt aus der Sicht einer umfassenden Reform vor:
„. . . . . verstehen sich der OGH und der VwGH heute als Höchst-
gerichte. Aber ebenso wie der VfGH in Fragen der EMRK schon
lange nicht mehr Höchstgericht ist . . . . ., verhält es sich in Ver-
fassungsfragen eben auch mit diesen Gerichten. Bedenkt man die
Sache genau, so würden mit der vorgeschlagenen Systemände-
rung Verfassungsbeschwerden gegen ihre (OGH und VwGH)
Urteile – soweit sie überhaupt erhoben werden – kaum Erfolgs-
chancen . . . . . Der hier ausgebreitete Vorschlag sucht das Element
des Vorlagesystems zu verstärken und das Element des Beschwer-
deverfahrens so zu reduzieren, daß ihm nur mehr subsidiäre Be-
deutung zukäme.“27)

Korinek meint: Die Einrichtung erstinstanzlicher Verwaltungsge-
richte, für die entsprechende Vorschläge vorliegen, nachdem darü-
ber seit 10 Jahren diskutiert wurde, so dass höchster Handlungs-
bedarf besteht, würde zu einer wesentlichen Entlastung beitragen
und den Weg für das neue System freimachen. Der VwGH wäre
berufen, ein Vorlageverfahren zu praktizieren, und zwar in Ge-
meinschaftsfragen an den EuGH und in Verfassungsfragen an den
VfGH. Erst gegen die Entscheidung des VwGH käme subsidiär die
Verfassungsbeschwerde zum Zug.

Analoges gälte für den OGH.

Die Systemänderung wäre am telos bestmöglicher Effektivität der
Verfassungsordnung ausgerichtet und stünde auch mit der guten
Tradition österreichischer Rechtsstaatlichkeit im Einklang.

Zu diesen Gedanken Korineks, für die ich starke Sympathien emp-
finde, ist vor allem die Frage zu stellen, ob die maßgeblichen Poli-
tiker die Kraft besitzen, das grundsätzlich sehr erörterungswürdige
Telos-Ziel zu erwägen und allenfalls zu ergänzen. Wenn das Sys-
tem Korineks nur die Normenkontrolle im Auge hat, dann wäre die
Grundrechtskontrolle der Normanwendung dem VfGH entzogen
und damit auch die verfassungskonforme Interpretation kein Vor-
lagethema. Ich glaube, dass es aber Modifikationen des Systems
Korinek gäbe, auch diese Fragen rechtsschutznahe zu lösen, etwa
in Richtung des Vorlagesystems an den EuGH. Wie dem auch sei,
bleibt aber die entscheidende Frage offen, ob der Vorlagepflicht
durch die ordentlichen Gerichte, für sie allenfalls durch den OGH
oder das Letztgericht, effektiv entsprochen würde, was künftig von
diesen eine Verfassungssensibilität erfordern würde, die die Latte
des Maßstabes höher legen müsste, als sie für den VfGH bei amts-
wegigen Prüfungen besteht. Ich fürchte, dass nur Anwälte als Be-
schwerdevertreter diese Radikalität aufbringen. Dort hatte wohl
auch der Vorschlag Kelsens seine Wurzel, Generalanwälte für Ver-
fassungsfragen vorzuschlagen. Vielleicht wäre es sinnvoll, auf
diese ursprüngliche Vorstellung zurückzukommen.

Der 80. Jahrestag des VfGH ist von der Gründung dieses Gerichts
offensichtlich noch nicht so weit entfernt, dass Erwägungen seines
Konstrukteurs jede Aktualität verloren hätten.

Als Kern der Verfassung erweist sich also der Rechtsschutz durch
den VfGH.

13. Der Rechtsschutzstaat als prägende Bezeichnung für das
österreichische Modell gewinnt aber nun auch Gewicht für die EU
und wird zu deren Nagelprobe.

Der Bonner Grundrechtskonvent28) ist nicht nur zufolge des Kata-
logs, der erörtert wird, von europäischer Bedeutung, sondern auch
im Hinblick auf die Entscheidung, wie die stipulierten Rechte justi-
ziabel sein sollen, ob sie nicht nur die Mitgliedstaaten zum Adres-
saten haben sollen, sondern auch die EU Bürger, deren Rechte sie
gewährleisten sollten, und damit auch für die Frage, ob sie den
Kern einer Europäischen Verfassung bilden werden. Der Individual-
rechtsschutz wird die zentrale Gewährleistungsfrage bilden.

14. Vielleicht ist es daher angebracht, in diesem Zusammenhang
abschließend auf das Dok 3562 des Europarates zurückzukom-
men, das keiner Erledigung zugeführt wurde. Es betraf einen
Antrag der Parlamentarischen Versammlung des Europarates, das
Recht auf eine gerechte Rechtsprechung zu garantieren und, da es
zum Zweck der vollständigen Durchführung dieser Bestimmung

24) Machacek, Verfassungs- und Verwaltungsgerichtsbarkeit 332.
25) Favoreu, Das Modell des Verfassungsgerichts, Verfassungstag 1993, 16.
26) Jabloner, Strukturfragen der Gerichtsbarkeit des öffentlichen Rechts,

ÖJZ 1998, 168.
27) Nochmals Korinek, in Symposion aus Anlass des 60. Geburtstages von

Richard Novak, Juristische Schriftenreihe, Band 152.
28) Iglesias, Verfassungsperspektiven der europäischen Gerichtsbarkeit,

Verfassungstag 1996, 17.
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wesentlich ist, dass die Freiheit und Unabhängigkeit der Rechtsbei-
stände gewährleistet ist, den Abschluss eines Zusatzprotokolles zur
EMRK in die Wege zu leiten. Das Zusatzprotokoll hätte die Freiheit
zur Übernahme und Durchführung aller Mandate, die Geheimhal-
tungspflicht aller im Rahmen eines Mandates anvertrauten Dinge
und das Recht zur Verweigerung jeglicher Zeugenaussage sowie
das Verbot von Benachteiligungen wegen Übernahme eines Man-
dates zu gewährleisten29).

Die Österreichische Anwaltschaft und die österreichischen Teilneh-
mer des Konventes sollten 80 Jahre Verfassungsrechtsschutz durch
den VfGH als Europa- und Weltmodell zum Anlass nehmen, anzu-
regen, den Rechtsbeistand in Ausübung seines Mandates als
Rechtsschützer auch im Grundrechtekatalog der EU gegen staatli-
che Gewalt gemeinschaftsrechtlich abzusichern.

29) AnwBl 1975/5, 198.

I. Der typische Kridafall

Der typische Kridatar beginnt seine Geschäftstätigkeit zumeist mit
nur geringem Eigenkapital. In der Folge ist er zur Aufnahme von
Krediten gezwungen. Aufgrund stetiger Verluste wächst die Ver-
schuldung. Zahlreiche Exekutionen werden geführt, Kredite teil-
weise fällig gestellt. Letztendlich ist das Unternehmen zahlungs-
unfähig. Der Kridatar wartet dennoch Monate – manchmal Jahre –
mit dem gebotenen Insolvenzantrag, in der Hoffnung, das Unter-
nehmen werde „sich erfangen“ und es werde „schon irgendwie
weitergehen“. Bis zum unvermeidbaren Ende, oft in Form eines
von der zuständigen Krankenkasse eingebrachten Konkursantrags,
werden neue Schulden eingegangen1).

So eröffnete etwa ein Kellner ein Restaurant: Gemeinsam mit sei-
ner Gattin gründete er eine GmbH. Das Stammkapital wurde zur
Hälfte einbezahlt. Für die nötigen Umbauarbeiten waren Investitio-
nen in Höhe von ca S 2,5 Mio erforderlich, wobei etwa die Hälfte
in Form eines Bankkredits aufgebracht wurde. Der Geschäftsgang
entwickelte sich jedoch „eigentlich nie so“, wie er es sich vorge-
stellt hatte. Da das Lokal nicht verkauft werden konnte, beschloss
er, es in eine Pizzeria umzubauen. Neuerlich waren Investitionen
nötig. Nachdem die Zahlungsschwierigkeiten immer größer wur-
den, stellte der Schuldner letztendlich den Insolvenzantrag.

Was nach einem im Wirtschaftsleben „ganz normalen Scheitern“
klingt, das bekanntlich zur Marktwirtschaft ebenso gehört wie der
Erfolg, konnte bisher – bei erfolgter Strafanzeige etwa durch einen
erbosten Gläubiger – strafrechtliche Folgen nach sich ziehen. Der
Tatbestand der fahrlässigen Krida hat dementsprechend in der Ver-
gangenheit immer wieder Kritik hervorgerufen: Die weit gefassten
und zudem bloß demonstrativ aufgezählten Tathandlungen würden
eine Insolvenz ohne Strafbarkeit des Unternehmers nahezu unmög-
lich machen. Der Gesetzgeber reformierte nunmehr den strafrecht-

lichen Kridatatbestand, dies mit Wirksamkeit vom 1. 8. 2000. Die
folgenden Ausführungen stellen einen ersten Befund dar.

II. Fahrlässige Krida nach § 159 Absatz 1 aF

1. „Herbeiführungstatbestand“: Mangelndes Eigen-
kapital und unverhältnismäßige Kreditaufnahme (Z 1)

Die Strafgerichte begründeten ihre Feststellungen zu den gesetz-
lichen Tathandlungen, sofern nicht allzu offenkundig, mit dem Gut-
achten des idR bestellten Sachverständigen. Letztlich wurde festge-
stellt, dass der Schuldner etwa zu viel Lagerbestand oder zu viele
Fahrzeuge hatte, das Personal zu rasch aufstockte, zu wenig Auf-
träge vorhanden waren oder dass er keine ausreichenden Kennt-
nisse für das betreffende Geschäft hatte2).

Im oben genannten Beispiel des gescheiterten Kellners wäre ein
Strafgericht wohl in erster Linie davon ausgegangen, dass er früher
hätte erkennen müssen, dass an diesem Standort ein zumindest
kostendeckender Betrieb nicht möglich sein wird. Dementspre-

1) Hinter dem Mut zum Unternehmertum steht oftmals der Wunsch von
Angestellten, endlich einmal „sein eigener Herr“ zu sein und ein
„Geschäft auf(zu)machen“: Restaurants werden eröffnet oder Baufir-
men gegründet, Botendienste betrieben, mit Friseurartikeln oder Blumen
gehandelt, Textilien erzeugt; Verurteilungen nach § 159 aF betrafen
aber auch Landwirte, Dachdecker, Tierärzte oder Zahntechniker.

2) Aus einer Urteilsbegründung: „. . . von Beginn an ohne Eigenkapital
. . . Die Entwicklung war von Beginn an negativ, die von den Geschäfts-
führern als kostendeckend ermittelten Umsätze in Höhe von monatlich
S 300.000,– bis S 500.000,– wurden in keinem Monat auch nur annä-
hernd erreicht, sodass . . . erhebliche Verluste entstanden sind. Von
Beginn an war auch kein Unternehmensführungskonzept und keine
Plankostenrechnung vorhanden . . . obwohl . . . Verlust . . . wurden die
Fixkosten wesentlich erhöht. Der Auftragsstand war sehr gering . . .
weit entfernt von der Möglichkeit, die überhöhten Fixkosten abzude-
cken.“

RAA Dr. Gustav Breiter, Mödling

Die grob fahrlässige Beeinträchtigung von Gläubigerinteressen
§ 159 StGB nach der Kridareform – ein erster Befund
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chend war die Kreditaufnahme für den Umbau in eine Pizzeria un-
verhältnismäßig3). Bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen
der Strafbarkeit wegen eines Fahrlässigkeitsdelikts wäre es wohl
zu einer Verurteilung gekommen.
Viele Unternehmer sind von Anfang an mit Verbindlichkeiten belas-
tet, die sich aufgrund früherer Geschäfte „angehäuft“ haben oder
die bei einem Geschäftsübergang mit übernommen wurden. Dabei
verstoßen manche in besonders eklatanter Weise gegen den –
freilich nicht näher definierten – Grundsatz ausreichenden Eigen-
kapitals: So hatten die Betreiber eines Botendienstes bereits
S 600.000,– Schulden und konnten die angeschafften Fahrzeuge
im Wert von je S 20.000,– nur auf Raten bezahlen. Ein anderer
Unternehmer musste im dritten Jahr seiner Geschäftstätigkeit Kre-
dite aufnehmen, um den laufenden Geschäftsbetrieb aufrecht zu
erhalten. Ein Schuldenstand von über S 2 Mio machte zwei Jahre
später einen außergerichtlichen Ausgleich nötig. Wiederum nach
zwei Jahren entschloss er sich zum Kauf der von ihm bisher bloß
gemieteten Betriebsliegenschaft. Dazu war ein Kredit in Höhe
von S 10 Mio erforderlich. Aus dem laufenden Geschäftsbetrieb
konnte er nicht einmal die Zinsen abdecken. Letztendlich stellte er
den Konkursantrag. In den beiden letztgenannten Beispielen wurde
unverhältnismäßig Kredit aufgenommen.

2. Nicht rechtzeitiger Insolvenzantrag (Z 2)

In den meisten Kridafällen führt der Schuldner nicht nur seine Zah-
lungsunfähigkeit herbei, sondern versucht, seinen Betrieb aufrecht-
zuerhalten. Durch das Weiterwirtschaften und die damit auflaufen-
den Verbindlichkeiten, wie etwa für Miete, Gas, Strom, werden
neue Verbindlichkeiten eingegangen. In der Regel kommt es zu ei-
ner Vereitelung oder Schmälerung der Gläubigerbefriedigung.
Nach alter Rechtslage wäre der Schuldner nach Z 2 strafbar gewe-
sen.
Konnte der Schuldner nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit noch
günstige Geschäfte abschließen – etwa seine bereits erteilten Auf-
träge fertigstellen –, war der praktische Nachweis der Kausalität
des nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit gesetzten Verhaltens für
den Gläubigerschaden jedoch schwierig. Das Gericht musste
dann feststellen, dass der Schuldner durch sein Weiterwirtschaften
einen zusätzlichen Befriedigungsausfall verursacht hat4).

III. Grob fahrlässige Beeinträchtigung von
Gläubigerinteressen (§ 159 StGB nF)

1. Grundsätzliche Ziele der Reform

Ziel der Reform ist eine Trennung zwischen grob unwirtschaft-
lichem, kriminellem Verhalten und bloßen ökonomischen Fehlleis-
tungen. Dazu werden diejenigen kridaträchtigen Handlungen, die
den Gläubigerinteressen widersprechen und deren Unwirtschaft-
lichkeit auf der Hand liegt, aufgezählt. „Wirtschaftlich verfehlte
Handlungen, die im Wirtschaftsleben auch normalerweise sorgfäl-

tigen Unternehmern unterlaufen können und daher als bloß leicht
fahrlässig einzustufen sind“, sollen straflos bleiben. Zugleich soll
der Verzicht auf eine Generalklausel eine deutliche Entkriminalisie-
rung bewirken5). Die nunmehr taxativ genannten Verhaltenswei-
sen sind sowohl für den Herbeiführungstatbestand als auch für den
Tatbestand, der die Verhaltensweisen nach eingetretener Zah-
lungsunfähigkeit erfasst, relevant. Im Vergleich zur alten Rechts-
lage setzte der Gesetzgeber den Strafrahmen von einer Freiheits-
strafe bis zu zwei Jahren auf bis zu einem Jahr hinunter.

Die nunmehr beschlossene Reform geht auf diesbezügliche Bemü-
hungen des Gesetzgebers aus dem Jahre 1997 zurück. Das da-
mals geplante System der betrügerischen und fahrlässigen Krida
(§§ 156 und 159 StGB) war zweifellos der deutschen Rechtslage
nach § 283 dStGB nachgebildet, was sich auch an der Formulie-
rung der Tathandlungen zeigen wird6). Die nunmehr erfolgte Re-
form bloß der fahrlässigen Krida nach § 159 StGB ist sozusagen
eine Teilverwirklichung der damals eingeleiteten Reformbemühun-
gen7).

2. Gemeinsame Probleme von § 159 Abs 1 und 2

a) Begriff der groben Fahrlässigkeit

Sowohl die Herbeiführung der Zahlungsunfähigkeit (Abs 1) als
auch die Vereitelung oder Schmälerung der Befriedigung wenigs-
tens eines der Gläubiger (Abs 2) sind nur dann strafbar, wenn der

3) Eine Kreditaufnahme war nach einschlägiger Kommentarliteratur dann
unverhältnismäßig, wenn „Fremdkapital in einem Umfang beansprucht
(wurde), der außerhalb jeden Verhältnisses zur wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit steht“ (Leukauf/Steininger, StGB3 § 159 Rz 8). Dies
wäre in unserem Fall nur dann zweifelhaft, wenn der Unternehmer auf-
grund besonderer Umstände annehmen durfte, dass eine Pizzeria im
Gegensatz zum früheren Restaurant Gewinne einbringen würde.

4) Zu § 159 Abs 1 Z 2 aF vgl Breiter, Fahrlässige Krida nach Eintritt der
Zahlungsunfähigkeit (1998); dies gilt auch nach der neuen Rechtslage;
dazu sogleich im Text.

5) So die Ausführungen in den erläuternden Bemerkungen zur Regierungs-
vorlage (EBRV).

6) Das deutsche „Bankrottstrafrecht“ sollte aber nur in Ansätzen übernom-
men werden, denn der deliktische Aufbau der §§ 283ff dStGB weist im
Vergleich zum Reformmodell 1997 einige Unterschiede auf: So ist die
fahrlässige Herbeiführung (auch) der Überschuldung ausreichend
(§ 382 Abs 2). Nach Eintritt der Überschuldung oder Zahlungsunfähig-
keit (aber auch bei bloß drohender Zahlungsunfähigkeit) ist das bloße
Weiterhandeln strafbar; es handelt sich um ein abstraktes Gefähr-
dungsdelikt (Abs 1). Für manche Tathandlungen reicht bloße Fahrläs-
sigkeit nicht aus: nach Abs 4 und 5 leg cit besteht ein System von Vor-
satz-Fahrlässigkeitskombinationen. Zudem ist die Tat stets nur dann
strafbar, wenn der Täter seine Zahlungen eingestellt hat oder über sein
Vermögen das Konkursverfahren eröffnet wurde oder der Eröffnungs-
antrag mangels Masse abgewiesen worden ist (Abs 6); vgl dazu den
Überblick bei Rudolphi/Horn/Günther/Samson, SK StGB II Vor § 283
Rz 1ff; Maurach/Schroeder/Maiwald, Strafrecht BT I7 § 48 Rz 5ff;
Lackner/Kühl, StGB22 § 283f; Gössel, Strafrecht BT, Bd 2, § 28.

7) Eine spätere Neugestaltung des gesamten Kridastrafrechts will der nun-
mehrige Reformentwurf ausdrücklich nicht ausschließen.
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Täter diesen Erfolg grob fahrlässig herbeigeführt hat. Der Begriff
der groben Fahrlässigkeit wurde bisher im StGB nicht verwendet.
Inhaltlich ist ein „schweres Verschulden“ bloß aus dem Bereich der
Körperverletzungsdelikte bekannt (§ 88 Abs 2)8). Nach den EBRV
liegt eine grobe Fahrlässigkeit vor, wenn dem Täter eine unge-
wöhnliche, auffallende Sorglosigkeit zur Last liegt und für ihn
der Eintritt einer Tatbildverwirklichung nicht nur entfernt möglich,
sondern als wahrscheinlich vorhersehbar war. Der Täter lässt also
unter Verletzung elementarster Vorsichtsgebote das außer Acht,
was jedem verständigen Menschen in der gleichen Lage und unter
den gleichen Umständen hätte einleuchten müssen9). Es handelt
sich letztlich um eine Einzelfallbeurteilung. Denn der Umfang der
drohenden Rechtsgutsbeeinträchtigung und die soziale Üblichkeit
des riskanten Verhaltens sind ebenso zu berücksichtigen10).

b) Kridaträchtige Handlungen (Abs 5)

ba) Allgemeines

Die Tathandlungen der §§ 159 Abs 1 und 2 werden in Abs 5
taxativ aufgezählt. Voraussetzung aller Tathandlungen ist ein Han-
deln des Schuldners „entgegen Grundsätzen ordentlichen Wirt-
schaftens“. Damit wird auf den im Wirtschaftsstrafrecht einhellig
verwendeten „ordentlichen Kaufmann“ (als konkrete Ausformung
der sogenannten Maßfigur) verwiesen. Die Beurteilung des Schuld-
nerverhaltens als in grober Weise gegen diese Grundsätze ordent-
lichen Wirtschaftens verstoßend kann nur im Einzelfall erfolgen.

bb) Schmälerung des Schuldnervermögens (Z 1)

Nach Z 1 handelt kridaträchtig, wer einen bedeutenden Bestand-
teil seines Vermögens zerstört, beschädigt, unbrauchbar macht,
verschleudert oder verschenkt. Hier werden in Anlehnung an
§ 156 evident gläubigerschädigende Verhaltensweisen aufge-
zählt. Die einschränkende Formulierung, wonach es sich um einen
„bedeutenden“ Vermögensbestandteil handeln muss, zeigt wie-
derum das gesetzgeberische Anliegen, grob unwirtschaftliche Ver-
haltensweisen zu erfassen. Die Bedeutung des Vermögensteils
wird im Verhältnis zum gesamten, für die Gläubigerbefriedigung
zur Verfügung stehenden Vermögen zu bestimmen sein.

Ein Zerstören oder Beschädigen ist jedenfalls nicht gegeben, wenn
bloß dazu bestimmte Sachen verbraucht werden oder etwa eine
baufällige Lagerhalle abgerissen wird11): dies erfolgt nicht „ent-
gegen Grundsätzen ordentlichen Wirtschaftens“.

Zur Tathandlung des Verschleuderns wird vertreten, dass dieses
bei Lockvogelangeboten, beim Verkauf verderblicher Ware oder
bei günstigem Einkaufspreis12) ebenso wenig vorliegt wie beim
Verkauf zur Gewinnung eines neuen Marktes oder um einem Preis-
sturz zuvor zu kommen13), da auch dies einem ordentlichen Wirt-
schaften nicht widerspricht. Eine Vermögensübertragung auf eine
Auffanggesellschaft ist jedenfalls dann keine Verschleuderung iSd
Z 1, wenn die Gesellschaft auch Verbindlichkeiten in entsprechen-

der Höhe übernimmt; ist der Sanierungsversuch durch Vermögens-
übertragung wirtschaftlich sinnvoll, dann handelt der Unternehmer
ohnedies nicht „entgegen Grundsätzen ordentlichen Wirtschaf-
tens“14). Gründet der Täter eigens zum Zweck der Vermögensver-
schiebung eine Gesellschaft und übernimmt diese ohne entspre-
chende Gegenleistung Vermögenswerte, ist die Tathandlung des
Verschleuderns erfüllt15).

bc) Außergewöhnlich gewagte Geschäfte (Z 2)

Schon nach bisheriger Rechtslage war der Abschluss eines gewag-
ten Geschäftes, das nicht zum ordnungsgemäßen Betrieb gehört
und mit den Vermögensverhältnissen des Schuldners in auffallen-
dem Widerspruch steht, kridaträchtig. Der Gesetzgeber hat diese
Tathandlung nunmehr sprachlich dahingehend formuliert, dass ein
außergewöhnlich gewagtes Geschäft vorliegen muss, das nicht
zum gewöhnlichen Wirtschaftsbetrieb gehört. Dem gleichgestellt
werden Spiel oder Wette.

Zur Veranschaulichung, welche Art von Geschäften „gewagt“ iS
des Kridatatbestandes ist, verwies bereits die ältere Literatur zu-
meist auf die Regelungen des ABGB über die Glücksverträge
(§§ 1267 bis 1292)16). Auch in der Judikatur findet sich der Hin-
weis auf das 29. Hauptstück des ABGB. Äußerst riskante Spekula-
tionsgeschäfte, die völlig unberechenbaren Preisschwankungen
unterworfen sind, wurden wegen des aleatorischen Moments als
gewagt qualifiziert17). Es werden also von der Tathandlung solche
Geschäfte erfasst, die über das bei jedem Geschäftsabschluss
zugrunde liegende Wagnis deutlich hinausgehen. Ein ordentlicher
Kaufmann tätigt infolge des hohen Risikos kein solches Geschäft.
Der OGH setzte sich, soweit ersichtlich, bisher in diesem Zusam-
menhang nur mit gewagten Börseaufträgen auseinander18).

8) Der Gesetzgeber weist ausdrücklich darauf hin, dass der Begriff des
„schweren Verschuldens“ nicht verwendet wurde, da der Begriff der
groben Fahrlässigkeit – wie auch bei § 88 Abs 2 – kein Schuld-, son-
dern ein Unrechtselement ist.

9) Trechsel, Schweizerisches Strafgesetzbuch2 Art 165 – Misswirtschaft:
dieser ist ähnlich aufgebaut wie § 159 Abs 1 aF öStGB und umfasst ua
eine „arge Nachlässigkeit in der Vermögensverwaltung“.

10) Vgl EBRV.
11) Tröndle/Fischer, StGB49 § 283 Rz 6.
12) Stree in Schönke/Schröder, StGB25 § 283 Rz 2.
13) Weyand, Konkursdelikte3, 71.
14) Tiedemann, LK11 § 283 Rz 30 zur Tathandlung des Beiseite-Schaffens,

die in § 283 dStGB genannt ist. § 159 öStGB nennt zwar nicht das
Beiseite-Schaffen, dafür aber das Verschleudern. Für die Vermögens-
übertragung auf Auffanggesellschaften könnten beide Tathandlungen
herangezogen werden.

15) Tiedemann, aaO Rz 34.
16) So etwa Altmann/Jakob, Kommentar zum Österreichischen Strafrecht

Band 1 (Wien 1928) 924.
17) OGH EvBl 1990/78 = Rz 1990/115.
18) OGH SSt 3/104 bzw SSt 5/10; vgl auch OGH EvBl 1990/78. Auch

bei Kienapfel, BT II3 § 159 Rz 11 wird bloß letztgenannte Entscheidung
zitiert.
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bd) Übermäßiger Aufwand (Z 3)

Das Kriterium der Unwirtschaftlichkeit wird in Z 3 mehrfach betont:
Zunächst muss die Handlung „entgegen Grundsätzen ordentlichen
Wirtschaftens“ erfolgen. Dabei muss der Aufwand übermäßig
sein, dh mit den Vermögensverhältnissen oder der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit des Schuldners in auffallendem Widerspruch ste-
hen. Nach den EBRV soll ein übermäßiger Aufwand dann vorlie-
gen, wenn die Aufwendungen zu Einkommen und Vermögen „in
eklatantem Missverhältnis“ stehen. „Unter Aufwand fallen sowohl
Ausgaben im Privatinteresse (auch überhöhte Privatentnahmen) als
auch für geschäftliche Zwecke (übermäßige geschäftliche Anschaf-
fungen, Personal-, Werbe- oder Repräsentationsaufwand)“.

Problematisch erscheinen geschäftliche Anschaffungen, die auf
Kredit getätigt werden, etwa eine neue Computeranlage oder ein
aufgestockter Fuhrpark. Die im Entwurf 1997 noch als Tathand-
lung vorgesehene unverhältnismäßige Kreditaufnahme ist nach der
nun verwirklichten Reform als Tatbestandsvariante entfallen. Nach
den Ausführungen des Gesetzgebers hätte selbst eine einschrän-
kende Formulierung keine hinreichende Gewähr dafür geboten,
dass damit nicht eine indirekte Generalklausel geschaffen würde:
Eine Zahlungsunfähigkeit ohne Kreditaufnahme sei gar nicht denk-
bar; die unverhältnismäßige Kreditaufnahme als solche ist daher
nach dem reformierten Tatbestand nicht mehr strafbar19). Die oben
anhand mehrerer Fälle dargestellte unverhältnismäßige Kreditbe-
nützung kann zumindest per se als Tathandlung nicht mehr erfasst
werden.

Da die Kreditaufnahme nicht mehr vorgeworfen werden darf, muss
die Anschaffung als solche bewertet werden. Berücksichtigt wer-
den also nur noch Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Inves-
tition, etwa der neuen Computeranlage oder der neuen Kraftfahr-
zeuge. Für die Frage des Übermaßes werden Einkommen und Ver-
mögen zwar berücksichtigt; zu beurteilen ist aber nicht das Maß
der Kreditbenützung, sondern der Wirtschaftlichkeit der Anschaf-
fung. Dies gilt auch für Personal-, Werbe- oder Repräsentationsauf-
wand.

Die Anschaffung ist unwirtschaftlich, wenn die Leistungsfähigkeit
des Täters in unvertretbarer Weise überstiegen wurde, wobei die
gesamte Vermögenslage des Kridatars, Umsatz, Kosten und Unter-
nehmenschancen zu berücksichtigen sind20). Aussichtslose Investi-
tionen (zB Luxusanschaffungen) werden also erfasst, nicht aber
Sanierungsbemühungen, nur weil sie nicht erfolgssicher sind21).
Selbst Verlustgeschäfte, bei denen der Unternehmer von Anfang
an einen Verlust einplant, werden nicht als unwirtschaftlich angese-
hen, wenn zu erwarten ist, dass sich aufgrund dieses Geschäfts
alsbald ein Gewinn bringendes anschließt22).

be) Vernachlässigung der Buchführung und der Aufstellung
von Jahresabschlüssen (Z 4, 5)

Kridaträchtig handelt ebenso, wer Geschäftsbücher oder geschäft-
liche Aufzeichnungen zu führen unterlässt oder bloß so führt, dass

ein zeitnaher Überblick über die wahre Geschäftslage erschwert
wird, oder sonstige geeignete und erforderliche Kontrollmaßnah-
men, die diesen Überblick verschaffen, unterlässt (Z 4) oder Jahres-
abschlüsse entweder überhaupt zu erstellen unterlässt oder auf
eine solche Weise oder so spät erstellt, dass genannter Überblick
erheblich erschwert wird (Z 5)23). Durch diese Tathandlungen soll
ein „wirtschaftlicher Blindflug“ vermieden werden. Der Unterneh-
mer soll ein möglichst getreues Bild der tatsächlichen Verhältnisse
erhalten24).

Der Gesetzgeber betont ausdrücklich, dass „die kridaträchtigen
Handlungen des § 159 Abs 5 Z 4 und 5 . . . kausal mit dem Eintritt
des tatbildlichen Erfolges (Herbeiführung der Zahlungsunfähigkeit
bzw Vereitelung oder Schmälerung der Gläubigerbefriedigung)
verknüpft sein müssen“. Dabei ist zu beachten, dass die Krida-
handlungen der Z 4 und 5 eine Unterlassung umschreiben. Diese
ist nach hM nur dann kausal, wenn mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit feststeht, dass der Erfolg bei Vornahme des ge-
botenen Tuns nicht eingetreten wäre25). Wird dem Schuldner also
der mangelnde Überblick aufgrund fehlender Kontrollmaßnahmen
vorgeworfen, müsste mit an Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit feststehen, dass der Schuldner bei deren Vorliegen den
Überblick bewahrt hätte und dadurch seine Zahlungsunfähigkeit
bzw kein zusätzlicher Gläubigerschaden eingetreten wäre.

Der mangelnde Überblick allein kann eine Zahlungsunfähigkeit
bzw einen zusätzlichen Schaden nicht herbeiführen. Dieser Erfolg
kann eben nur durch die – wenn auch im Blindflug erfolgende –

19) Die im früheren Entwurf als Kriterium vorgesehene grobe Unangemes-
senheit der Kreditbenützung wäre auch nicht einfach zu bestimmen
gewesen. Nach den damaligen EBRV hätte die Kreditbenützung gegen-
über der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Kridatars grob unan-
gemessen sein müssen, dh „außer jeder Relation“ zu seiner wirtschaft-
lichen Lage stehen müssen. Dies war schon nach der bisher erfassten
(schlichten) Unverhältnismäßigkeit der Kreditaufnahme anerkannt. So-
wohl für § 159 aF als auch für die vorgeschlagene grobe Unverhältnis-
mäßigkeit hätte der selbe Maßstab gegolten; die neue Regelung wäre
überflüssig gewesen.

20) Tröndle/Fischer, StGB49 § 283 Rz 14; Tiedemann, LK11 § 283 Rz 66;
nach Stree in Schönke/Schröder, StGB25 § 283 Rz 14, ist hingegen
„allein dieses Verhältnis zum Vermögensstand zZ der Ausgaben“ ent-
scheidend. Die Frage, ob der Vermögensstand dynamisch, dh ertrags-
wertbezogen, oder statisch, dh rein rechnerisch, zu beurteilen ist, erin-
nert an den Begriff der insolvenzrechtlichen Überschuldung (vgl dazu
Viehböck/Breiter, Verlustbetrieb und Überschuldung, in Druck).

21) Tiedemann, LK11 Vor § 283 Rz 117; Tröndle/Fischer, StGB49 § 283
Rz 12.

22) Stree in Schönke/Schröder, StGB25 § 283 Rz 12.
23) Die Qualifikation nach § 159 Abs 3 aF erfasste das vorsätzliche

Beiseite-Schaffen, Verfälschen oder Vernichten der Geschäftsbücher als
erschwerende Umstände im Rahmen eines Fahrlässigkeitsdelikts; vgl
dazu Eberl, Fahrlässige Krida durch Herbeiführung der Zahlungsunfä-
higkeit (§ 159 Abs 1 Z 1 StGB), unveröff Diss (Wien 1990) 237.

24) Vgl EBRV.
25) Zum diesbezüglichen Meinungsstreit und der Anwendung bei Krida-

fällen vgl Breiter, Fahrlässige Krida nach Zahlungsunfähigkeit 212ff.
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Geschäftstätigkeit verursacht werden: Der Unternehmer hätte bei
ordnungsgemäßer Gebarung die Geschäfte gar nicht oder zumin-
dest anders abgeschlossen, wodurch es nicht zur Zahlungsunfähig-
keit bzw keinem erhöhten Gläubigerschaden gekommen wäre.

Zieht man als (kausale) Tathandlung das Unterlassen hinreichen-
der Kontrollmaßnahmen heran, werden damit inhaltlich alle wäh-
rend dieses Zeitraumes abgeschlossenen Geschäfte vorgeworfen.
Nicht mehr überprüft würde dann, ob die einzelnen Geschäfte
ex ante wirtschaftlich sinnvoll waren oder nicht. Selbst die wäh-
rend des Zeitraumes des wirtschaftlichen Blindfluges eingegange-
nen Kreditverbindlichkeiten würden erfasst. Dies würde jedoch in
ganz besonderem Maß den Intentionen des Gesetzgebers wider-
sprechen, der auf eine Generalklausel ausdrücklich verzichtet hat,
um eine Entkriminalisierung zu erreichen26).

Diesem gesetzgeberischen Anliegen würde die Praxis gerecht,
wenn sie die genannten Tathandlungen der Z 4 und 5 nur dann
anwendet, wenn aufgrund des mangelnden Überblicks eine an-
dere Tathandlung verwirklicht wurde, etwa ein unwirtschaftliches
Geschäft abgeschlossen wurde. Das Vorliegen mehrerer Tathand-
lungen wirkt sich auf die Strafzumessung aus.

3. Kridaträchtige Handlungen nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit (Abs 2)

a) Allgemeines

Nach § 159 Abs 2 nF ist strafbar, wer in Kenntnis oder fahr-
lässiger Unkenntnis seiner Zahlungsunfähigkeit grob fahrlässig die
Befriedigung eines seiner Gläubiger dadurch vereitelt oder schmä-
lert, dass er nach Abs 5 kridaträchtig handelt. Der Schuldner ist
(nur) dann strafbar, wenn er zumindest in fahrlässiger Unkenntnis
der Zahlungsunfähigkeit durch grob unwirtschaftliche Verhaltens-
weisen einen zusätzlichen Befriedigungsausfall verursacht. Es han-
delt sich – wie auch nach bisheriger Rechtslage – um ein Erfolgs-
delikt27).

b) Insolvenzverschleppung

ba) Keine kridaträchtige Handlung

Nach § 159 Abs 2 nF ist die Insolvenzverschleppung keine krida-
trächtige Handlung. Einerseits befürchtete der Gesetzgeber wie-
derum, eine Generalklausel zu schaffen. Anderseits sah der Ge-
setzgeber im alten Straftatbestand ein psychologisch bedeutsames
Hemmnis für den Kridatar, ein Konkursverfahren zu beantragen.
Dem Konkursantrag soll eben in vielen Fällen gleichsam die Rolle
der Selbstanzeige zugekommen sein28): Ein Unternehmer, der
nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit über eine Insolvenz nach-
dachte, hätte sich demnach von der drohenden Strafe wegen zu
spät gestelltem Insolvenzantrag gerade von diesem abhalten las-
sen29). Im Regelfall lag das Motiv einer Insolvenzverschleppung
allerdings in der Hoffnung, dass es „irgendwie gehen wird“, aber
wohl nicht in der Furcht vor Strafe.

Nach der Reform ist die Insolvenzverschleppung jedenfalls keine
Tathandlung der grob fahrlässigen Beeinträchtigung von Gläubi-

gerinteressen30) Bloß konkursrechtlich verfehlte Bemühungen sind
nach neuem Recht nicht mehr strafbar: Sind die Sanierungsbemü-
hungen nicht aussichtsreich oder gehen sie über die 60-Tage-Frist
des § 69 Abs 2 KO31) hinaus, ist dies nicht per se strafbar.

bb) Anwendung des Abs 5

Verwirklicht der Schuldner eine kridaträchtige Handlung nach
Abs 5, kann eine Strafbarkeit vorliegen. Verschenkt er nach Eintritt
der Zahlungsunfähigkeit Vermögensbestandteile oder treibt er
übermäßigen Aufwand, verwirklicht er unter den sonstigen Voraus-
setzungen § 159 Abs 2. Gerade nach Eintritt der Zahlungsunfä-
higkeit soll der letztgenannten Kridahandlung nach den EBRV be-
sondere Bedeutung zukommen, da sich der Schuldner im Interesse
seiner Gläubiger auf das Allernotwendigste zu beschränken hat.
Die insolvenzrechtlichen Möglichkeiten einer Sanierung sind aller-
dings nach wie vor zu berücksichtigen: Bleibt der Unternehmer im
Rahmen des nach § 69 Abs 2 KO Zulässigen, dann handelt er kei-
nesfalls entgegen den Grundsätzen ordnungsgemäßen Wirtschaf-
tens. Ist der Sanierungsversuch nicht aussichtsreich oder die Frist
der sechzig Tage abgelaufen, ist der Schuldner strafbar, wenn er
grob fahrlässig gehandelt hat. Nach dem neuen Recht führt daher
nicht jedes Zuwiderhandeln gegen die insolvenzrechtlichen Anfor-
derungen zur Strafbarkeit.

bc) Auswirkungen auf die zivilrechtliche Haftung?

Für die zivilrechtlichen Haftungsfragen hat die Änderung des Straf-
tatbestands angesichts der nunmehrigen Rechtsprechung des
OGH zu § 69 Abs 2 KO keine Konsequenzen:

26) Vgl oben Kapitel III 1 und III 2bd.
27) Nach dem noch umfassenden Entwurf 1997 war als Unterscheidungs-

kriterium zwischen vorsätzlicher und fahrlässiger Krida nach Eintritt der
Zahlungsunfähigkeit deren Kenntnis bzw fahrlässige Unkenntnis vorge-
sehen. In der Praxis hätten sich dadurch Nachweisschwierigkeiten erge-
ben, ist doch der genaue Zeitpunkt des Eintritts der Zahlungsunfähigkeit
(und umso mehr deren Erkennbarkeit) schwierig genug zu bestimmen.
Da nur ein Teilbereich des Kridastrafrechts reformiert wurde, hat der
Gesetzgeber diese Differenzierung nicht ins geltende Recht übernom-
men.
Ebenso wenig wurde das Vorhaben verwirklicht, § 156 Abs 2, § 159
Abs 2 – Entw 97 als abstrakte Gefährdungsdelikte auszugestalten. Das
Strafrecht sollte erst dann eingreifen, wenn der Schuldner die Befrie-
digung der Gläubiger durch sein Verhalten tatsächlich vereitelt oder
geschmälert hat.Wenn etwa ein nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit
abgeschlossenes, außergewöhnlich gewagtes Geschäft erfolgreich ist
und der Schuldner ein positives Ergebnis lukrieren kann, dann beein-
trächtigt es nicht die Gläubigerbefriedigung. Bei Ausgestaltung als abs-
traktes Gefährdungsdelikt wäre dies irrelevant gewesen.

28) Vgl EBRV.
29) So offenbar die Überlegung des Gesetzgebers.
30) Folgerichtig wurde ebenso wenig die Zahlung von Schulden als Krida-

handlung aufgenommen. Die EBRV bezeichnen deren Strafwürdigkeit
insb bei fahrlässiger Unkenntnis der Zahlungsunfähigkeit als fragwür-
dig.

31) Dazu Breiter, Fahrlässige Krida nach Zahlungsunfähigkeit 110ff.



AnwBl 2000/11 663

Abhandlungen

Früher musste bei der haftungsrechtlichen Beurteilung einer Insol-
venzverschleppung zwischen § 69 KO und § 159 StGB unter-
schieden werden. Denn bis Ende 1996 kam die ständige Judikatur
zu unterschiedlichen Rechtsfolgen: „Der Schutzzweck des § 69 KO
umfaßt weder den Vertrauensschaden der Altgläubiger – somit
solcher, die mit der Gesellschaft zu einem Zeitpunkt kontrahierten,
zu dem die Konkursreife noch nicht bestand – noch jenen der Neu-
gläubiger . . .“. Beiden stand also in Fällen einer Insolvenzver-
schleppung bei Überschuldung nur der sog Quotenschaden zu,
also „die Differenz zwischen der tatsächlich erzielten und der fikti-
ven Konkursquote, die der Gläubiger bei pflichtgemäßer Antrag-
stellung erhalten hätte“. War die Gesellschaft aber zahlungsunfä-
hig, dann konnte der Neugläubiger bei Verletzung des § 159
Abs 1 Z 2 aF auch den Ersatz des Vertrauensschadens verlan-
gen32).

In jüngster Zeit hat der OGH diese Differenzierung aufgegeben.
Beiden Bestimmungen, § 159 Abs 1 Z 2 StGB aF und auch § 69
Abs 2 KO, wird die Wirkung zuerkannt, „die die Konkursantrags-
pflicht naheliegenderweise bezweckt, nämlich insolvente Gesell-
schaften aus dem Rechtsverkehr zu ziehen und daher jene zu schüt-
zen, die sich sonst mit dieser Gesellschaft nicht einlassen würden.
Dementsprechend ist dem Neugläubiger stets der Vertrauensscha-
den zu ersetzen“33). Für den Neugläubiger war damit aus zivil-
rechtlicher Sicht ohnedies nicht (mehr) entscheidend, dass der
Schuldner auch § 159 Abs 1 Z 2 aF StGB verwirklicht.

4. Alternativen und Qualifikationen (Abs 3 und 4)

Durch § 159 Abs 3 und Abs 4 Z 3 werden zum Teil die schon bis-
her in § 159 enthaltenen Alternativen und Qualifikationen in den
neuen Tatbestand eingeführt: Nach dem Grunddelikt ist strafbar,
wer grob fahrlässig seine wirtschaftliche Lage durch kridaträchti-
ges Handeln derart beeinträchtigt, dass ohne von einer Gebiets-
körperschaft gesetzte oder veranlasste Zuwendungen oder ver-
gleichbare Maßnahmen Zahlungsunfähigkeit eingetreten wäre
(Abs 3)34).

Auch die aus dem früheren Recht bekannte Qualifikation der Schä-
digung der wirtschaftlichen Existenz vieler Menschen wurde bei-
behalten (Abs 4 Z 3)35). Die Qualifikation der „Erschütterung der
Volkswirtschaft“ hingegen ist aufgrund der zunehmenden inter-
nationalen Verflechtung der wirtschaftlichen Beziehungen entfal-
len36). Beide Qualifikationen wurden schon zum früheren Recht als
„unbestimmt und damit schwer justiziabel“ bezeichnet37). Der Ge-
setzgeber hätte auch auf die Schädigung der wirtschaftlichen Exis-
tenz vieler Menschen verzichten können38).

Neu eingeführt hat der Gesetzgeber die Wertqualifikationen des
§ 159 Abs 4 Z 1 und 2. Der Kridatar ist nach dem höheren Straf-
rahmen von bis zu zwei Jahren strafbar, wenn der durch die Zah-
lungsunfähigkeit eintretende Befriedigungsausfall (Abs 1) oder der
nach deren Eintritt zusätzlich verursachte Ausfall (Abs 2) einen
Betrag von S 10 Millionen übersteigt. In umfangreicheren Insolven-

zen kommt der genauen Prüfung der Kausalität des Schuldner-
verhaltens für den letztendlich eintretenden Ausfall der Gläubiger
daher ganz besondere Bedeutung zu. Dabei wird vor allem die
genaue Bestimmung des zusätzlich herbeigeführten Schadens Pro-
bleme bereiten, da dies eine Rückrechnung zum Zeitpunkt der Zah-
lungsunfähigkeit erfordert. Auch hier stellt sich bei Z 4 und 5 das
Problem der Unterlassungskausalität39).

IV. Schlussbemerkung

Die Reform der fahrlässigen Krida ist zweifellos geeignet, hinsicht-
lich der Beurteilung wirtschaftsstrafrechtlich relevanter Sachver-
halte ein höheres Maß an Sensibilität des Rechtsanwenders zu
schaffen. Die taxative Aufzählung strafbarer Verhaltensweisen, die
grob unwirtschaftliche Handlungen des Schuldners beschreiben,
zeigt die Bereitschaft, wirtschaftliches Risiko und Gewinnstreben
als notwendige Merkmale einer Marktwirtschaft zu respektieren40).
Auf die praktische Anwendung der konkret verwirklichten Reform
darf man angesichts der dargestellten Probleme gespannt sein.

32) So noch OGH 16. 12. 1996 WBl 1996, 210.
33) OGH 22. 10. 1997 ÖBA 1998, 488 (in RdW 1998, 191 nur Leit-

sätze).
34) Dazu ausführlichst Eberl, Fahrlässige Krida 177ff.
35) Nach altem Recht handelte es sich nach überwiegender Ansicht um

eine Erfolgsqualifikation (Leukauf/Steininger, StGB3 § 159 Rz 61
mwN; vgl auch dazu Eberl, Fahrlässige Krida 231ff). Für § 159 nF soll
wohl nichts anderes gelten, sollte doch das alte Recht übernommen
werden. Die EBRV gehen auf diese spezielle Frage nicht ein.

36) So die Begründung in den EBRV.
37) Leukauf/Steininger, StGB3 § 159 Rz 59 mwN (im Original Fettdruck);

zu § 159 Abs 3 aF ist, soweit ersichtlich, nur der Sonderfall OGH EvBl
1990/78 = RZ 1990/115 – Intertrading ergangen.

38) Vgl Eberl, aaO 235: „an ihrer Unzulänglichkeit und mangelnden Prak-
tikabilität kann also ebenfalls kein Zweifel bestehen.“

39) Vgl oben Kapitel III 2be.
40) So die EBRV.



664 AnwBl 2000/11

Terminübersicht – Seminare

November

Dezember

3. bis 4. 11. Exekutionsrecht intensiv
Seminar-Nr: 201103/6 INNSBRUCK

3. bis 4. 11. Der Liegenschaftsvertrag
am Beispiel Wohnungseigentum
Seminar-Nr: 201103/8 WIEN

10. bis 11. 11. Arbeitsrecht
Seminar-Nr: 201110/8 WIEN

10. bis 11. 11. Honorarrecht
Seminar-Nr: 201110/3 ST. GEORGEN

14. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
13. Vermögensveranlagung und Steuern
Seminar-Nr: 201114/8 WIEN

17. 11. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 201117/7 DORNBIRN

17. bis 18. 11. Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 201117/8 GRAZ

17. bis 18. 11. Der Anwalt als Vertragsverfasser
Seminar-Nr: 201117/3 ST. GEORGEN

17. bis 18. 11. Der Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 201117/8 WIEN

23. bis 25. 11. Zivilverfahren
Seminar-Nr: 201123/8

WIEN/WIEN UMGEBUNG

24. bis 25. 11. Mietrecht
Seminar-Nr: 201124/8 WIEN

24. bis 25. 11. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 201124/3 ST. GEORGEN

28. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
14. Abgaben in der RA-Kanzlei
Seminar-Nr: 201128/8 WIEN

1. 12. Standesrecht
Seminar-Nr: 201201/6 INNSBRUCK

1. 12. Die Anfechtung
Seminar-Nr: 201201/8 WIEN

1. bis 2. 12. Grundzüge der Bilanzanalyse
und Unternehmensbewertung
Seminar-Nr: 201201A/8 WIEN

1. bis 2. 12. Mietrecht
Seminar-Nr: 201201/5 GRAZ

1. bis 2. 12. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 201201/3 ST. GEORGEN

Arbeitsrecht

awak.special

Dieses Seminar bietet einen grundlegenden Überblick über wich-
tige Bereiche für Arbeitnehmer und Arbeitgeber in der Arbeitswelt.
Praxisbezogene Sachverhalte werden mit der Theorie des Arbeits-
rechts verknüpft. Das Spektrum dieses Seminars reicht vom Arbeits-
vertrag bis zur Beendigung und den sich daraus ergebenden Kon-
sequenzen.

Termin: Freitag, 10. 11. 2000, bis Samstag, 11. 11. 2000 =
3 Halbtage

Planung: Dr. Helmut Preyer, RA in Wien
Referenten: Dr. Gerhard Kuras, Richter des OLG Wien
Dr. Georg Grießer, RA in Wien
Dr. Helmut Preyer, RA in Wien

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 201110/8

Honorarrecht

awak.special

Dies ist ein Seminar für RAA, welche sich Kenntnisse über die recht-
lichen Honoraransprüche des Anwaltes gegenüber seinen Klienten
verschaffen wollen.

Es werden sowohl die gesetzlichen Grundlagen dieser Ansprüche
als auch die Möglichkeiten einer vertraglichen Gestaltung und ihre
Grenzen vorgetragen und diskutiert.

Termin: Freitag, 10. 11. 2000, bis Samstag, 11. 11. 2000 =
3 Halbtage

Planung: Dr. Michael Pallauf, RA in Salzburg

Referenten: Präs. Dr. Peter Bosch, RA in Wels
Dr. Michael Pallauf, RA in Salzburg

Seminarort: St. Georgen im Attergau

Seminar-Nr: 201110/3

Zivilverfahren

awak.basic

Dieses Seminar vermittelt insbesondere dem (Neu-)Einsteiger pra-
xisorientiertes Know-how zum Zivilprozess. Praxisbezogene Bei-
spiele aus Situationen vor, während und nach dem Prozess ermög-
lichen die Transparenz des Verfahrens in erster Instanz. Das Semi-
nar bietet einen Überblick über die wesentlichen Stationen des
Verfahrens von der Erstinformation durch den Klienten bis zum
Urteil. Es ist ein Seminar für jene, die ein solides Fundament für
die Alltagssituation im Gerichtsprozess benötigen. Die Teilnehmer-
anzahl ist auf 90 Personen beschränkt.

1. bis 2. 12. Der Verkehrsunfall.
Analyse und Schmerzengeld
Seminar-Nr: 201201/7 FELDKIRCH



AnwBl 2000/11 665

Dieses Seminar wird von der Raiffeisen-Landesbank Niederöster-
reich–Wien gesponsert.

Termin: Donnerstag, 23. 11. 2000, bis Samstag, 25. 11. 2000 =
7 Halbtage
Planung: Dr. Gerhard Jelinek, Richter des OLG Wien
DDr. Gerald Fürst, RA in Mödling
Referenten: Dr. Herbert Pimmer, Hofrat des OGH
Dr. Robert Fucik, Richter des OLG Wien
Dr. Elisabeth Lovrek, Richterin des OLG Wien
Dr. Gerhard Jelinek, Richter des OLG Wien
Dr. Elfriede Dworak, Richterin des Handelsgerichtes Wien
Dr. Friedrich Kulka, Richter des Handelsgerichtes Wien
DDr. Gerald Fürst, RA in Mödling
Univ.-Ass. Dr. Romana Weber, RAA in Mödling
Dr. Gerold Zeiler, RA in Wien
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 201123/8

Mietrecht
awak.special

Das Seminar soll den unterschiedlichen Funktionen und Stadien, in
welchen der RA mit mietrechtlichen Fragen konfrontiert wird, Rech-
nung tragen. Die behandelten Themen ermöglichen es sowohl dem
Vertragsverfasser, künftige Konflikte und unliebsame Überraschun-
gen zu vermeiden, als auch dem Vertreter des Vermieters oder
des Mieters, die Interessen seiner Partei auf Basis einer vorgefun-
denen Vertragslage optimal wahrzunehmen. Besonderes Augen-
merk wird darauf gerichtet, dem Teilnehmer die zahlreichen und
teils verwirrenden Abgrenzungen wie etwa zwischen der fehlen-
den, teilweisen oder gänzlichen Anwendbarkeit des MRG oder
den verschiedenen Befristungsmöglichkeiten zu vermitteln.
Die Behandlung weiterer wichtiger Themen, wie etwa die Auswir-
kungen der Unternehmensübertragung, des Kündigungsverfahrens

und des Gebührenrechts, rundet das Seminar so ab, dass der
Teilnehmer den vielfältigen Anforderungen der Praxis bestmöglich
gewachsen ist.

Termin: Freitag, 24. 11. 2000, bis Samstag, 25. 11. 2000 =
3 Halbtage

Planung: Dr. Johannes Patzak, RA in Wien

Referenten: Dr. Elisabeth Lovrek, Richterin des OLG für ZRS Wien
Dr. Johannes Patzak, RA in Wien
Dr. Martin Prunbauer, RA in Wien
Dr. Patrizia Wolf, Richterin des LG ZRS Wien

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 201124/8

Die Anfechtung

awak.special

Gegenstand dieses Seminars ist die Anfechtung sowohl nach der
Konkursordnung als auch nach der Anfechtungsordnung. Nach
Darstellung der Grundbegriffe wie Befriedigungstauglichkeit und
Nachteiligkeit werden die einzelnen Tatbestände systematisch er-
arbeitet. Ein wesentlicher Schwerpunkt ist dabei die aktuelle Judi-
katur zu den zentralen Tatbeständen Anfechtung wegen Begünsti-
gung und wegen Kenntnis der Zahlungsunfähigkeit. Weiters wer-
den die prozessualen Besonderheiten eines Anfechtungsprozesses
dargestellt, insbesondere auch die Tücken, die möglicherweise ge-
rechtfertigt geltend gemachte Anfechtungsansprüche zu Fall brin-
gen könnten. Schließlich wird auch auf das Anfechtungsrecht aus
Sicht eines Vertragsgestalters, der seine Verträge nicht zuletzt auch
anfechtungsfest gestalten möchte, eingegangen.

Termin: Freitag, 1. 12. 2000 = 2 Halbtage

Planung und Referent: Dr. Klemens Dallinger, RA in Wien

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 201201/8
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11. Auflage

11. Auflage

Recht

Band II: Welser

Koziol – Welser

Bürgerliches

Schuldrecht Allgemeiner Teil
Schuldrecht Besonderer Teil
Erbrecht

Die Ehescheidung und ihre Folgen
awak.basic

Dieses Seminar soll einen praxisnahen Zugang zum Scheidungs-
und Scheidungsfolgenrecht geben. Es werden nicht nur ABGB und
EheG berücksichtigt, sondern auch weitere Gesetze behandelt, die
im Zusammenhang mit einer Scheidung von Bedeutung sind, zB
ASVG, GSVG, MRG, EO.

Termin: Freitag, 1. 12. 2000, bis Samstag, 2. 12. 2000 = 3 Halb-
tage
Planung: Dr. Waltraute Steger, RA in Linz
Referenten: Dr. Waltraute Steger, RA in Linz
Dr. Thomas Bauer, Richter des BG Linz
Seminarort: St. Georgen im Attergau
Seminar-Nr: 201201/3

Der Verkehrsunfall, Analyse und Schmerzengeld

awak.basic

Dieses Seminar setzt sich mit der Lösung jener Probleme auseinan-
der, die aus mangelndem technischen Wissen im Zusammenhang
mit der Bearbeitung von Verkehrsunfällen entstehen.

Zunächst werden die mathematischen und physikalischen Grund-
sätze aufgefrischt und schwerpunktmäßig Fallbeispiele erörtert.

Die häufig mit Verkehrsunfällen einhergehenden Verletzungen
werden mit Schmerzengeld abgegolten. Die Fragen zur Höhe
des Schmerzengeldes auch unter Bedachtnahme auf die jeweili-
gen Verletzungen werden bei diesem Seminar eingehend erör-
tert.

Insbesonders wird die Spruchpraxis beim Landesgericht Feldkirch
und beim Oberlandesgericht Innsbruck erläutert.

Termin: Freitag, 1. 12. 2000 = 3 Halbtage

Planung: Dr. Manfred Puchner, RA in Feldkirch

Referenten: DI Herwig Schönherr, ger beeid Sachverständiger in
Tirol
Dr. Kuno Künz, Richter des LG Feldkirch

Seminarort: Feldkirch

Seminar-Nr: 201201/7

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder e-Mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.
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Änderungen der Liste

Burgenland

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. PANNER Romi Andrea,
7571 Rudersdorf, Angerweg Nr. 6,
Tel. 03382/722 17, 731 17,
Telefax 03382/731 17,
per 12. 9. 2000

Mag. WAGNER Michael, 7100 Neusiedl
am See, Untere Hauptstraße 52,
Tel. 02167/35 03, 35 05,
Telefax 02167/88 25,
e-mail: hajek.partner@aon.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 9. 2000

Kanzleisitzverlegung

SCHREINER – LACKNER
Rechtsanwälte OEG,
Eisenstadt, Esterházyplatz 6a,
Tel. 02682/640 44,
Telefax 02682/640 44-30,
per 28. 8. 2000

Verzicht

Dr. BOSS Walter, Neusiedl am See,
per 31. 8. 2000,
mStv Dr. Peter Hajek, Eisenstadt

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. HITZEL Susanna,
bei Dr. Johann Kölly, Oberpullendorf

Kärnten

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. Dr. FELLNER Jörg,
bei Dr. Adolf Tepan, Villach

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Verzicht

Dr. WAGNER Joachim,
per 31. 8. 2000,
mStv Dr. Gernot Hain, Wr. Neustadt

Dr. BOLLENBERGER Ernst,
per 31. 8. 2000,
mStv Dr. Viktor Strebinger,
Ebreichsdorf

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. GEPART Christian,
bei Dr. Werner Borns, Gänserndorf

RAA Dr. DOHR Michael,
bei Dr. Viktor Wolczik, Baden

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. BITTERMANN Thomas,
4020 Linz, Europaplatz 7,
Tel. 0732/60 30 30,
Telefax 0732/60 30 30-10,
e-mail: t.bittermann@saxinger-
chalupsky.com,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 9. 2000

Mag. Dr. NADER Peter,
4020 Linz, Mozartstraße 11/9,
Tel. 0732/77 77 36,
Telefax 0732/77 77 36-4,
e-mail: anwalt.mueller@merlin.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 1. 9. 2000

Mag. ZIMMERHANSL Roland,
4020 Linz, Figulystraße 27,
Tel. 0732/65 70 70,
Telefax 0732/65 70 70-65,
e-mail: sattlegger@vip.rdb.at,
per 1. 9. 2000

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. BUCHBERGER Dieter,
bei Mag. Dr. Rainer Buchberger,
Gmunden

RAA Mag. FIALA Doris,
bei Mag. Thomas Riedler, Linz

RAA Mag. HERDEGA Stefan,
bei Dr. Georg Bruckmüller, Linz

RAA Mag. Dr. LEPESKA Guido,
bei Dr. Norbert Nagele, Linz

RAA Mag. MASER Kristina,
bei Dr. Haymo Modelhart, Linz

RAA Mag. PAUKNER Ulrike,
bei Dr. Eduard Saxinger, Linz

RAA Mag. REMLER Wilhelm,
bei Mag. Wolfgang Stockinger, Wels

RAA Mag. SCHÜRER Anatol,
bei Dr. Klaus Dorninger, Linz

RAA Mag. TRINKL Reinhard,
bei Dr. Alexander Hasch, Linz

RAA Mag. Dr. WAITZ Gerald,
bei Dr. Manfred Pochendorfer, Ried

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegung

Dr. BERGER Harald,
Salzburg, Kaigasse 11,
Tel. 0662/82 40 50,
Telefax 0662/82 40 50-6,
per 1. 9. 2000

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. KARISCH Armin,
8010 Graz, Marburger Kai 47,
Tel. 0316/81 28 81,
Telefax 0316/81 28 81-28,
e-mail: lawyers-fksk@aon.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 12. 9. 2000

Mag. NEUKAM Klaudia,
8010 Graz, Kalchberggasse 6/1,
Tel. 0316/82 77 03, 82 95 25,
Telefax 0316/82 77 03-15,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 1. 9. 2000
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Kanzleisitzverlegung

Dr. GSTIRNER Gernot,
8010 Graz, Reitschulgasse 16/1,
Tel. 0316/81 10 55,
Telefax 0316/81 17 56,
per 1. 8. 2000

Namensänderung

Dr. KLASNIG Wolfgang,
nunmehr KLASNIC

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. Dr. FEICHTNER Bernhard,
6370 Kitzbühel, Josef-Pirchl-Straße 12,
Tel. 05356/646 00,
Telefax 05356/646 00-46,
e-mail: rae.dr.feichtner-partner@aon.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 1. 9. 2000

Mag. SEEBER Priska,
6094 Axams, Olympiastraße 25,
Tel. und Telefax 05234/657 31,
per 25. 8. 2000

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. NARR Daniela,
bei Dr. Maria Th. Unterlercher, Reutte

Namensänderungen

RAA Dr. SAMMER Elisabeth, nunmehr
(verehelicht) SAMMER-RESCH

RAA Dr. LODE Christine,
nunmehr (verehelicht) FISCHER-LODE

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. BATTLOGG Michael,
6780 Schruns, Gerichtsweg 2,
Tel. 05556/723 60,
Telefax 05556/744 55,
per 1. 9. 2000

Mag. KOLLER Heinz, 6900 Bregenz,
Anton-Schneider-Straße 3,
Tel. 05574/585 58,
Telefax 05574/585 58-4,
e-mail: heinz.koller@aon.at,
per 1. 9. 2000

Dr. MAYER Robert, 6840 Götzis, Wieden-
gasse 25 (Vbg. Wirtschaftspark),
Tel. 05523/554 60,
Telefax 05523/554 60-4,
e-mail: rechtsanwalt@vwp.at,
korrespondiert in englischer Sprache
per 1. 9. 2000

Kanzleisitzverlegung

Dr. RIEDMANN Josef,
6900 Bregenz, Riedergasse 43,
Tel. und Telefax 05574/777 99,
per 1. 9. 2000

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. BÖSCH Johannes,
bei Dr. Walter Loacker, Bregenz

RAA Dr. KORISENBRUNNER Elke,
bei Mag. Klaus P. Pichler, Dornbirn

RAA Mag. TIEFENTHALER Christine,
bei Dr. Günther Keckeis, Feldkirch

RAA Mag. WIESENEGGER Christine,
bei Dr. Julius Brändle, Dornbirn

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. BERCHTOLD Gregor,
1010 Wien, Sterngasse 13,
Tel. 01/534 80,
Telefax 01/534 80-8,
e-mail: berchtold@bgp.at,
korrespondiert in englischer und
italienischer Sprache
per 31. 8. 2000

Dr. Mag. BLÄUMAUER Ingrid,
1080 Wien, Josefstädter Straße 87,
Tel. 01/408 78 38-0,
Telefax 01/408 78 38-22,
e-mail: i.blaeumauer@lawfia.co.at

korrespondiert in englischer und
französischer Sprache
per 31. 8. 2000

Dr. KNITTL Carl,
1010 Wien, Naglergasse 25/3,
Tel. 01/532 47 77,
Telefax 01/532 47 77-50,
per 31. 8. 2000

Mag. SEIFERT Wolfgang,
1080 Wien, Laudongasse 26,
Tel. 01/403 66 05, 403 66 06,
Telefax 01/406 42 79,
e-mail: gsorlaw@aon.at,
korrespondiert in englischer Sprache
per 31. 8. 2000

Mag. SPORER Gerhard,
1140 Wien, Baumgartenstraße 82,
Tel. 01/419 13 18,
Telefax 01/419 13 18-20,
per 31. 8. 2000

Mag. ZANETTI Martin, 1060 Wien,
Gumpendorfer Straße 14,
Tel. 01/587 02 92-15,
Telefax 01/587 28 38,
per 31. 8. 2000

Kanzleisitzverlegungen

Dr. BALOGH Peter, 1030 Wien,
Landstraßer Hauptstraße 58/12 A,
Tel. 01/715 72 10,
Telefax 01/715 72 10-9,
per 21. 8. 2000

Dr. MANAK Andreas,
1040 Wien, Gußhausstraße 2,
Tel. 01/503 77 80,
Telefax 01/503 77 80-40,
per 15. 8. 2000

Dr. PESCE-CIHLAR Barbara,
1010 Wien, Naglergasse 6/3,
Tel. 01/533 84 37,
Telefax 01/533 58 56-75,
per 1. 9. 2000

Dr. PERSCHLER Florian,
1010 Wien, Nibelungengasse 11,
Tel. 01/587 16 60,
Telefax 01/586 31 17,
per 1. 9. 2000
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Dr. SCHÄRF Wolf-Georg,
Wien, Tiefer Graben 21/3,
Tel. 01/533 39 51,
Telefax 01/533 39 51-50,
per 1. 9. 2000

Dr. SPORN Alexander,
1230 Wien, Lehmanngasse 2,
Tel. 01/865 21 21 92,
Telefax 01/865 21 21 64,
per 1. 9. 2000

Verzicht

Dr. GRIENSTEIDL Klaus, Wien,
per 30. 6. 2000,
mStv Dr. Helmut Neudorfer, Wien

Dr. NOWAK Romeo, Wien,
per 31. 8. 2000,
mStv Dr. Dessulemoustier-Bovekercke
Isabelle, Wien

Dr. PICHLER Franz, Wien,
per 28. 8. 2000,
mStv Dr. Karl Zach, Wien

Mag. ZANETTI Martin, Wien,
per 1. 9. 2000,
mStv Dr. Bertram Broesigke, Wien

Beschlüsse

Die mittlerweilige Stellvertretung für ehemRA
Mag. SCHWARZ Hermann, 1033 Wien,
Esteplatz 4 (GZ 4132/2000), wird über
begründeten Antrag des bisherigen mittler-
weiligen Stellvertreters, Dr. Nikolaus REI-
NINGER, RA, 1030 Wien, Esteplatz 4, für
beendet erklärt. Es wird ihm jedoch die
Auflage erteilt, die Akten des em. Rechts-
anwalts Mag. Hermann SCHWARZ wei-
terhin aufzubewahren.

Die mittlerweilige Stellvertretung für ehem
RA Dr. STROBL Heinz-Volker, 1210 Wien,
Floridsdorfer Hauptstraße 31, (GZ 3489/
97), wird über begründeten Antrag des
bisherigen mittlerweiligen Stellvertreters,
Dr. Robert POHLE, RA, 1070 Wien, Kir-
chengasse 19, für beendet erklärt. Es wird
ihm jedoch die Auflage erteilt, die Akten
des ehem Rechtsanwaltes Dr. Heinz-Volker
STROBL weiterhin aufzubewahren.

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. BELOHAUBEK Evelyn
bei Dr. Rainer Maria Kraft

RAA Dr. CAP Ingrid,
bei Dr. Rainer Kornfeld

RAA Mag. DAVID Christopher,
bei Mag. Dr. Georg Backhausen

RAA Mag. FORCHE Carl M.,
bei Dr. Manuela Maurer-Kollenz

RAA MMag. Dr. GAGGL Martin,
bei Dr. Markus Heidinger

RAA Mag. GASIOR Agata,
bei Dr. Erich Trachtenberg

RAA Mag. Dr. GOSCHLER Clemens,
bei Dr. Jürgen Brandstätter

RAA Dr. GRUBERT Edwin,
bei Univ.-Prof. DDr. Walter Barfuß

RAA Mag. HABSBURG-LOTHRINGEN
Leopold,
bei Dr. Reinhard Schanda

RAA Mag. HÄMMERLE Michaela,
bei Dr. Daniele Witt-Dörring

RAA Mag. Dr. HARRER Barbara,
bei Dr. Gottfried Thiery

RAA Dr. HÄUßL Roman,
bei Dr. Franz Nistelberger

RAA Mag. KANDLER Jürgen Michael,
bei Dr. Herbert Kaspar

RAA Mag. KELLERMAYR Sebastian,
bei Dr. Michael Hecht

RAA Mag. KICKL Ulrike,
bei Dr. Kurt Dullinger

RAA Mag. KLOCKER Iris,
bei Mag. Claudio Bauer

RAA Mag. KOLOSEUS Konrad,
bei Dr. Benedikt Spiegelfeld

RAA Mag. KRAUSE Isabelle,
bei Mag. Dr. Bernhard Krause

RAA Mag. LUSHER Barbara,
bei Dr. Gerhard R. Hermann

RAA Dr. MADL Raimund,
bei Dr. Florian Gehmacher
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RAA Mag. MAGER Christoph,
bei Dr. Maximilian Eiselsberg

RAA Mag. Dr. MARITCZAK Ihor-Andrij,
bei Dr. Oskar Winkler

RAA Mag. MICHALEK Gregor,
bei Dr. Haimo Sunder-Plaßmann

RAA Mag. MÖßMER Simone,
bei Dr. Manfred Palkovits

RAA Mag. MÜHL Silvia,
bei Dr. Mag. Erhard Buder

RAA Mag. MÜHLBACHER Daniela,
bei Dr. Martin Schuppich

RAA Mag. MÜLLER Christian,
bei Dr. Kurt Dullinger

RAA Mag. OBERDORFER Richard,
bei Ing. Dr. Heinz Robathin

RAA Mag. OTT Ernst,
bei Dr. Werner Sporn

RAA MMag. Dr. PINTER Gerold,
bei Mag. Dr. Peter Madl

RAA Mag. PIRKER Gudrun,
bei Dr. Rainer Maria Kraft

RAA Mag. PLOECH Barbara,
bei Mag. Johannes Schreiber

RAA Mag. REISINGER Wolfgang,
bei Dr. Hans Dieter Ortner

RAA Mag. RICHARD Alexander,
bei Mag. Dr. Hans Spohn

RAA Mag. SCHÄRF Thomas,
bei Mag. Barbara Kuchar

RAA MMag. Dr. SCHMIDT Niklas,
bei Mag. Dr. Christian Hoenig

RAA Mag. SCHÜBL Veronika,
bei Dr. Christoph Herbst

RAA Dr. WIMMER Erich,
bei Dr. Georg Kresbach

RAA Mag. ZIMMER Francine,
bei Dr. Christian Dorda

RAA Mag. ZAUNER Jürgen,
bei Mag. Dr. Peter Oberlechner

RAA Mag. ZITTER Gernot,
bei Mag. Dr. Willibald Plesser

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritte

RiAA Mag. MAJER Heinz,
bei Dr. Georg Christian Auteried

RiAA Mag. MEZERA Tamara,
bei Dr. Wolfgang Hahnkamper

RiAA Mag. PERTMAYR Alexander,
bei Dr. Roland Kassowitz

RiAA Mag. PODRAZIL Barbara,
bei Dr. Brigitte Stampfer
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Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

00/178 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 34.190/13-VII/B/4/2000
Entwurf einer Verordnung betreffend Maßnahmen zur
Förderung von Frauen im Wirkungsbereich des BMBWK
(Frauenförderungsplan); vereinfachtes Begutachtungsver-
fahren

00/179 Bundesministerium für Justiz
GZ 10.003C/68-I.3/2000
Bundesgesetz, mit dem im Genossenschaftsrecht beglei-
tende Maßnahmen für die Einführung des Euro getroffen
sowie das Gesetz über die Erwerbs- und Wirtschafts-
genossenschaften und Genossenschaftsrevisionsgesetz
1997 geändert werden (Euro-Genossenschaftsbegleitge-
setz – Euro-GenBeG)
Referent: Dr. Michael Kutschera, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 20. 9. 2000

00/181 Bundesministerium für Finanzen
GZ VS-1000/1-III/11/00
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Mineralöl-
steuergesetz 1995, das Biersteuergesetz 1995, das
Schaumweinsteuergesetz 1995, das Alkohol-Steuer- und
Monopolgesetz 1995, das Tabaksteuergesetz 1995 und
das Tabakmonopolgesetz 1996 geändert werden (Ver-
brauchssteueränderungsgesetz 2000)
Referent: Dr. Gerhard Benn-Ibler, RAK Wien

00/182 Bundesministerium für Landesverteidigung
GZ 10.042/008-1.7/99
Bundesgesetz über die Bezüge und sonstigen Ansprüche
im Präsenz- und Ausbildungsdienst (Heeresgebühren-
gesetz 2000 – HGG 2000)
Referent: Dr. Wolfgang Völkl, RAK Wien

00/186 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
GZ 56.564/6-I/C/2000
Verordnung, mit der Preiserhebungen für den Verbrau-
cherpreisindex und den Harmonisierten Verbraucher-
preisindex angeordnet werden (Verbraucherpreisindex-
Verordnung)
Referent: Dr. Gerhard Benn-Ibler, RAK Wien

00/189 Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Techno-
logie
GZ 170.150/3-II/B/7/00
Entwurf einer 1. Novelle zur Prüf- und Begutachtungs-
stellenverordnung; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

00/194 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft
GZ 323523/13-III/2 U/00

Bundesgesetz, mit dem das Altlastensanierungsgesetz
geändert wird (ALSAG-Novelle 2000); vereinfachtes Be-
gutachtungsverfahren

00/195 Bundesministerium für Justiz
GZ 617.007/2-II.2/2000
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Jugend-
gerichtsgesetz 1988 und das StGB geändert werden
Referent: Dr. Elisabeth Rech, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 2. 10. 2000

00/196 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 10.306/1-4/00
Entwurf einer Verordnung betreffend die Einrichtung
eines Regionalbüros der Anwältin für Gleichbehand-
lungsfragen für die Steiermark und Kärnten
Referenten: Dr. Roswitha Ortner, RAK Kärnten, Dr. Elisa-
beth Rech, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 6. 10. 2000

00/197 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 21.105/103-1/2000
Entwurf einer Verordnung nach § 108e ASVG über die
Geschäftsordnung der Kommission zur langfristigen Pen-
sionssicherung; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

00/200 Bundesministerium für Inneres
GZ 76.041/56-III/2/00/GR
Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die Ein-,
Aus- und Durchfuhr von Kriegsmaterial und das Waffen-
gesetz 1996 geändert werden sowie ein Truppenaufent-
haltsgesetz erlassen wird
Referent: Dr. Hans Otto Schmidt, RAK Wien

00/202 Bundesministerium für Finanzen
GZ 043602/6-IV/4/2000
Doppelbesteuerungsübereinkommen Nepal – Österreich;
vereinfachtes Begutachtungsverfahren

00/204 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
GZ 94.130/9-IV/11/00
Entwurf einer Elektrotechnikverordnung 2000 – ETV
2000; vereinfachtes Begutachtungsverfahren
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Dr. Otto Oberhammer
ausgezeichnet
Herr Dr. Otto Oberhammer, der mit Jahreswechsel als Sektionschef
des Bundesministeriums für Justiz in den Ruhestand getreten ist,
wurde am 28. September 2000 im Rahmen eines feierlichen Es-
sens mit dem Ehrenzeichen für Verdienste um die österreichische
Rechtsanwaltschaft ausgezeichnet. Im Beisein seiner Frau, des
OGH-Präsidenten Dr. Erwin Felzmann, des Präsidenten der OBDK
Dr. Johann Rzeszut, hochrangiger Vertreter des Bundesministeri-
ums für Justiz und der Präsidenten der Rechtsanwaltskammern in
Österreich überreichte Präsident Dr. Klaus Hoffmann das Ehren-
zeichen, welches die Aufschrift „Bene merenti de advocatis“ trägt.
In seiner Festansprache würdigte Dr. Hoffmann die Leistungen
des Ausgezeichneten. Dr. Oberhammer ist nach Sektionschef iR
Dr. Helmut Tades und Präsident des OGH iR Hon.-Prof. Dr. Herbert
Steininger, der der Verleihung ebenfalls beiwohnte, erst die dritte
Persönlichkeit, die diese Würdigung für die Verdienste um den An-
waltsstand entgegennehmen konnte. Die Anwaltschaft wünscht
Dr. Otto Oberhammer, der die Auszeichnung gerne entgegen-
genommen hat, für die weitere Zukunft alles Gute.

Dr. Oberhammer erhält das Ehrenzeichen für Verdienste um die Rechtsanwalt-
schaft.

AC

Wahrnehmungsbericht 1999
Im Rahmen einer Pressekonferenz wurde der Öffentlichkeit am
13. September 2000 der 27. Wahrnehmungsbericht für das Jahr
1999 vorgestellt.

Der Wahrnehmungsbericht kann auf der Homepage des ÖRAK
http://www.oerak.or.at abgerufen werden. Nachfolgend auszugs-
weise ein Überblick über Themen, die im Wahrnehmungsbericht
1999 aufgegriffen worden sind.

Die freie Advokatur
Im Gedenken an Präsident Dr. Walter Schuppich –
einem wahrhaft großen Advokaten

„Man kann nicht bei festlichen Anlässen die Anwaltschaft als Indi-
kator des demokratischen Rechtsstaates rühmen und gleichzeitig
daran gehen, sie damit an die Kandare zu nehmen, daß ihre wirt-
schaftliche Existenz in Frage gestellt wird. Daher Hände weg von
der freien Advokatur. Es wäre ohne sie in unserem Lande schlecht
bestellt.“

(Präs. Dr. Walter Schuppich, AnwBl 1989/12,
verstorben am 8. 6. 1999)

Nach mehr als 10 Jahren ist dieser Ausspruch des großen Advoka-
ten und Präsidenten Dr. Walter Schuppich aktueller denn je. Mit
großer Besorgnis ist in den letzten Jahren eine Entwicklung bemerk-
bar, die den Stand der Rechtsanwälte in seinen Grundfesten zu
erschüttern und seiner Freiheit und Unabhängigkeit zu berauben
geeignet ist.
Nur die Freiheit und Unabhängigkeit des Rechtsanwaltes ermög-
licht diesem, mutig für seinen Klienten vor Gerichten und Behörden
einzutreten und ausschließlich dessen Interessen zu vertreten. Ge-
rade diese Voraussetzungen werden jedoch, wie die derzeitige
Entwicklung offenbart, vom Gesetzgeber entweder nicht erkannt
oder für nicht bedeutsam erachtet.
Uneingeschränkte Freiheit bedeutet nicht nur Unabhängigkeit von
staatlichen Einrichtungen und Freiheit gegenüber Gerichten und
Behörden, sondern auch wirtschaftliche Unabhängigkeit. Denn
auch wirtschaftliche Enge macht unfrei.
Bereits in der Vergangenheit wurden immer wieder Rechtsgebiete
ausgelagert und anderen, sei es staatlichen oder privatrechtlichen
Institutionen zugewiesen. Sachwalterschaften werden von Verei-
nen geführt, im Rahmen von Privatkonkursen Schuldnerberatungs-
stellen herangezogen. Private und staatliche Institutionen beraten
in nahezu sämtlichen Rechtsbereichen unter dem Deckmantel der
Unentgeltlichkeit, tatsächlich allerdings finanziert über Subventio-
nen, sohin Steuergelder.
In bereits in Ausarbeitung begriffenen Gesetzesvorhaben ist die
Beratung und Vertretung durch Ombudspersonen und deren Mit-
arbeiter bzw Vereinen und deren Mitarbeitern vor Gerichten (und
zwar sogar vor den Höchstgerichten) vorgesehen.
Der Bevölkerung wird bedeutet, durch diese Einrichtungen kosten-
los zu ihrem Recht zu gelangen. Nicht explizit offen gelegt wird
allerdings, dass auch diese Institutionen vom Einzelnen über seine
Steuerleistungen bezahlt werden und er bei diesen nicht den
Rechtsschutz erhält, den der Rechtsanwalt zu gewährleisten geeig-
net ist.
Abgesehen von der umfassenden juristischen Ausbildung und dem
dadurch gegebenen Blick für Zusammenhänge bietet nur der
Rechtsanwalt uneingeschränkten und mutigen Einsatz mit aus-
schließlichem Augenmerk auf das Interesse seines Klienten auf
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Basis seiner Unabhängigkeit sowie absolute und von niemandem
einschränkbare Geheimhaltung durch die ihm gesetzlich aufer-
legte Verschwiegenheitspflicht.
Mit 1. 1. 2000 trat die Strafprozessnovelle 1999 und damit die
Regelungen über die Diversion in Kraft. Damit wurde den Rechts-
anwälten ein weiteres Tätigkeitsfeld genommen. Berührt wird nicht
nur die Strafverteidigung, sondern auch die Vertretung von Privat-
beteiligten und auch die möglicherweise an ein Strafverfahren an-
schließende Vertretung in Zivilprozessen.
Dies bedeutet eine weitere beträchtliche Reduzierung von Hono-
rareinnahmen und damit eine weitere Verschlechterung der wirt-
schaftlichen Verhältnisse des Standes.
Mit dieser Entwicklung einher geht in den letzten Jahren ein rasan-
tes Anwachsen der Zahl der Rechtsanwälte und die Tatsache, dass
seit 1994 keine Erhöhung des tarifmäßigen Honorars, und zwar
nicht einmal angelehnt an den Verbraucherpreisindex erfolgte.
Auch die Pauschalvergütung, die vom Staat für die kostenlose
Vertretung im Rahmen der Verfahrenshilfe gewährt wird, wurde
bereits jahrelang nicht erhöht.
Mit aller Deutlichkeit und allem Nachdruck sieht sich die Rechts-
anwaltschaft daher gezwungen, aufzuzeigen, dass ihre wirtschaft-
liche Existenz und daher auch ihre Freiheit und Unabhängigkeit
gefährdet ist. Es darf ihr nicht verübelt werden, dass sie sich im
eigenen und im Interesse der von ihr vertretenen Klienten gegen
jeden Eingriff in ihre Freiheit wehrt.

Der Staat hat die nötigen Voraussetzungen für das Weiterbestehen
eines freien Standes der Rechtsanwälte zu schaffen, um dadurch
gleichzeitig seinen Bürgern das legitime Recht zu gewährleisten,
sich gegen von ihm gesetzte Maßnahmen zur Wehr setzen zu kön-
nen.

Gesetzgebung – Legistik

Besonders hervorgehoben wird von der Rechtsanwaltschaft der
Umstand, dass sich an der komplizierten und völlig unübersichtli-
chen Verweisungspraxis nichts geändert hat. Es ist im Gegenteil
durch die Einbeziehung des EU-Rechts der Überblick teilweise völ-
lig unübersehbar geworden. Dies nicht nur für den durchschnittli-
chen Rechtsanwender, sondern auch für den Fachmann.
In Hinblick auf die kasuistischen Entscheidungen des Obersten Ge-
richtshofes sollte dringend die seit Jahren diskutierte Neuregelung
des Gewährleistungs- und Schadenersatzrechtes abgeschlossen
werden.

Verwaltungsgerichtshof

Die Verfahrensdauer vor dem Verwaltungsgerichtshof ist nach wie
vor für den Beschwerdeführer unzumutbar lang. Wenngleich die
Überlastung des Verwaltungsgerichtshofes nicht verkannt wird, ist
die oft jahrelange Anhängigkeit einer Beschwerde für die recht-
suchende Bevölkerung unverständlich.
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Strafrechtspflege
Hausdurchsuchung bei Rechtsanwälten

Bereits im Wahrnehmungsbericht 1998 wurde eine die Rechts-
anwaltschaft betreffende, dem Gedanken der Rechtstaatlichkeit
abträgliche Entwicklung aufgezeigt. Es wurden in der Vergangen-
heit mehrfach im Rahmen von gegen dritte Personen geführten
Strafverfahren bzw im Rahmen von in diesem Zusammenhang
gegen Rechtsanwälte gepflogenen Vorerhebungen vom Gericht
Hausdurchsuchungen in den Kanzlei- bzw Privaträumlichkeiten
von Rechtsanwälten zur Auffindung von schriftlichen Unterlagen
dritter Personen angeordnet.

Da diese Hausdurchsuchungsbefehle ohne vorherige Abklärung,
ob es ihrer wegen mangelnder Mitwirkungsbereitschaft des jewei-
ligen Rechtsanwaltes bedarf, ergingen, widerspricht dies dem
Gedanken der Verhältnismäßigkeit einer Zwangsmaßnahme und
wird damit den betroffenen Rechtsanwälten die Mitwirkung an
strafbaren Handlungen Dritter unterstellt.

Es muss daher erneut dringend daran erinnert werden, dass das
Hausrecht verfassungsrechtlich geschützt ist und bereits die Anord-
nung einer Hausdurchsuchung einen Grundrechtseingriff darstellt,
sie daher nur Ultima Ratio sein kann. Gerade bei Rechtsanwälten
ist daher zwingend darauf zu achten, dass bereits vor Anordnung
einer Hausdurchsuchung eine Aufforderung zur Herausgabe iSd
§ 143 Abs 2 StPO erfolgt.

Beeinträchtigung der gesetzmäßigen Verteidigung

Es muss umgehend dafür Sorge getroffen werden, dass Zustellun-
gen und Terminbenachrichtigungen in sämtlichen Verfahren so
zeitgerecht erfolgen, dass Rechtsanwälte die Vertretung ihrer Klien-
ten, selbstverständlich auch im Rahmen der Verfahrenshilfe, dem
Gesetz und ihren Pflichten gemäß wahrnehmen können.

Beschwerden betreffen insbesondere die unmittelbar vor einem Ver-
handlungstermin erfolgende Bestellung eines Rechtsanwalts im Rah-
men der Verfahrenshilfe sowie die nicht rechtzeitige Aushändigung
von Aktenkopien, wodurch eine gesetzesgemäße Vorbereitung auf
die Verhandlung verhindert wird. Es muss darauf hingewiesen wer-
den, dass eine effiziente und dem Gesetz gemäße Vertretung des Be-
schuldigten bzw Angeklagten im Strafverfahren nur dann möglich
ist, wenn laufende Kenntnis des Akteninhaltes ermöglicht wird.

In Verfahrenshilfesachen sollte von den zuständigen Gerichtskanz-
leien umgehend mit der Beschlussausfertigung auf Beigebung eines
Verteidigers eine komplette Aktenabschrift angefertigt werden, damit
der von der jeweiligen Rechtsanwaltskammer bestellte Rechtsanwalt
diese nur mehr abholen bzw zugestellt erhalten muss und er nicht
erst abwarten muss, bis über seinen Antrag diese erst erstellt wird.

Verfahrenshilfe für Privatbeteiligte

Bereits im Wahrnehmungsbericht 1998 wurde die Forderung auf
Gewährung von Verfahrenshilfe für Privatbeteiligte aufgestellt.

Denn jedermann, auch das Opfer eines Verbrechens hat gem
Art 6 MRK das Recht auf ein faires Verfahren. Zu einem fairen
Verfahren gehört auch die Verwirklichung des Grundsatzes der
Waffen- und Chancengleichheit. Das Verbrechensopfer, dem im
Gegensatz zum mutmaßlichen Täter kein Rechtsanwalt zur Seite
gestellt wird, ist oft nicht in der Lage, seine ihm im Strafprozess
zustehenden Rechte effizient wahrzunehmen.

Der Gedanke des erweiterten Opferschutzes hat sich in den letzten
Jahren immer mehr durchgesetzt. Behörden haben, da in diesem
Bereich gesetzlich Verfahrenshilfe nicht vorgesehen ist, zum Teil
auf die freiwillige kostenlose Tätigkeit von Rechtsanwälten zurück-
gegriffen, da sie sehr wohl erkannt haben, dass rechtsanwaltliche
Vertretung in einem Strafverfahren auch für Privatbeteiligte unum-
gänglich notwendig ist, um ihre Rechte und Ansprüche zu wahren.

Dieser Gedanke hat auch zum Teil seinen Niederschlag in den
Überlegungen zur Reform des strafprozessualen Vorverfahrens
gefunden. Zum Teil deshalb, da nur eine bestimmte Gruppe von
Verbrechensopfer nach dem derzeitigen Informationsstand in den
Genuss von Verfahrenshilfe kommen soll. Nicht zu dieser Gruppe
von Privatbeteiligten gehörende Personen, die allerdings aufgrund
der rechtlichen Komplexität des Falles ebenfalls dringend eine
rechtsanwaltliche Vertretung im Strafprozess benötigen würden,
sollen nach derzeitigem Informationsstand weiterhin von der Mög-
lichkeit der Verfahrenshilfe ausgenommen bleiben.

Die Rechtsanwaltschaft erachtet eine derartige Unterscheidung
und damit die Schaffung von zwei Klassen von Verbrechensopfern
für entbehrlich und kontraproduktiv sowie dem Gedanken des
Art 6 MRK widerstreitend. Es sollten vielmehr jedem durch eine
strafbare Handlung in seinen materiellen oder immateriellen Rech-
ten Geschädigten die gleichen Rechte, so auch Verfahrensrechte,
eingeräumt werden.

Diversion

Durch die Strafprozessnovelle 1999 wurde im Strafprozessrecht
die gesetzliche Grundlage für die Diversion geschaffen. Sie sollte
eine flexible auf den Einzelfall bezogene Reaktion auf strafbares
Verhalten ermöglichen. Vor allem im Bereich der Kleinkriminalität
sollten alternative Maßnahmen eingesetzt werden, um unnötige
Stigmatisierungseffekte zu vermeiden und gleichzeitig den berech-
tigten Interessen des Tatopfers, vor allem jenem auf Schadenswie-
dergutmachung, effizienter und rascher zu dienen.

Stichtag dieser gesetzlichen Regelung war der 1. Jänner 2000.
Die ersten Zahlen wurden vom Justizministerium für die Monate
Jänner bis inklusive März herausgegeben. Interessant ist, in wel-
chem Verhältnis in den ersten 3 Monaten die möglichen Diversi-
onsformen gewählt wurden. In 62,9% der Fälle wurden Geldstra-
fen auferlegt, in 17,6% eine Probezeit ohne zusätzliche Auflagen
bestimmt, in 15,1% ein außergerichtlicher Tatausgleich durchge-
führt, in 3,4% eine Probezeit mit Bewährungshilfe bzw Übernahme
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von Pflichten bestimmt und nur in 1% der Fälle die Verpflichtung zu
gemeinnützigen Leistungen auferlegt.

Diese Zahlen zeigen deutlich, dass eine auf den Einzelfall bezo-
gene flexible Reaktion derzeit nicht erfolgt. Das Vorgehen mit
Geldstrafen überwiegt beträchtlich, die im Gesetz vorgesehene
Auferlegung von Pflichten bzw gemeinnützigen Leistungen ist ver-
schwindend. Gerade diese Maßnahmen wären jedoch geeignet,
individuell auf den Einzelnen bzw die von ihm verübte Straftat
abgestimmt zu werden und beim Betroffenen das nötige Unrecht-
bewusstsein zu wecken.

Die Erfahrungen in der bisherigen Praxis haben gezeigt, dass ent-
gegen der Intention des Gesetzes die Interessen des Opfers nicht
genug berücksichtigt werden und nicht im ausreichendem Maße
ein Rücktritt von der Verfolgung auch von der Schadenswiedergut-
machung abhängig gemacht wird.

Zivilrechtspflege

Auch in Zivilverfahren kommt es immer wieder zu späten Zustellun-
gen des Beschlusses über die Gewährung der Verfahrenshilfe, so-
dass eine ausreichende Vorbereitung der Verhandlungen oft aus
terminlichen Gründen nicht möglich ist.

Im Zivilverfahren stellt sich ebenfalls das Problem der Aktenab-
schrift. Völlig unbestritten ist wohl, dass der Rechtsanwalt, der im
Rahmen der Verfahrenshilfe bestellt wird, eine Abschrift des Aktes
benötigt, um seiner Aufgabe nachkommen zu können. Es müsste
daher auch in diesem Verfahren selbstverständlich sein, automa-
tisch eine solche nach Beschlussfassung über die Beigebung eines
Rechtsanwaltes im Rahmen der Verfahrenshilfe zu erstellen.

Positiv hervorgehoben wird ua von der Rechtsanwaltskammer Bur-
genland der hervorragende Organisationszustand des Landesge-
richtes Eisenstadt und der untergeordneten Gerichte. Es bestünden
in Zivilverfahren keine nennenswerten Rückstände, die Verfahrens-
dauer sei bei diesen Gerichten kurz, die Abwicklung effizient.

Die Vorarlberger Rechtsanwälte erachten die Tätigkeit der Gerichte
aufgrund der hohen fachlichen Kompetenz und des Engagements
des richterlichen und nichtrichterlichen Personals für rasch, effizient
und von hoher Qualität. In ihrem Bereich sei eine Novellierung
zum Zwecke der Verfahrensbeschleunigung nicht notwendig.

Sozialbilanz

Im Jahre 1999 erfolgte neuerlich eine starke Zunahme der erbrach-
ten Leistungen im Rahmen der Verfahrenshilfe. So stiegen die
verzeichneten Kosten von S 318,7 Mio im Jahre 1998 auf
S 338,2 Mio. In den letzten 5 Jahren gab es in diesem Bereich
einen Zuwachs von mehr als 36%.

Auch die „Erste anwaltliche Auskunft“ wird als Service von der
Bevölkerung gerne angenommen. So wurden 1999 mehr als
14.000 Rat Suchende unentgeltlich beraten.
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Seminare

Universitätslehrgang für
Wirtschaftsjuristen
Postgradualer 2-semestriger Universitätslehrgang an der Universi-
tät Salzburg
Beginn des nächsten Lehrgangs: 12. 1. 2001 (bis Dezember
2001)
Kursgebühr: S 29.000,– pro Semester (inkl Unterlagen und Prü-
fungstaxen)
Berufsbegleitend: Unterrichtszeiten: Freitag 15–20 Uhr, Samstag
9–17 Uhr
Teilnehmerzahl: auf 25 Hörer beschränkt
Teilnahmevoraussetzung: absolviertes Studium Rechtswissenschaf-
ten
Anmeldung: ab sofort bis 10. 11. 2000
Nähere Informationen (Lehrgangsbroschüre): Tel (0662) 80 44-
3253, 3047; Fax (0662) 63 89-3253, (0662) 80 44-164; martina.
brugger@sbg.ac.at; http://www.sbg.ac.at/rakad/home.htm
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Disziplinarrecht
7704

§ 19 DSt – einstweilige Maßnahme, Entziehung
des Vertretungsrechtes vor Strafgerichten

Art 6 EMRK – faires Verfahren, keine
Unschuldsvermutung bei vorläufigen Maßnahmen
§ 19 DSt verstößt weder gegen das Legalitäts-
prinzip noch gegen das Sachlichkeitsgebot des
Gleichheitsgrundsatzes.

Die Entziehung des Vertretungsrechtes vor (Straf-)
Gerichten ist ein notwendiges und adäquates
Mittel zum Schutze des Vertrauens der Bevölke-
rung hinsichtlich ihrer rechtsfreundlichen Vertre-
tung durch Mitglieder eines gut funktionierenden
RA-Standes.

Ein DisBesch, der ausreichend Gelegenheit hatte,
seinen Standpunkt in einem fairen Gerichtsver-
fahren vorzubringen, ist in einem (Zwischen-)
Verfahren wegen einstwMaßn nicht in seinem
Recht auf Abhaltung einer (öffentlichen) mündli-
chen (Dis-)Verhandlung sowie im Recht auf ein
faires (Dis-)Verfahren verletzt worden, zumal es
aufgrund der Zielsetzung des § 19 DSt 1990
nicht die Aufgabe der DisBehörden sein kann,
durch eigene Erhebungen und Feststellungen er-
neut das Strafverfahren zu wiederholen oder
gleichsam weiterzuführen. Art 6 Abs 2 EMRK gilt
nicht bei einstwMaßn, da diese keine „straf-
rechtliche Anklage“ iS Art 6 EMRK sind.

VfGH 21. 6. 2000, B 537/98, OBDK 19. 1. 1998, 12 Bkd 12/97

Aus den Entscheidungsgründen:

1.4. Dem Antrag des Bf vom 25. 9. 1997 (iVm einem weiteren
Schreiben vom 13. 10. 1997) auf Aufhebung der mit Beschluss
vom 3. 12. 1996 verhängten einstwMaßn wurde mit Beschluss
das DR vom 22. 10. 1997 keine Folge gegeben.

In der Begründung führte der DR aus, dass die Tathandlungen, auf
die sich die (zum Zeitpunkt der Bescheiderlassung noch nicht rk)
strafgerichtliche Verurteilung stützt – auch ohne Berücksichtigung
der Medienberichte in Tageszeitungen –, einer Vielzahl von Perso-
nen, also der Öffentlichkeit zur Kenntnis gelangt sei, was eine
krasse Gefährdung der Wertschätzung und des Ansehens nicht nur
des Bf, sondern auch des gesamten RA-Standes nach sich ziehe. Es

sei auch unter Berücksichtigung der nunmehr erhöhten Sensibilität
der Allgemeinheit bei Sittlichkeitsdelikten mit teils unmündigen und
damit besonders schutzbedürftigen, teils minderjährigen Personen
weiblichen Geschlechts objektiv und subjektiv keinem Klienten zu-
mutbar, sich von einem zu vier Monaten unbedingter Haft verurteil-
ten RA vor einem Strafgericht verteidigen zu lassen. Es sei anzu-
nehmen, dass ein RA in dieser Situation nicht mehr unbefangen vor
einem Strafgericht verteidigen könne. Es sei zu besorgen, dass der
DB – im Hinblick auf wahrzunehmende Interessen in eigener Sa-
che – der ihm obliegenden Verpflichtung, in der Sache des Klien-
ten alles Erforderliche unumwunden vorzubringen, nicht uneinge-
schränkt nachkommen werde. Nur durch die Aufrechterhaltung
der einstwMaßn vom 3. 12. 1996 könnten bis zur rk Beendigung
des gegen den DB anhängigen Strafverfahrens und bei gleichzei-
tiger Berücksichtigung der sich aus dem Strafurteil ergebenden Art
und des Gewichtes der disziplinären Verfehlung zu besorgende
Nachteile, besonders für die rechtsuchende Bevölkerung, hintan-
gehalten werden. Auch wäre eine Einschränkung der einstwMaßn
auf Entziehung des Vertretungsrechts des DB in Strafsachen vor
dem LG X bzw vor Strafgerichten im Sprengel des LG X nicht als
ausreichend anzusehen, weil der überwiegende Teil der dem Bf
zur Last gelegten strafbaren Handlungen außerhalb dieses Ge-
richtssprengels begangen worden sei. Auch im Hinblick auf die
Publizitätswirkung des gg Verfahrens könne die Entziehung des
Vertretungsrechts des Bf in Strafsachen keinesfalls nur auf einen
LG-Sprengel beschränkt werden.
2. Der Beschwerde gegen diese Beschluss gab die OBDK keine
Folge und bestätigte die Entscheidung des DR.
3. Gegen diesen als Bescheid zu wertenden Beschluss der OBDK
richtet sich die vorliegende, auf Art 144 B-VG gestützte Be-
schwerde, in der die Verletzung in Rechten wegen Anwendung
eines verfassungswidrigen Gesetzes, sowie die Verletzung der ver-
fassungsgesetzlich gewährleisteten Rechte auf Gleichheit aller
Staatsbürger vor dem Gesetz, auf Freiheit der Erwerbsausübung,
auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Richter, sowie eine Ver-
letzung des Art 6 Abs 1 und 2 EMRK geltend gemacht und die
kostenpflichtige Aufhebung des bekämpften Bescheides begehrt
wird.
4. Die bel Beh legte die Verwaltungsakten vor, erstattete jedoch
keine Gegenschrift.
II. Der VfGH hat über die – zulässige – Beschwerde erwogen:
Zu den aufgeworfenen Normbedenken:
1.1. Der Bf bringt zunächst vor, § 19 Abs 1 Z 1 iVm Abs 3 Z 1
lit b DSt 1990 verstoße deshalb gegen das auch den Gesetzgeber
bindende verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht auf Erwerbs-
ausübungsfreiheit, weil mangels näherer Bestimmungen ein RA bei
jedweder Einleitung gerichtlicher Vorerhebungen mit der gg Dis-
Maßnahme „bestraft“ werden könne. Es sei jedoch nicht verhältnis-
mäßig, wenn bei vorgeworfenen Straftatbeständen, die mit der be-
ruflichen Tätigkeit eines RA nicht in Verbindung zu bringen seien,
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derartige einstwMaßn verhängt werden könnten. Des Weiteren
verstoße § 19 Abs 3 Z 1 lit b DSt 1990 gegen das Legalitätsprin-
zip und den Gleichheitsgrundsatz.
1.2.1. Die Bestimmung des § 19 DSt 1990 verstößt nach stRsp
des VfGH weder gegen das Legalitätsprinzip (vgl zur Vorläuferbe-
stimmung des § 19 DSt 1990 – § 17 DSt 1872 idF des BG BGBl
1933/346 – VfSlg 7440/1974; zu § 19 DSt 1990 vgl VfSlg
13.148/1992, VfGH 4. 10. 1999, B 2598/97, B 997/98) noch
gegen das Sachlichkeitsgebot des Gleichheitsgrundsatzes (vgl
VfSlg 13.148/92, VfGH 4. 10. 1999, B 2598/97, B 997/98).
1.2.2. § 19 Abs 1 iVm Abs 3 Z 1 lit b DSt 1990, der als einstw
Maßn die Entziehung des Vertretungsrechts vor bestimmten oder
allen Gerichten oder Verwaltungsbehörden vorsieht, greift in das
durch Art 6 StGG verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht auf
Erwerbsausübungsfreiheit ein.
Nach der stRsp des VfGH ist der Gesetzgeber gem Art 6 StGG er-
mächtigt, die Ausübung der Berufe dergestalt zu regeln, dass sie
unter bestimmten Voraussetzungen erlaubt und unter bestimmten
Voraussetzungen verboten ist, sofern die gesetzliche Regelung, die
die Erwerbsausübungsfreiheit beschränkt, durch ein öffentliches
Interesse geboten, zur Zielerreichung geeignet, adäquat und auch
sonst sachlich zu rechtfertigen ist (vgl etwa VfSlg 11.276/1987,
12.098/1989, 12.379/1990, 12.677/1991, 14.611/1996).
Auch gesetzliche Regelungen, die die Berufsausübung (bloß)
beschränken, sind auf ihre Übereinstimmung mit der verfassungs-
gesetzlich gewährleisteten Erwerbsausübungsfreiheit zu prüfen
und müssen demnach durch ein öffentliches Interesse bestimmt und
auch sonst sachlich gerechtfertigt sein. Die Ausübungsregeln müs-
sen bei einer Gesamtabwägung zwischen der Schwere des Ein-
griffs und dem Gewicht der ihn rechtfertigenden Gründe verhältnis-
mäßig sein. Es steht dem Gesetzgeber bei Regelung der Berufsaus-
übung ein größerer rechtspolitischer Gestaltungsspielraum offen
als bei Regelungen, die den Zugang zu einem Beruf (den Erwerbs-
antritt) beschränken, weil und insoweit durch solche die Ausübung
einer Erwerbstätigkeit regelnden Vorschriften der Eingriff in die
verfassungsgesetzlich geschützte Rechtssphäre weniger gravie-
rend ist als durch Vorschriften, die den Zugang zum Beruf über-
haupt behindern (vgl etwa VfSlg 11.558/1987, 11.853/1988,
12.379/1990, 12.481/1990, 14.259/1995).
Bei RAen handelt es sich um einen Berufsstand, an dessen Angehö-
rige im Hinblick auf die Aufgaben, die von ihnen in Ausübung
ihres Mandates wahrzunehmen sind, im öffentlichen Interesse be-
sondere Anforderungen hinsichtlich der korrekten Einhaltung von
Rechtsvorschriften zu stellen sind. Bestehen aufgrund eines gericht-
lich anhängigen Strafverfahrens begründete Bedenken, dass ein
RA sich nicht an Rechtsvorschriften gehalten hat, steht der Dis-
Behörde ein – hinsichtlich der Schwere der Auswirkungen auf die
weitere Ausübung der RA-Tätigkeit – abgestuftes Instrumentarium
an einstwMaßn zur Verfügung, das von der Überwachung der
Kanzleiführung oder der Entziehung des Vertretungsrechts vor

bestimmten oder allen Gerichten oder Verwaltungsbehörden über
das vorläufige Verbot der Aufnahme von RAA bis zur vorläufigen
Untersagung der Ausübung der RA-schaft reicht (§ 19 Abs 3 Z 1
DSt 1990). Um eine regelmäßige Überprüfung der einstwMaßn
durch den DR sicherzustellen, wird in § 19 Abs 4 DSt 1990 nor-
miert, dass einstwMaßn aufzuheben, zu ändern oder durch eine
andere zu ersetzen sind, wenn sich ergibt, dass die Voraussetzun-
gen für die Anordnung nicht oder nicht mehr vorliegen oder sich
die Umstände wesentlich geändert haben.
Wird ein RA etwa wegen des Sittlichkeitsdeliktes der Unzucht mit
Unmündigen in erster Instanz verurteilt, liegt es zum Schutz der
rechtsuchenden Bevölkerung im öffentlichen Interesse, dem RA die
Vertretung vor Strafgerichten vorläufig zu untersagen. Es ist zu be-
sorgen, dass ein mit einem solchen Urteil belasteter RA nicht mehr
mit dem nötigen Einsatz und der notwendigen Konzentration auf
die Wahrnehmung der Interessen seiner Mandanten bedacht ist.
Der Umstand der gerichtlichen Verurteilung des Bf wegen teils
versuchter, teils vollendeter geschlechtlicher Nötigung nach § 202
Abs 1 iVm § 15 StGB sowie wegen des Verbrechens der Unzucht
mit Unmündigen nach § 207 Abs 1 StGB lässt zudem befürchten,
dass er nicht mehr unbefangen vor einem Strafgericht verteidigen
kann. Ebenso besteht ein öffentliches Interesse an einem gut funk-
tionierenden RA-Stand. RAe sind bei Ausübung ihrer Tätigkeit der
rechtsfreundlichen Vertretung besonders auf das Vertrauen ihrer
Mandanten angewiesen. Dieses besondere Vertrauen wäre in der
Bevölkerung schwer erschüttert, wenn etwa wegen des Sittlichkeits-
deliktes der Unzucht mit Unmündigen verurteilte RAe weiterhin
ihrer Vertretungstätigkeit vor Strafgerichten nachgehen. Diesbe-
züglich kommt es – entgegen der Auffassung des Bf – nicht darauf
an, ob der RA ein Delikt gegen Leib und Leben, gegen fremdes
Vermögen oder etwa gegen die Sittlichkeit verwirklicht.
In Fällen wie dem vorliegenden stellt die einstwMaßn der Entzie-
hung des Vertretungsrechts vor (Straf-)Gerichten ein notwendiges
und adäquates Mittel zur Erreichung des öffentlichen Zieles dar.
Angesichts des besonderen Gewichts dieses Zieles kann dem Ge-
setzgeber nicht entgegengetreten werden, wenn er im Rahmen des
ihm zustehenden rechtspolitischen Gestaltungsspielraums auch die
Möglichkeit einer derartigen Maßnahme vorsieht (vgl in diesem
Zusammenhang auch VfSlg 13.148/1992, VfGH 4. 10. 1999,
B 2598/97, B 997/98).
Die Bestimmung des § 19 Abs 3 Z 1 lit b DSt 1990 iVm § 19
Abs 1 Z 1 DSt 1990 verstößt sohin nicht gegen Art 6 StGG.
1.3. Der Bf wurde daher nicht wegen Anwendung eines verfas-
sungswidrigen Gesetzes in seinen Rechten verletzt.
Zu den behaupteten Vollzugsfehlern:
2.1. Der Bf sieht sich zunächst im durch Art 6 Abs 2 EMRK garan-
tierten Recht, wonach bis zum gesetzlichen Nachweis der Schuld
vermutet wird, dass der wegen einer strafbaren Handlung Ange-
klagte unschuldig ist, verletzt, weil über ihn eine existenzbedro-
hende DisMaßnahme verhängt wurde, obwohl das dieser Maß-
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nahme zugrundeliegende Urteil noch nicht rk war. Es könne nicht
sein, dass im Verfahren über die gerichtlich strafbare Tat die Un-
schuldsvermutung bis zur Rk des Urteils gelte, währenddessen aber
eine DisMaßnahme verhängt werde, die noch größere Auswirkun-
gen als das Strafurteil selbst habe. Sollte sich im Nachhinein die
strafrechtliche Unschuld des Bf herausstellen, so wäre sein sozia-
ler, gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Stand innerhalb der An-
waltschaft durch diese Maßnahme bereits ruiniert. Die konkret
verhängte Maßnahme komme in der Schwere des Übels einer
Freiheitsstrafe gleich.

2.2. Der Vorwurf des Verstoßes gegen die Unschuldsvermutung
setzt voraus, dass mit der vorläufigen Ausübung der Untersagung
der RA-schaft über eine strafrechtliche Anklage iSd Art 6 EMRK ent-
schieden worden ist (vgl EGMR 25. 8. 1987, Lutz gegen Bundes-
republik Deutschland, EuGrZ 1987, 399ff; Frowein/Peukert,
EMRK-Kommentar2 [1996] 280, VfGH 4. 10. 1999, B 2598/97,
B 997/98). Bereits im Erk VfGH 4. 10. 1999, B 2598/97,
B 997/98 hat sich der VfGH mit der Frage auseinandergesetzt,
ob einstw Maßn unter den Begriff der „strafrechtlichen Anklage“
iSd Art 6 EMRK fallen. Der VfGH verneinte dies und begründete
diese Rechtsauffassung wie folgt:

„Der Intention des Gesetzgebers entsprechend handelt es sich bei den
einstwMaßn gem § 19 Abs 3 DSt 1990 um im öffentlichen Interesse gele-
gene sichernde Maßnahmen. So wird in den Erläuternden Bemerkungen
der Regierungsvorlage zu § 19 DSt 1990 (RV 1188 BlgNR 17. GP) ausge-
führt:

‚Die bisher im § 17 DSt geregelten einstwMaßn werden in einem eigenen
Vierten Abschnitt (§ 19) zusammengefaßt, um auch systematisch zu unter-
streichen, daß es sich hier nicht um Strafen, sondern um sichernde Maßnah-
men handelt.‘

Wie der VfGH im Erk VfSlg. 11506/1987 (in Übereinstimmung mit der
Judikatur des EGMR, etwa im Fall Öztürk, EuGrZ 1985, 62) dargetan hat,
ist grundlegende Voraussetzung dafür, daß einer Norm strafrechtlicher Cha-
rakter zukommt, der sowohl präventive als auch repressive Zweck der Sank-
tion sowie der ihr innewohnende Tadel und das dem sanktionierten Verhal-
ten gegenüber ausgesprochene Unwerturteil (VfSlg. 11937/1988). Im vor-
liegenden Fall war die vorläufige Untersagung der Ausübung der RA-schaft
zwar die Folge einer von einem Strafgericht (einem Tribunal iSd Art. 6
EMRK) ausgesprochenen Verurteilung, die einstwMaßn der vorläufigen Un-
tersagung zielte jedoch nicht selbst auf eine Bestrafung ab. Sie bezweckte
die Hintanhaltung von zu besorgenden schweren Nachteilen, insbesondere
für die Interessen der rechtsuchenden Bevölkerung sowie für das Ansehen
des Standes: Wenn im vorliegenden Fall bei einem RA eine Verurteilung
wegen schweren Betruges ausgesprochen wird und daher zu besorgen ist,
daß er nicht mit dem gleichen Einsatz und Nachdruck für die Interessen sei-
ner Mandantschaft eintreten wird, kommt der Maßnahme nicht der Zweck
zu, dem Bf den Unrechtsgehalt seiner Handlung vorzuwerfen und ihn dafür
zu tadeln. Das gleiche gilt für die Voraussetzung der zu befürchtenden
Nachteile für das Ansehen des Standes. Diesbezüglich wird allein darauf
abgestellt, ob die weitere Ausübung der RA-schaft bei RAen, gegen die ein
Strafverfahren anhängig ist, geeignet ist, das Vertrauen der Bevölkerung in
den RA-Stand nachhaltig zu schädigen. Das Gesetz verlangt keine Prüfung,
ob der Schuldvorwurf tatsächlich zutrifft.

Die Verhängung dieser Maßnahme verfolgt sohin allein das Ziel, den RA
aufgrund des entgegenstehenden öffentlichen Interesses von der weiteren
Ausübung seines Berufes fernzuhalten. Auch wenn diese Maßnahme in ihrer
tatsächlichen Auswirkung für den einzelnen eine Strafe gleichkommen kann,
ändert dies nichts an ihrer Qualifikation als sichernde Maßnahme (vgl. etwa
VfSlg. 12652/1991 – zur Suspendierung eines Richters vom Dienst und
VfSlg. 11937/1988 – zum Entzug der Apothekenkonzession wegen man-
gelnder Verläßlichkeit).

Da es sich bei der vorläufigen Untersagung der RA-schaft ihrem Wesen nach
um eine sichernde Maßnahme handelt, die bei Vorliegen der angeführten
gesetzlichen Voraussetzungen getroffen werden kann und vor allem keine
endgültige Lösung darstellt, braucht auch durch rk Strafurteil nicht nachge-
wiesen zu werden, daß der RA das ihm durch Strafurteil zur Last gelegte und
in der Folge standeswidrige Verhalten tatsächlich begangen hat. Es wird die
Vermutung der Unschuld nicht in Frage gestellt.“

Der VfGH sieht sich anlässlich der vorliegenden Beschwerde nicht
veranlasst, von dieser Rsp abzugehen; das zur einstwMaßn der
vorläufigen Untersagung der RA-schaft Gesagte gilt auch für die
einstwMaßn nach § 19 Abs 3 Z 1 lit b DSt 1990. Der Bf wurde so-
hin nicht in der durch Art 6 Abs 2 EMRK garantierten Unschulds-
vermutung verletzt.

3.1. Unter dem Titel des Art 6 EMRK bringt der Bf weiters vor,
dass das DisVerfahren nicht nach den Grundsätzen des fair trial
durchgeführt worden sei. „Es kam zu keinem fair hearing, es
wurde nicht verhandelt, es wurde verabsäumt, gesetzeskonform zu
ermitteln, das Recht des Bf auf persönliche Anwesenheit wurde völ-
lig ignoriert . . .“.

3.2. Der VfGH teilt die Ansicht des Bf, dass Art 6 EMRK im vorlie-
genden Verfahren anzuwenden ist, weil einstwMaßn, die die Be-
rufsausübung eines RA beschränken, ein civil right – wenngleich
auch nicht in dessen Kernbereich (vgl dazu grundlegend VfSlg
11.500/1987, zum Entzug der Apothekenkonzession vgl VfSlg
11.937/1988) – des Bf betreffen (vgl auch EGMR 30. 11. 1987,
Fall H/Belgien, ÖJZ 1988, 220). Die Abhaltung einer mündlichen
Verhandlung war jedoch im konkreten Fall nicht geboten:

Tatbestandsmerkmal für die Verhängung der vorläufigen Maß-
nahme war im konkreten Fall das Strafurteil (und nicht unmittel-
bar die diesem zugrunde liegende Tat; vgl zu § 19 DSt 1872 –
der Vorläuferbestimmung des heutigen § 16 DSt 1990 – bereits
Lohsing 1925, S 386, Lohsing/Braun 1950, S 369; VfSlg
11.284/1987). Als weitere Tatbestandselemente normiert § 19
Abs 1 DSt 1990 die Besorgung schwerer Nachteile, besonders für
die Interessen der rechtsuchenden Bevölkerung oder das Ansehen
des Standes.

Im vorliegenden Fall wurde dem Bf hinsichtlich der ihm vorgewor-
fenen Sittlichkeitsdelikte vor dem LG X ausreichend Gelegenheit
geboten, seine Verteidigungsstandpunkte in einer (aufgrund der
Art der ihm vorgeworfenen Delikte – nichtöffentlichen) mündlichen
Verhandlung darzulegen. Es kann aufgrund der Zielsetzung des
§ 19 DSt 1990 nicht Aufgabe der DisBehörden sein, durch eigene
Erhebungen und Feststellungen erneut das Strafverfahren zu wie-
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derholen oder gleichsam weiterzuführen (VfGH 4. 10. 1999,
B 2598/97, B 997/98). Auch für die Annahme des Vorliegens
der weiteren Tatbestandsvoraussetzungen des § 19 Abs 1 DSt
1990 bedurfte es aus verfassungsrechtlicher Sicht keiner (öffentli-
chen) mündlichen Verhandlung: Das Vorliegen der Nachteile für
die Interessen der rechtsuchenden Bevölkerung oder für das Anse-
hen des Standes ergab sich zum einen bereits aus dem den DisBe-
hörden vorliegenden Strafurteil. Andererseits war die große Publi-
zitätswirkung dieses Strafprozesses, welche im (Verwaltungs-)Akt
anhand zahlreicher Medienberichte dokumentiert ist, amtsbe-
kannt. Im Übrigen wird auf die Verantwortung der DisBehörden
hingewiesen, möglichst rasch auf gerichtliche Vorerhebungen,
Voruntersuchungen und Strafurteile zu reagieren. Dieser Intention
trägt auch der Wortlaut des § 19 Abs 2 DSt 1990 Rechnung,
indem er vorsieht, dass vor der Beschlussfassung über eine einstw
Maßn dem RA Gelegenheit zur Stellungnahme eingeräumt werden
müsse. Eine Einladung zur schriftlichen Stellungnahme ist bereits
ausreichend. Von der Einladung zur Stellungnahme im Zeitraum
vor der Beschlussfassung könne bei Gefahr in Verzug auch Ab-
stand genommen werden, doch sei in diesem Fall dem RA nach
der Beschlussfassung unverzüglich Gelegenheit zur Stellungnahme
einzuräumen.

Dem Bf wurde aus verfassungsrechtlicher Sicht ausreichend Gele-
genheit geboten, seinen Standpunkt darzulegen. Es ist nichts her-
vorgekommen, was das Verfahren insgesamt nicht als fair hätte
erscheinen lassen.

Der Bf ist somit in seinem Recht auf Abhaltung einer (öffentlichen)
mündlichen Verhandlung sowie im Recht auf ein faires Verfahren
nicht verletzt worden.

4.1. In der Beschwerde wird weiters die Verletzung des Rechts auf
Erwerbsausübungsfreiheit und des Rechts auf Gleichheit vor dem
Gesetz behauptet, die der Vollziehung anzulasten sei:

4.2. Wenn sich der Bf durch den angefochtenen Bescheid im ver-
fassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf Freiheit der Erwerbs-
ausübung verletzt erachtet, könnte er angesichts der Unbedenklich-
keit der dem Bescheid zugrunde liegenden Rechtsvorschriften in
diesem Recht nur dann verletzt sein, wenn die Behörde bei der
Erlassung des Bescheides die maßgeblichen Rechtsvorschriften in
denkunmöglicher Weise angewendet hätte (vgl VfSlg 10.413/
1985).

Dem angefochtenen Bescheid liegt ein zum Zeitpunkt seiner Erlas-
sung noch nicht rk Strafurteil des LG X zugrunde. Dass die Entzie-
hung des Vertretungsrechts vor Strafgerichten im gesamten Bundes-
gebiet gem § 19 Abs 1 Z 1 DSt 1990 mit Rücksicht auf die Art und
das Gewicht des dem RA zur Last gelegten DisVergehens wegen
zu besorgender schwerer Nachteile, besonders für die Interessen
der rechtsuchenden Bevölkerung oder das Ansehen des Standes
erforderlich ist, wurde im Beschluss des DR ausreichend dargetan
und von der OBDK bestätigt. Bei dieser Sach- und Rechtslage kann

der bel Beh kein Vorwurf einer denkunmöglichen Anwendung der
maßgeblichen Rechtsvorschriften gemacht werden.

4.3. Ein willkürliches Verhalten der Behörde, das in die Verfas-
sungssphäre eingreift, liegt ua in einer gehäuften Verkennung der
Rechtslage, aber auch im Unterlassen jeglicher Ermittlungstätigkeit
in einem entscheidenden Punkt oder dem Unterlassen eines ord-
nungsgemäßen Ermittlungsverfahrens überhaupt, insb in Verbin-
dung mit einem Ignorieren des Parteivorbringens und einem leicht-
fertigen Abgehen vom Inhalt der Akten oder dem Außerachtlassen
des konkreten Sachverhaltes (zB VfSlg 8808/1980 und die dort
angeführten Rsp; VfSlg 10.338/1985, 11.213/1987).

All dies liegt nicht vor. Dass der bel Beh der Vorwurf einer in die
Verfassungssphäre reichenden Verkennung der Rechtslage nicht
gemacht werden kann, wurde bereits vorstehend unter Pkt II.4.2.
dargetan.

Es liegt daher auch keine Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes
vor.

5.1. Der Bf behauptet schließlich eine Verletzung im verfassungs-
gesetzlich gewährleisteten Recht auf ein Verfahren vor dem gesetz-
lichen Richter, weil aufgrund der gebotenen Unschuldsvermutung
die Rechtskraft des Strafurteils hätte abgewartet werden müssen.
Erst danach könne eine einstw Maßn iSd § 19 Abs 3 Z 1 lit b DSt
1990 verhängt werden.

5.2. Dass Art 6 Abs 2 EMRK bei der Verhängung der einstwMaßn
nicht zum Tragen kommt, wurde bereits ausführlich dargetan. Im
Übrigen stehen Wortlaut und Intention des § 19 Abs 1 DSt 1990
der Rechtsauffassung des Bf entgegen (vgl Punkt II.3.2.).

Die behauptete Verletzung verfassungsgesetzlich gewährleisteter
Rechte hat sohin nicht stattgefunden.

Das Verfahren hat auch nicht ergeben, dass der Bf in von ihm nicht
geltend gemachten verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten
verletzt wurde.

Ob der Bescheid in jeder Hinsicht dem Gesetz entspricht, ist vom
VfGH nicht zu prüfen, und zwar auch dann nicht, wenn sich die
Beschwerde – wie im vorliegenden Fall – gegen eine Entscheidung
einer Kollegialbehörde nach Art 133 Z 4 B-VG richtet, die beim
VwGH nicht bekämpft werden kann (vgl etwa VfSlg 13.419/
1993, 14.408/1996, VfGH 8. 6. 1999, B 788/99).

Anmerkung:

Der wesentliche Teil der VfGH-Entscheidung wurde hier deswegen
vollständig wiedergegeben, weil der VfGH sich zwar schon öfters
mit § 19 DSt befasst hat (s etwa zum Legalitätsprinzip, hier unter
1.2.1), aber eine derart vollständige sowohl historische wie grund-
sätzliche Auseinandersetzung mit dem für einstwMaßn anzustel-
lende Überlegungen hat es, soweit ersichtlich, bisher noch nie ge-
geben. Zur besseren Übersichtlichkeit wurde auch der vom VfGH
selbst wiedergegebene Inhalt der hier bei ihm angefochten gewe-
senen OBDK- bzw DR-E zitiert.
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Mahnworte des VfGH gelten einem „Berufsstand“, an dessen An-
gehörige . . . „besondere Anforderungen hinsichtlich der korrekten
Einhaltung von Rechtsvorschriften zu stellen sind“. Wenn ein RA
gerichtlich in erster Instanz (hier wegen Unzucht mit Unmündigen)
verurteilt wird, ist zu besorgen, dass ein mit einem solchen Urteil
belasteter RA „nicht mehr mit dem nötigen Einsatz und der notwen-
digen Konzentration auf die Wahrnehmung der Interessen seiner
Mandanten bedacht ist“. Auch das „öffentliche Interesse an einem
gut funktionierenden RA-Stand“ hebt der VfGH hervor. Wenn ein
wegen eines derartigen Sittlichkeitsdeliktes verurteilter RA weiter-
hin vor Strafgerichten vertreten könnte, wäre das besondere Ver-
trauen, das die Bevölkerung dem RA-Stand entgegenbringt,
schwer erschüttert. Die gg einstwMaßn ist daher „ein notwendiges
und adäquates Mittel zur Erreichung des öffentlichen Zieles“; da-
her verstößt § 19 DSt nicht gegen Art 6 EMRK.

Anmerkung: Ein Verstoß gegen die Unschuldsvermutung setzt vo-
raus, dass einstwMaßn unter den Begriff „strafrechtliche Anklage“
iS Art 6 EMRK fallen; das wird vom VfGH ausführlich verneint.
Aber weil sie die Berufsausübung eines RA beschränken, betreffen
sie ein civil right, wenngleich auch nicht in dessen „Kernbereich“.
Da der Besch im gerichtlichen Strafverfahren ausreichend Gele-
genheit hatte, seine Verteidigungsstandpunkte darzulegen und „es
aufgrund der Zielsetzung des § 19 DSt nicht Aufgabe der DisBe-
hörden sein kann, durch eigene Erhebungen und Feststellungen er-
neut das Strafverfahren zu wiederholen oder gleichsam weiterzu-
führen“, ist dem Bf „aus verfassungsrechtlicher Sicht“ ausreichend
Gelegenheit geboten worden, seinen Standpunkt darzulegen.

Auch Verletzungen von Grundrechten wie des Gleichheitsgrund-
satzes (durch willkürliches Verhalten der Behörde, das in die Ver-
fassungssphäre eingreift), durch Entzug des gesetzlichen Richters
und durch Verletzung des Rechtes auf Freiheit der Erwerbsaus-
übung liegen nicht vor.

Strigl

7705

Art 6 EMRK – OBDK=Tribunal
§ 19 DSt 1990, Art 18 B-VG –

einstwMaßn, ab 18 B-VG – Legalitätsprinzip
Art 4 des 7. ZP EMRK –

kein Verstoß gegen Doppelbestrafungsverbot

§ 19 DSt verstößt nicht gegen das Legalitätsprin-
zip. Die OBDK ist ein „Tribunal“ iS Art 6 EMRK.

Die einstwMaßn der vorläufigen Untersagung
der Ausübung der RA-schaft kann schon deswe-
gen nicht gegen ein Doppelbestrafungsverbot
verstoßen, weil das Verfahren über die vorläu-

fige Untersagung der RA-schaft kein Strafverfah-
ren ist.

VfGH 21. 6. 2000, B 347/99, OBDK 23. 11. 1998, 12 Bkd 7/98

Aus den Entscheidungsgründen:

1.2. Nach der stRsp des VfGH, von der abzugehen im konkreten
Fall kein Anlass besteht, verstößt § 19 DSt 1990 nicht gegen das
Legalitätsprinzip (vgl zur Vorläuferbestimmung des § 19 DSt
1990 – § 17 DSt 1872 idF des BG BGBl 1933/346 – VfSlg
7440/1974; zu § 19 DSt 1990 vgl VfSlg 13.148/1992, VfGH
4. 10. 1999, B 2598/97, B 997/98 und das Erk des VfGH vom
heutigen Tag, B 537/98). Der Bf ist daher nicht wegen Anwen-
dung einer rechtswidrigen generellen Norm in seinen Rechten ver-
letzt worden.

2.1. Zur behaupteten Verletzung des Art 6 EMRK führt die Be-
schwerde aus, dass die Maßnahme der gänzlichen Untersagung
der RA-schaft nur durch ein Tribunal verhängt werden könne. Ein
solches Tribunal sei im vorliegenden Fall jedoch nicht eingeschrit-
ten.

2.2. Zur Widerlegung dieses Vorbringens genügt es, auf die stRsp
des VfGH, wonach der OBDK „Tribunalqualität“ zukommt (vgl
etwa VfSlg 11.512/1987, 11.879/1988, 13.580/1993), zu
verweisen. Entscheidet aber in letzter Instanz ein Tribunal, so ist
dem Art 6 EMRK Genüge getan (vgl etwa VfSlg 11.500/1987).

3. Wenn der Bf behauptet, er sei in dem durch Art 4 des
7. ZPEMRK gewährleisteten Recht auf das Verbot der Doppel-
bestrafung verletzt worden, ist ihm entgegenzuhalten, dass es sich
nach der Rsp des VfGH bei einstwMaßn nach § 19 DSt 1990 nicht
um Strafen iSd Art 6 EMRK, sondern um sichernde Maßnahmen
handelt (vgl dazu VfGH 4. 10. 1999, B 2598/97, B 997/98 und
das Erk vom heutigen Tag, B 537/98). Der Umstand, dass es sich
beim Verfahren der vorläufigen Untersagung der RA-schaft, sohin
nicht um ein Strafverfahren handelt, entzieht dem Vorwurf, der Bf
sei in dem durch Art 4 des 7. ZPEMRK gewährleisteten Recht auf
das Verbot der Doppelbestrafung verletzt worden, den Boden.

Anmerkung:

Dass das Legalitätsprinzip durch § 19 DSt nicht verletzt wird und
dass der OBDK „Tribunal-Qualität“ zukommt, ist ständige Judikatur
des VfGH.

Einstweilige Maßnahmen (ebenso auch solche, die von Gesetzes
wegen mit einer „Suspendierung“ verbunden sind, zB eine Gehalts-
kürzung VfSlg 12.652) sind keine „Strafen“. Nach der Judikatur
der EMRK und des EuGH ist unter der „strafrechtlichen Anklage“
des Art 6 Abs 1 EMRK (EGMR 1976 Engel, Eu GRZ 1876, 221;
1984 Öztürk Eu GRZ 1985, 62) in „autonomer Interpretation“
nicht das formelle Strafrecht allein, sondern nach dem jeweiligen
staatlichen Recht, lt welchem der die Zuwiderhandlung umschrei-
bende Gesetzestext systematisch dem Strafrecht zugehört (VfSlg
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11.917) oder die Art der entsprechenden Sanktion „von erhebli-
cher Bedeutung“ ist (VfSlg 11.906; EGMR Gradinger ÖJZ 1995,
954; Putz ÖJZ 1996, 434), zu verstehen; auch ein aus disziplinä-
ren Gründen verhängtes Verbot der Berufsausübung ist eine
„Strafe“ iS Art 6 (1) MRK (VfSlg 11.506, 11.569, 11.776).

Im vorliegenden E hat der VfGH aber gar nicht auf die Qualifi-
kation eines (vorläufigen) Berufsverbotes als „Strafe“ abgestellt,
sondern ausgesprochen, dass das gesamte (Zwischen-)Verfahren
der vorläufigen Untersagung der RA-schaft kein Strafverfahren ist.
Es kommt also schon auf das (Sicherungs-)Verfahren und nicht erst
auf die in ihm verhängte Sanktion an. Eine ebenso zutreffende wie
elegante Lösung!

Strigl

7706

§§ 1, 16, 28 und 32 Abs 1 DSt 1990 –
nicht verfassungswidrig

Art 6 Abs 1 EMRK, § 51 Abs 1 DSt –
Öffentlichkeit der Berufungsverhandlung

Art 4 Abs 1 Z 7 ZPEMRK –
Verbot der Doppelbestrafung

§ 28 Abs 2 DSt – Einleitungsbeschluss
§ 36 Abs 2 DSt – konkludente Zustimmung

Wenn die OBDK die Öffentlichkeit aus Gründen
der Sittlichkeit (oder aus anderen Gründen des
§ 229 StPO) ausschließt, ist ein entgegengerich-
teter Antrag des Besch unbeachtlich.

Das „Doppelbestrafungsverbot“ gilt nicht, wenn
eine Standesgemeinschaft im Falle schwer-
wiegender gerichtlicher Verurteilungen, welcher
Verhaltensweisen des Betroffenen zugrunde lie-
gen, von denen regelmäßig auch eine Gefähr-
dung des Standesansehens oder der ordnungs-
gemäßen Erfüllung bestimmter standesspezifi-
scher Berufspflichten zugrunde liegen, sich in
Wahrnehmung des sog „disziplinären Überhan-
ges“ disziplinarrechtliche Reaktionen vorbehält.

Die erforderliche Zustimmung des Besch zur
Ausdehnung des Einleitungsbeschlusses in der
DisVerhandlung auf von ihm nicht erfasste Tat-
handlungen kann dadurch auch schlüssig erteilt
werden, dass sich der Besch in die Verhandlung
zum ausgedehnten Faktum einlässt und sich
dazu verantwortet und sich nicht ausdrücklich

gegen die Ausdehnung der Verhandlung und
Entscheidung auf die neue Tat ausspricht.

Zeugenbeweise können abgelehnt werden,
wenn die zu erwartende Aussage nach freier
Ermessensentscheidung der „Tatrichter“ (aus an-
deren Gründen) nicht für beachtlich gehalten
werde.

Darüber, ob die ausgesprochene Streichung von
der Liste der RAe oder die Verhängung einer
minderen DisStrafe angemessen ist, hat der
VfGH nicht zu befinden, wenn kein Ermessens-
exzess und damit kein so schwerer Fehler (von
den Standesbehörden) begangen wurde, dass
ihr Bescheid wegen gehäuften Verkennens der
Rechtslage mit Willkür belastet wäre. Für die
Frage, welche Strafe zu verhängen ist, kommt es
allein auf das Ermessen der DisBehörden im Ein-
zelfall an, wobei sie an die Kriterien des § 16
Abs 6 DSt 1990 gebunden sind.

VfGH 21. 6. 2000, B 578/00, OBDK 27. 9. 1999, 12 Bkd 3/99

Aus den Entscheidungsgründen:

1.1. Die Beschwerde rügt die Verfassungswidrigkeit der §§ 1
Abs 1, 16, 28 und 32 Abs 1 DSt 1990:

1.1.1. § 1 Abs 1 DSt 1990 und § 16 DSt 1990 verstoßen nach
Ansicht des Bf sowohl gegen Art 18 als auch gegen Art 7 B-VG. So
lege § 16 Abs 6 DSt 1990 – wonach bei Verhängung der Strafe
insbesondere auf die Größe des Verschuldens und der daraus ent-
standenen Nachteile, vor allem für die rechtsuchende Bevölkerung,
bei Bemessung der Geldbuße auch auf die Einkommens- und Ver-
mögensverhältnisse Bedacht zu nehmen ist – nicht dem Gebot des
Art 18 B-VG entsprechend fest, für welche der möglichen Deliktsar-
ten – Berufspflichtenverletzung einerseits, Beeinträchtigung von
Ehre und Ansehen des Standes andererseits – welche der einzel-
nen in § 16 Abs 1 leg cit aufgezählten Strafen konkret in Betracht
kämen. Es ergebe sich bloß aus der Spruchpraxis der OBDK, dass
tendenziell berufliches Fehlverhalten von RAen gegenüber Fehlver-
halten im außerberuflichen Bereich strenger bestraft werde.

1.1.2. Der VfGH hegt keine Bedenken gegen die Bestimmungen
des § 1 Abs 1 und § 16 Abs 6 DSt 1990 (iVm § 16 Abs 1 DSt
1990). Der Gerichtshof ist in stRsp von der verfassungsrechtlichen
Unbedenklichkeit des § 1 DSt 1990 ausgegangen (siehe VfSlg
13.260/1992, 13.526/1993, 14.237/1995 sowie zu der mit
dieser Norm vergleichbaren Bestimmung des § 2 DSt 1872 VfSlg
3290/1957, 5643/1967, 5967/1969, 7494/1975, 7905/
1976, 9160/1981, 11.007/1986, 11.350/1987, 11.776/
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1988, 11.840/1988, 12.032/1989). Aber auch gegen die Be-
stimmung des § 16 Abs 6 DSt 1990 (iVm § 16 Abs 1 DSt 1990)
bestanden schon bisher keine verfassungsrechtlichen Bedenken
(zur verfassungsrechtlichen Unbedenklichkeit des § 16 DSt 1990,
vgl VfSlg 14.237/1995; zur Unbedenklichkeit des § 12 Abs 2
DSt 1872 – der noch weniger determinierten Vorgängerbestim-
mung des § 16 Abs 6 DSt 1990, vgl etwa VfSlg 12.586/1990)
und sind auch aus der Sicht des vorliegenden Beschwerdefalles
nicht entstanden.

1.2.1. Gem § 28 Abs 1 DSt 1990 wird der Einleitungsbeschluss
von einem Senat des DR gefasst, wobei der KA bei der Beratung
und Abstimmung des Senates nicht anwesend sein darf. Der Bf
erblickt in dieser Bestimmung eine Verletzung des Art 6 EMRK,
weil nicht der KA Träger des Anklagerechtes ist, sondern der Ein-
leitungsbeschluss von DisRichtern gefasst wird, die mit Ausnahme
des UK im späteren Hauptverfahren Mitglieder des erkennenden
Senates sein können. Die damit fehlende organisatorische Tren-
nung von Ankläger und Richter bewirke eine Beeinträchtigung des
„äußeren Anscheins“ eines fairen Verfahrens.

1.2.2. Diese Auffassung ist schon vom Ansatz her verfehlt. Wie
der VfGH bereits wiederholt ausgesprochen hat, handelt es sich
beim Einleitungsbeschluss um eine bloße Verfahrensanordnung
(vgl VfSlg 10.944/1986, 11.448/1987 und 11.608/1988), die
lediglich die Voraussetzung dafür bildet, dass ein DisVerfahren
überhaupt in Gang gesetzt werden kann. Im Vordergrund steht die
rechtzeitige Information des Besch über die ihm zur Last gelegten
DisVergehen (vgl VfSlg 9425/1982). Das künftige Erk des DR
wird durch den Einleitungsbeschluss in keiner Weise präjudiziert
(vgl VfSlg 12.962/1992, 13.731/1994), sodass aus der Mitwir-
kung an einem solchen Beschluss nicht auf die Befangenheit der
Mitwirkenden in der Hauptsache geschlossen werden kann. Es
gibt daher keine Grundlage für die Ansicht, dass jene Mitglieder
des DR, die an der Fassung des Einleitungsbeschlusses teilgenom-
men haben, aus Sicht des Art 6 EMRK von der Entscheidung in
der DisSache in erster (bzw zweiter) Instanz auszuschließen sind
(VfSlg 13.731/1994).

1.3.1. Der Bf erblickt weiters in der Bestimmung des § 32 Abs 1
DSt 1990, welche im Verfahren vor dem DR die Abhaltung einer
nichtöffentlichen mündlichen Verhandlung vorsieht, einen Verstoß
gegen Art 6 Abs 1 EMRK.

1.3.2. Dieser Vorwurf entbehrt schon deswegen jeder Begrün-
dung, als die Öffentlichkeit des Verfahrens nur vor dem die Tat-
und Rechtsfrage entscheidenden Gericht (Tribunal) gegeben sein
muss (vgl EGMR 23. 2. 1994, Fredin/Schweden, ÖJZ 1994, 565
mit weiteren Hinweisen auf die Rsp; Mayer, B-VG2 Art 6 EMRK,
D.II.1.) Der DR stellt aber – im Gegensatz zur OBDK – kein Tribu-
nal iSd Art 6 EMRK dar.

1.4. Angesichts der Unbedenklichkeit der angewendeten Rechts-
grundlage ist es somit ausgeschlossen, dass der Bf in Rechten

wegen Anwendung einer rechtswidrigen generellen Norm verletzt
wurde.

Nachdem der OGH mit Urteil vom 22. 4. 1998 der Nichtigkeits-
beschwerde und Berufung des Bf keine Folge gegeben hatte, stellte
der Bf den Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens und stützte
diesen Antrag auf ein (Privat-)Gutachten des Univ.-Prof. Dr. A, der
eine hirnorganische Störung beim Bf feststellte. Der Gutachter kon-
statierte, dass aufgrund dieser Störung Alkoholkonsum einen er-
höhten Triebdruck beim Bf auslöse. Dieser Umstand war dem Bf im
Zeitraum des Verfahrens erster Instanz nicht bekannt gewesen. Der
Bf zog daraus den Schluss, dass er sich zum Zeitpunkt der Taten
offenbar in einem Zustand der Unzurechnungsfähigkeit iSd § 11
StGB befunden habe. Das zuständige LG X bestellte im Wiederauf-
nahmeverfahren Univ.-Prof. Dr. H als gerichtlichen Sachverständi-
gen, welcher aufgrund nachgewiesener Persönlichkeitsstörungen
eine Neigung zu sexuell enthemmtem Reagieren unter Alkoholein-
fluss diagnostizierte, wodurch das Dispositionsvermögen zwar mit-
telgradig eingeschränkt, aber nicht aufgehoben war, somit Störun-
gen iSd § 11 StGB beim Bf nicht vorlagen. Dem Antrag auf
Wiederaufnahme wurde, „zumal keine neuen Tatsachen oder Be-
weismittel beigebracht wurden, die für sich allein oder im Zusam-
menhang mit den früher erhobenen Beweisen geeignet waren,
einen Freispruch oder eine Verurteilung nach einem milderen Straf-
gesetz zu begründen“, mit Beschluss des LG X vom 7. 6. 1999
keine Folge gegeben. Der dagegen erhobenen Beschwerde wurde
mit Beschluss des OLG Y vom 5. 8. 1999 ebenfalls keine Folge
gegeben.

Nach der Rsp der europäischen Instanzen kann der Tatrichter die
Befragung oder Ladung und Anhörung von Zeugen ablehnen,
wenn er die zu erwartende Antwort bzw Aussage nach seiner
freien Ermessensentscheidung nicht für beachtlich hält (Frowein/
Peukert, EMRK-Kommentar2, Art 6, Rz 202, unter Verweisung auf
die Entscheidung des EGMR im Fall Bricmont GH 158, 31 Z 39).
Die OBDK war im Zeitpunkt ihrer Entscheidung in Kenntnis dieses
unter den Garantien des Art 6 EMRK stehenden Wiederaufnahme-
verfahrens und damit auch in Kenntnis der Ergebnisse der medizi-
nischen Gutachten (vgl Begründung des angefochtenen Beschei-
des, S 9 f). Es kann ihr unter dem Blickwinkel des Art 6 Abs 1 iVm
Abs 3 lit d EMRK nicht vorgeworfen werden, wenn sie eine neuer-
liche Beweisaufnahme zum Beweisthema – gesundheitliche Beein-
trächtigung des Bf und deren Einfluss auf seine Dispositions- und
Diskretionsfähigkeit – als für die Entscheidungsfindung nicht mehr
notwendig erachtete und die zeugenschaftliche Einvernahme der
genannten Personen ohne Angabe von Gründen verweigerte (vgl
EGMR 7. 7. 1989, Bricmont GH 158, 31 Z 39).

2.1.3. Ebenfalls unter dem Titel der Verletzung des durch Art 6
EMRK gewährleisteten Rechts wirft der Bf sowohl dem DR als auch
der OBDK vor, die abgehaltenen mündlichen Verhandlungen nicht
öffentlich durchgeführt zu haben.
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2.1.4. Auch dieser Vorwurf ist nicht begründet. Wie bereits unter
Punkt II.1.3.2. dargelegt, vermag das Unterbleiben einer öffentlich
abgehaltenen Verhandlung vor dem DR in das Grundrecht des
Art 6 Abs 1 EMRK nicht einzugreifen. Von verfassungsrechtlicher
Relevanz kann jedoch der Ausschluss der Öffentlichkeit in der Ver-
handlung vor der OBDK sein. In der dafür maßgeblichen Bestim-
mung des § 51 Abs 1 DSt 1990 iVm § 229 StPO ist die Verhand-
lung vor der OBDK auf Antrag des DB grundsätzlich öffentlich. Ein
Ausschluss der Öffentlichkeit ist in Entsprechung der Rechtferti-
gungsgründe des Art 6 Abs 1 EMRK nur aus Gründen der Sittlich-
keit, der öffentlichen Ordnung sowie im überwiegenden Interesse
eines Zeugen oder eines Dritten gerechtfertigt. Wenn nun die
OBDK im vorliegenden Fall, trotz des entgegengerichteten Antra-
ges des Bf, von einer öffentlich abgehaltenen Verhandlung Ab-
stand genommen hat, kann sie sich in verfassungsrechtlich unbe-
denklicher Weise auf den gesetzlichen Rechtfertigungsgrund „aus
Gründen der Sittlichkeit“ berufen. Es erübrigt sich daher ein Einge-
hen auf Fragen der Anwendbarkeit des österreichischen Vorbehal-
tes zu Art 6 EMRK im konkreten Fall.

Der Bf wurde daher nicht in seinen durch Art 6 EMRK gewährleis-
teten Rechten verletzt.

2.2.1. Der Bf erachtet sich dadurch, dass er wegen derselben
Handlung zunächst von einem Strafgericht und nachfolgend von
der DisBehörde verurteilt wurde, in dem durch Art 4 Abs 1 des
7. ZPEMRK garantierten Recht auf das „Verbot der Doppelbestra-
fung“ verletzt.

2.2.2. Im Erk VfGH B 191/99 vom 24. 6. 1999 ging der VfGH
ua auch auf die Frage ein, ob § 95 Abs 2 Z 1 Ärztegesetz 1984
dem Verbot der Doppelbestrafung entgegensteht. Nach dem Wort-
laut des § 95 Abs 2 Z 1 Ärztegesetz 1984 machen sich Ärzte
jedenfalls eines DisVergehens schuldig, wenn sie eine oder meh-
rere strafbare Handlungen vorsätzlich begangen haben und des-
wegen von einem in- oder ausländischen Gericht zu einer Freiheits-
strafe von mehr als sechs Monaten oder zu einer Geldstrafe von
zumindest 360 Tagsätzen verurteilt worden sind. Der VfGH führte
dazu aus:

„Es kann dahingestellt bleiben, ob und in welchem Umfang das genannte
Verbot auf DisVerfahren überhaupt Anwendung findet (vgl. zu dieser Frage
Grabenwarter, Entscheidungsbesprechung zu EGMR vom 23. 10. 1995,
Gradinger gegen Österreich, JBl. 1997, 577 [582]). Es erscheint nämlich
als legitimes Interesse der Standesgemeinschaft, sich im Falle schwerwiegen-
der gerichtlicher Verurteilungen, denen – wie im hier vorliegenden Fall –
Verhaltensweisen des Betroffenen zugrundeliegen, von denen regelmäßig
auch eine Gefährdung des Ansehens des Standes oder der ordnungsgemä-
ßen Erfüllung bestimmter standesspezifischer Berufspflichten ausgeht, sich in
Wahrnehmung des sogenannten ‚disziplinären Überhanges‘ disziplinar-
rechtliche Reaktionen vorzubehalten. Es ist dies nach Auffassung des VfGH
ein eigener, eine gesonderte disziplinäre Bestrafung rechtfertigender
Aspekt, weswegen § 95 Abs. 2 Z 1 ÄrzteG 1984 auch nicht gegen Art. 4
des 7. ZP zur EMRK verstößt (vgl. auch den Explanatory Report, Human
Rights Law Journal 1985, 82 [86], wo jedenfalls die disrechtliche Verfol-

gung eines Beamten neben einer strafrechtlichen Verfolgung ausdrücklich
als zulässig bezeichnet wird).“

Im Erk VfGH 4. 10. 1999, B 2447/97, hielt der VfGH fest, es
könne nichts anderes auch für das DisRecht der RAe gelten. Der
VfGH sieht angesichts des vorliegenden Beschwerdefalles keine
Veranlassung, von dieser Rsp abzugehen.
Daran kann insbesondere auch der Umstand nichts ändern, dass
der Bf disziplinarrechtlich nicht nur wegen jener Handlungen für
schuldig gesprochen wurde, deretwegen er zuvor schon strafrecht-
lich verurteilt wurde, sondern vom DR darüber hinaus in fünf weite-
ren Fakten für schuldig erkannt wurde (Faktum 4–8 des Spruches
des DR). Die dem Bf darin vorgeworfenen Handlungen wurden be-
reits in der Sachverhaltsdarstellung des Urteils des LG X als erwie-
sen angenommen (bzw in der HV vor dem LG X vom Bf zugestan-
den). Der Bf wurde in der mündlichen Verhandlung vor dem DR
vom 30. 9. 1998 mit diesen Fakten konfrontiert. Dabei bestritt er
das Vorliegen der Handlungen nicht. Es liegt nun im legitimen Inte-
resse der Standesbehörde, wenn sie den Bf auch für jene Handlun-
gen, die zwar vor dem Straf-LG X nicht zu einem Schuldspruch
geführt haben (vgl dazu die Ausführungen unter Pkt I.1.2.), in dis-
rechtlicher Hinsicht für schuldig erkannte, weil jede einzelne dieser
Handlungen zweifelsfrei geeignet war, „Ehre und Ansehen des
Standes“ zu beeinträchtigen.
Der Bf wurde sohin nicht in dem gem Art 4 des 7. ZPEMRK ge-
währleisteten Recht verletzt.
2.3.1. Der Bf erachtet sich durch den angefochtenen Bescheid im
Verfahren vor dem gesetzlichen Richter verletzt, weil die Behörde
über Anschuldigungen abgesprochen hat, die nicht Gegenstand
des Einleitungsbeschlusses waren. Gegenstand des Einleitungsbe-
schlusses seien nur jene Tathandlungen gewesen, deretwegen er
strafgerichtlich mit rechtskräftigem Urteil des LG X für schuldig er-
kannt wurde, nicht jedoch die Fakten 4–8 des Schuldspruchs des
DR. Der Einleitungsbeschluss sei auch nicht anlässlich der mündli-
chen Verhandlung vor dem DR am 30. 9. 1998 sowie auch nicht
anlässlich der mündlichen Verhandlung vor der OBDK am 27. 9.
1999 modifiziert oder erweitert worden.
2.3.2. Der Bf ist insofern im Recht, als die in den Fakten 4–8 des
Spruches der DR enthaltenen Schuldvorwürfe im Einleitungsbe-
schluss nicht enthalten waren.
Der VfGH hat in seinem Beschluss VfSlg 9425/1982 mit einge-
hender Begründung dargelegt, dass das unter dem Aspekt des Ver-
fahrens vor dem gesetzlichen Richter maßgebende Kriterium die
rechtzeitige Information des DB über die ihm konkret zur Last
gelegten DisVerfehlungen ist, wobei zB eine Erweiterung der An-
schuldigungspunkte in der mündlichen Verhandlung nicht ausge-
schlossen ist (VfSlg 13.762/1994). In diesem Sinn wurde auch
schon im Erk VfSlg 5523/1967 ausdrücklich auf die Möglichkeit
einer Erweiterung der Anschuldigungspunkte in der mündlichen
DisVerhandlung vor dem DR hingewiesen. Von entscheidender Be-
deutung ist, dass die DisBehörde keinesfalls ohne entsprechende
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Anschuldigung entscheiden darf (VfSlg 5523/1967, 12.698/
1991).

Aus dem Verwaltungsakt des DR ergibt sich, dass der Bf mit den
in den Fakten 4–8 des Schuldspruchs enthaltenen Vorwürfen in
der mündlichen Verhandlung vom 30. 9. 1998 konfrontiert wurde,
so dass die Information des Bf unter dem Aspekt des Art 83 Abs 2
B-VG rechtzeitig erfolgte. Es wurde nicht ohne entsprechende
Anschuldigung entschieden.

Der Bf wurde daher nicht im Recht auf ein Verfahren vor dem ge-
setzlichen Richter verletzt.

2.3.3. Ob für die Ausdehnung des Einleitungsbeschlusses die er-
forderlichen Zustimmungen iSd § 36 Abs 2 DSt 1990 vom KA bzw
vom DB vorlagen, stellt eine einfachgesetzliche Frage dar. Der
VfGH hat im Erk vom 4. 10. 1999, B 2347/97, bereits aus die-
sem Grund keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen eine
Rechtsauffassung der OBDK geäußert, in der eine konkludente Zu-
stimmung bereits dann als vorliegend angenommen wurde, wenn
sich der Besch zum ausgedehnten Faktum einlässt bzw sich dazu
verantwortet und sich nicht ausdrücklich gegen die Ausdehnung
der Verhandlung und Entscheidung auf die neue Tat ausspricht.

2.4. Ob im konkreten Fall eine Streichung von der Liste der RAe
der Z-RAK angemessen ist oder aber die Verhängung einer milde-
ren Strafe angemessener wäre, darüber hat der VfGH nicht zu be-
finden. Die bel Beh hat jedenfalls keinen Ermessensexzess und da-
mit keinen so schweren Fehler begangen, dass ihr Bescheid wegen
gehäuften Verkennens der Rechtslage mit Willkür belastet wäre.
Da es für die Frage, welche Strafe zu verhängen ist, allein auf das
Ermessen der DisBehörden im Einzelfall ankommt – wobei die Be-
hörde an die Kriterien des § 16 Abs 6 DSt 1990 gebunden ist –,
ist auch der Versuch eines Nachweises einer tendenziell strengeren
Bestrafung von beruflichem gegenüber außerberuflichem Fehlver-
halten von RAen durch die OBDK nicht geeignet, der Behörde
Willkür nachzuweisen.

Der Bf wurde nicht im verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht
auf Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetz verletzt.

Anmerkung:

Zur Verfassungskonformität der eingangs zit Bestimmungen des
DSt gibt es reiche Judikatur des VfGH. Die OBDK ist im Gegensatz
zum DR ein Tribunal iS Art 6 EMRK. Wenn die Sache aus anderen
Gründen spruchreif ist und auch wegen des Einflusses gesundheit-
licher Beeinträchtigungen auf die Dispositions- und Diskretions-
fähigkeiten des Bf ein Zeugenbeweis daher entbehrlich ist, liegt
in der Ablehnung der Zeugenbeweisanträge keine vorgreifende
Beweiswürdigung, weil die vom Beweisführer erwarteten Zeugen-
aussagen die Entscheidung aus rechtlichen Gründen nicht ändern
würden.

Auf Antrag des Besch ist die Berufungsverhandlung öffentlich; da
die Öffentlichkeit „jedoch“ aus den Gründen des § 229 StPO aus-
geschlossen werden kann, hat diese Bestimmung den Vorrang.

Die Ablehnung eines Verstoßes gegen das „Doppelbestrafungsver-
bot“ durch standesrechtliche Bestrafung nach bereits erfolgter ge-
richtlicher Bestrafung wegen derselben Tathandlung hat der VfGH
erstmals für Ärzte in B 191/99 (und kurz darauf auch für RAe in
B 2447/97) ausgesprochen (s oben).
Der Einleitungsbeschluss würde gegen das Recht auf das Verfah-
ren vor dem gesetzlichen Richter verstoßen, wenn der DB nicht
rechtzeitig über die ihm konkret zur Last gelegten DisVerfehlungen
informiert wird; eine Erweiterung der Anschuldigungspunkte in der
mündlichen DisVerhandlung ist nicht ausgeschlossen, wenn sich
der DB nicht ausdrücklich dagegen ausgesprochen hat. Wenn er
sich aber auf die Verhandlung über die ausgedehnten Fakten ein-
lässt und sich dazu verantwortet, ohne sich ausdrücklich gegen
eine solche Ausdehnung ausgesprochen zu haben, hat er konklu-
dent der Ausdehnung zugestimmt und somit sein andernfalls
ansonsten bei der OBDK sicher erfolgreiches RM-Recht in diesem
Punkt „versungen und vertan“, wie Herr Beckmesser in Ansehung
seines Mitbewerbers von Stolzing in den „Meistersingern“ (1. Akt,
3. Szene), wenngleich im Ergebnis erfolglos, behauptet.
Da ein Stand – laut Tucholsky – es sich gefallen lassen muss, nach
dem niedrigsten Typus seiner Gruppe, dh nach dem, den die
Gruppe gerade noch duldet, beurteilt zu werden, ist es wahrlich im
Standesinteresse, ein Mitglied, das hier wegen besser nicht wie-
derzugebender Fakten gerichtlich verurteilt wurde, aus seinen Rei-
hen zu verstoßen. Alle teilweise sehr gründlichen und klugen Be-
schwerdeausführungen seines Rechtsvertreters fanden beim VfGH
keine Gnade. Der VfGH hat mit großer Akribie jeden einzelnen
Beschwerdepunkt behandelt und sine ira et studio erwogen. Die
OBDK hat im vorliegenden Fall keine verfassungswidrigen Bestim-
mungen angewendet, keine Grundrechte verletzt und keine Voll-
zugsfehler begangen.

Strigl

Verfahrenshilfe
7707

§ 113 Abs 1 StPO Rechtsmittellegitimation des Ver-
fahrenshelfers gegen den Bewilligungsbeschluss

Der nach § 41 Abs 2 StPO bestellte Verfahrens-
helfer hat das Recht, gegen die Beigabe eines
Verfahrenshilfeverteidigers gem § 49 Abs 2 StPO
Rechtsmittel zu erheben. Ihm kommt die Be-
schwerdelegitimation gem § 113 Abs 1 StPO zu.

OGH 10. 8. 2000, 15 Os 87/00

Aus den Entscheidungsgründen:

Im Anlassfall stellte der Verfahrenshelfer aus der Aktenlage fest,
dass die Verfahrenshilfepartei Geschäfte mit nicht unbeträchtlichen
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Geldsummen tätigte. Er schloss daraus, dass die Partei auch in der
Lage sein müsse, einen Verteidiger zu bezahlen. Der Untersu-
chungsrichter hatte die Verfahrenshilfe bewilligt, der Verfahrens-
helfer wandte sich mit einer Beschwerde an die Ratskammer. Diese
wies das Rechtsmittel ab mit der ausschließlich formalen Begrün-
dung, dass der Verfahrenshelfer keine Rechtsmittellegitimation ge-
gen Verfahrenshilfebestellung habe. Die Entscheidung der Rats-
kammer verwies ausdrücklich darauf, dass diese ihre regelmäßige
Spruchpraxis sei (Ratskammer LG Eisenstadt 8. 6. 2000, 6 Ur
165/00).

§ 113 Abs 2 StPO räume zwar umfassende Beschwerdekompe-
tenz gegen Verfügungen des Untersuchungsrichters ein. Die Zu-
ständigkeit fände dort ihre Grenze, wo der Gesetzgeber ausdrück-
lich einen anderen oder keinen Rechtszug vorsähe. Dies träfe auf
die Verteidigerbestellung gem § 41 Abs 2 StPO zu. Rechtsmittel-
legitimation sei gem § 41 Abs 7 StPO nur gegen Abweisung eines
derartigen Antrages gegeben.

Der Verfahrenshelfer regte eine Nichtigkeitsbeschwerde zur Wah-
rung des Gesetzes an, die den Obersten Gerichtshof zur Klärung
dieser Frage veranlasste.

Der OGH erkannte zu Recht, dass dem Verfahrenshilfeverteidiger
gem § 49 Abs 2 StPO Beschwerdelegitimation gegen den Beige-
bungsbeschluss aufgrund der Bestimmung des § 113 Abs 1 StPO
zukommt. Das Beschwerderecht nach dieser Bestimmung ist ein
umfassendes. Der Verfahrenshelfer hat ein rechtliches Interesse an
einer Abänderung des Beschlusses, da die Beigebung eines Vertei-
digers nach § 41 Abs 2 StPO einen Honoraranspruch ausschließt.
Das umfassende Beschwerderecht gem § 113 Abs 1 StPO wurde
durch die im Strafprozessänderungsgesetz 1993 neu geschaffene
Bestimmung des § 41 Abs 7 StPO nicht eingeschränkt. Zweck
dieser Gesetzesänderung war vielmehr, neben dem Rechtszug an
die Ratskammer auch die Beschwerde an den übergeordneten
Gerichtshof zu eröffnen.

Anmerkung:

Der OGH hat eine bis dahin ungeklärte wesentliche Rechtsfrage
gelöst. Dem Verfahrenshelfer steht grundsätzlich das Recht der Be-
schwerde an die Ratskammer zu, wenn er die Voraussetzungen
der Verfahrenshilfe für nicht gegeben erachtet. Diese grundsätzli-
che Beschwerdemöglichkeit regt zur besonderen Sorgfalt in der
Beurteilung der Verfahrenshilfe-Voraussetzungen an. In der ange-
fochtenen Entscheidung führte die Ratskammer aus, dass die man-
gelnde Beschwerdelegitimation „vom erkennenden Senat gegen-
über der Kanzleigemeinschaft des Beschwerdeführers bereits
mehrfach ausgesprochen wurde“. Diese grundsätzliche Frage ver-
anlasste den Beschwerdeführer, die zutreffende Nichtigkeits-
beschwerde zur Wahrung des Gesetzes anzuregen. Die Entschei-
dung wurde erwirkt von Rechtsanwalt Mag. Claus-Peter Steflitsch.

Thomas Schreiner

Strafprozessrecht
7708

§ 180 Abs 7, Abs 2 Z 1, § 190 Abs 1 StPO –
Bedingt obligatorische Untersuchungshaft,

Fluchtgefahr, Kaution
Das Gericht hat im Fall einer Straftat iSd
§ 180 Abs 7 StPO (hier: mutmaßlicher Mord
eines 60-jährigen Mannes an seiner halbseitig
gelähmten Frau) zu untersuchen, ob besondere
Gründe (Persönlichkeit des Beschuldigten, der
Beschaffenheit der Tat und der Tatumstände) mit
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit das
Vorliegen einer Fluchtgefahr ausschließen, dh
eine Flucht als geradezu unmöglich erscheinen
lassen.

Die den Beschuldigten bei einem Schuldspruch
wegen Mordes (allenfalls aus niedrigen Motiven)
mutmaßlich treffende Freiheitsstrafe, wäre so
empfindlich, dass sehr wohl ein erhöhter Anreiz,
zu flüchten oder sich verborgen zu halten, nicht
ausgeschlossen werden kann.

Geordnete Lebensverhältnisse und fester Wohn-
sitz im Inland (§ 180 Abs 3 StPO) genügen nicht,
um eine Fluchtgefahr nach § 180 Abs 7 StPO aus-
zuschließen. Umstände, die Haftgründe lediglich
nicht annehmen lassen, sind keineswegs bereits
solche, die sie auszuschließen vermögen. Zu sol-
chen müssen noch die in § 180 Abs 7 StPO
vorausgesetzten Gründe hinzutreten, wie etwa
besondere physische, seine Mobilität einschrän-
kende Beschaffenheit des Beschuldigten, über
das übliche Maß hinaus gehende soziale und
familiäre Gebundenheit oder Fehlen jeglicher
rasch realisierbarer wirtschaftlicher Subsidien
oder Möglichkeiten, die für ein dem Beschuldig-
ten der Strafverfolgung entziehendes Leben im
Untergrund als Mindestmaß vorausgesetzt sind.

Wegen des beim Beschuldigten nicht auszuschlie-
ßenden beträchtlichen Fluchtinteresses kann auch
bei Leistung einer Kaution Fluchtgefahr nicht
ausgeschlossen werden.

OGH 2. 3. 2000, 15 Os 22/00
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Anmerkung:

Der Beschuldigte, ein fast 60-jähriger Heeresbeamter, ist dringend
verdächtig, seine halbseitig gelähmte Ehefrau durch einen Kopf-
schuss getötet zu haben. In einer Grundrechtsbeschwerde an den
OGH bestreitet er Haftgründe nach § 180 Abs 7 StPO, vergebens:
Angeblich drohe dem Beschuldigten eine „empfindliche Freiheits-
strafe“, und angeblich ließe sich ein Fluchtanreiz auch bei Vor-
liegen geordneter Lebensverhältnisse noch „keineswegs“ aus-
schließen. So sieht der OGH, obwohl der Beschuldigte sozial inte-
griert ist, keine Möglichkeit, um von einer Untersuchungshaft abzu-
sehen.

Die Entscheidung dürfte der herrschenden Judikatur zu § 180
Abs 7 StPO entsprechen1), ist aber dennoch bedauerlich, und
zwar aus folgenden Gründen:

1. Die RV zum StRÄG 1971 wollte wegen verfassungsrechtlicher
Bedenken auf die obligatorische Untersuchungshaft verzichten
(EBRV 39 BlgNR 12. GP, 27). Der JA war bekanntlich dagegen; er
hielt es für ausreichend, die obligatorische Haft zu „modifizieren“
(JAB 512 BlgNR 12. GP, 10). Die Änderung bestand darin, dass
der JA das Vorliegen von Haftgründen (Flucht-, Verdunkelungs-,
Wiederholungsgefahr) ab einer Mindeststrafdrohung von 10 Jah-
ren „mutmaßte“. Die Vermutung sollte „auf Grund bestimmter Tat-
sachen“ widerlegbar sein.

Allerdings hat der JA die verfassungsrechtliche Problematik nicht
entschärft, im Gegenteil: Eine Untersuchungshaft ohne wirklichen
Haftgrund, nur aufgrund einer Vermutung, ist verfassungswidrig.
Sie widerspricht einerseits dem Art 2 PersFrG, der den Nachweis
bestimmter Haftgründe voraussetzt, und andererseits dem Erforder-
lichkeitsgebot des Art 1 Abs 3 PersFrG. Danach muss die Unter-
suchungshaft „notwendig“ sein, um eine Flucht usw zu verhindern.
Die Fiktion einer Notwendigkeit verletzt diesen Grundsatz2), zu-
dem verstößt sie gegen die Rechtsprechung des EGMR, der eine
(bedingt-)obligatorische Haft nur innerhalb enger sachlicher und
zeitlicher Grenzen anerkennt. Auf das Vorliegen eines Haftgrun-
des verzichtet der EGMR höchstens bei schweren Terroranschlä-
gen und nur im Anfangsstadium der Haft; bei „gewöhnlichen“ Ver-
brechen müssen Haftgründe auch nach MRK nachgewiesen wer-
den3)

Der im Zeitpunkt der OGH-Entscheidung fast 60-jährige Mann
führte bis zu seiner Verhaftung ein normales, unauffälliges Leben
(fester Wohnsitz, feste Anstellung); sämtliche Voraussetzungen für
die Annahme einer sozialen Integration nach § 180 Abs 3 1. Satz
StPO lagen vor. Nun spricht soziale Integration „in aller Regel“
auch bei hohen Strafdrohungen gegen Fluchtgefahr4). Die Chance,
sich durch ein Leben im Untergrund der Strafverfolgung zu entzie-
hen, ist ja gerade bei schweren Taten sehr gering. Viele Identitäts-
merkmale sind heute elektronisch gespeichert, zB bei Melde- und
Passbehörden, bei Sozialversicherungen, Banken, Kfz-Haftpflicht-
versicherungen etc. Untertauchen bedeutet, dass der Beschuldigte

auch auf elektronischem Weg nicht mehr auffindbar sein wird,
sprich, dass er auf eine geregelte Arbeit, auf eine Wohnung, auf
Sozialleistungen, Gesundheitsfürsorge, ein Auto, ein Bankkonto
und vieles mehr verzichten wird müssen. Menschen aus geordne-
ten Verhältnissen trauen sich eine solches Leben kaum zu, ganz ab-
gesehen davon, dass die wenigsten die Nerven besitzen, sich auf
eine Polizeifahndung – womöglich unter Einschaltung der Medien –
einzulassen. Ein Täter, der sich ins Ausland begibt, muss jedenfalls
in Europa mit rascher Verhaftung und Auslieferung rechnen. Des-
halb kann man von Flucht nur reden, wenn der Beschuldigte in der
Absicht ausreist, im Ausland unterzutauchen5). Aber das ist heute
in Europa jedenfalls nicht weniger schwierig als in Österreich
selbst. Außerhalb Europas, etwa in Südamerika oder Asien, ist
das Risiko für einen gesuchten Täter, entdeckt oder ausgeliefert
zu werden, zwar weniger hoch, aber immer noch groß genug
(vgl zB Rabelbauer, Papst, Schidek, Rosenstingel), als dass es sich
lohnte, dafür eine normale Existenz aufzugeben. Die Wahrschein-
lichkeit einer Flucht ist daher auch bei schweren Taten und ange-
sichts hoher Strafen gering, wenn der Beschuldigte sozial integriert
ist 6).

Soziale Integration wäre zu wenig, meint der OGH; Fluchtgefahr
könne man nur ausschließen, wenn die familiären und sozialen
Bindungen des Beschuldigten das „übliche Maß“ überstiegen.
Wann dieses Maß überschritten oder auch nur erreicht ist, will der
OGH aber nicht sagen. Andererseits meint der OGH, dass von
einer Haft abgesehen werden könne, wenn dem Beschuldigten die
„Möglichkeiten“ fehlten, sich durch ein Leben im Untergrund der
Strafverfolgung zu entziehen. Doch die Entscheidung unterstellt
solche „Möglichkeiten“: eine Flucht müsse „geradezu unmöglich“
erscheinen. Der OGH legt § 180 Abs 7 StPO also ganz iSd JA
aus. Dieses Verständnis des § 180 Abs 7 widerspricht, wie ge-
sagt, nicht nur dem PersFrG, sondern auch der MRK. Freilich kann
man den Wortlaut des § 180 Abs 7 StPO auch anders auffassen!
Warum sollen Tatsachen, die gegen die Annahme einer Fluchtge-
fahr sprechen, nicht auch darauf hinweisen, dass eine Fluchtgefahr
ausgeschlossen ist? Wenn der Beschuldigte wahrscheinlich nicht
flüchten wird, kann man eine Fluchtgefahr nicht annehmen, und
wenn man sie aufgrund bestimmter Tatsachen nicht annehmen
kann, muss man sie aufgrund derselben Tatsachen doch wohl
ausschließen. Um die hohe Wahrscheinlichkeit einer Flucht, eben
Fluchtgefahr, ausschließen zu können, muss es genügen, dass man
eine Flucht aufgrund bestimmter Tatsachen nicht für wahrscheinlich

1) ZB OGH 28. 9. 1995, 12 Os 134/95.
2) Reindl, Untersuchungshaft und MRK (1997) 168; Venier, Das Recht der

Untersuchungshaft (1999) 33.
3) Zum Ganzen Venier, Untersuchungshaft 34.
4) EBRV zum StRÄG 1971, 39 BlgNR 12. GP, 26.
5) Bertel/Venier, Grundriss des österreichischen Strafprozessrechts6

(2000) Rz 45; Venier, Untersuchungshaft 35f mwN.
6) Venier, Untersuchungshaft 58f, 65ff.
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halten kann. Die soziale Integration des Beschuldigten nach § 180
Abs 3 StPO ist jedenfalls eine solche Tatsache.

Davon abgesehen darf das Gericht auch bei einer – nicht aus-
zuschließenden – Fluchtgefahr die Untersuchungshaft nur verhän-
gen und fortsetzen, wenn es keine andere Möglichkeit gibt, um
den Beschuldigten von einem Fluchtversuch, zB nach Südamerika
oder Asien, abzuhalten. Einfach wie wirkungsvoll ist die Abnahme
der Reisepapiere (§ 179 Abs 4, 5 Z 5 StPO)7). Seit der Anwen-
dung des Schengener-Durchführungsübereinkommens ist eine Aus-
reise nach Übersee ohne gültige Papiere8) praktisch ausgeschlos-
sen. Wer ausreisen will, muss an Flughäfen und Außengrenzen
eine sogenannte „fahndungstechnische Überprüfung“ durchlaufen
(Art 6 Abs 2 lit a SDÜ); dabei wird der Reisepass elektronisch
gelesen, auf Echtheit geprüft und automatisch mit den Fahndungs-
daten im SIS (Schengener Informationssystem) verglichen. Die Ab-
nahme der Reisedokumente ist auch zur Vermeidung einer Unter-
suchungshaft nach § 180 Abs 7 StPO vorgesehen (siehe § 180
Abs 1, 5 StPO)9). Bedauerlicherweise scheint diese Möglichkeit in
der Rechtsprechung so gut wie unbekannt zu sein.
2. Nach Meinung des OGH müsste der Beschuldigte mit einer
„empfindlichen“ Strafe rechnen, weil er die Tat „allenfalls“ aus
niedrigen Motiven begangen habe; also könne man Fluchtgefahr
nicht ausschließen. Woraus sich solche Motive ergeben, sagt die
Entscheidung nicht. Um den Beschuldigten niederer Motive auch
nur „allenfalls“ zu bezichtigen, muss ein dringender Verdacht in
Richtung solcher Motive vorliegen. Die mutmaßlichen Motive der
Tat sind ein Teil des Tatverdachts, nämlich ein Tatumstand iSd
§ 179 Abs 4 Z 2 StPO. Dass der OGH dem Beschuldigten solche
Motive gleichsam unterstellt, lässt sich mit § 179 Abs 4 Z 4 StPO
(„bestimmte Tatsachen“) schwer vereinbaren. Die Tat kann ihre
Ursache ja auch in menschlich verständlichen, keineswegs verwerf-
lichen Beweggründen, etwa in Mitleid oder Verzweiflung, haben.
Sind „niedere“ Motive nicht wahrscheinlich, muss das Haftgericht
wohl eine außerordentliche Strafmilderung nach § 41 StGB in
Betracht ziehen. Die Strafe, die dem Beschuldigten dann droht,
muss keineswegs (so) „empfindlich“ sein.
3. Weiters hält die Entscheidung eine Kaution für ungeeignet,
Fluchtgefahr auszuschließen, nämlich wegen des „nicht auszu-
schließenden beträchtlichen Fluchtinteresses“. Das ist ein Zirkel-
schluss: Die Kaution setzt eine (nicht auszuschließende) Flucht-
gefahr voraus, diese wiederum ein (nicht auszuschließendes)
beträchtliches Fluchtinteresse. Ist das Fluchtinteresse nicht beträcht-
lich, muss auch Fluchtgefahr entfallen, dh der Beschuldigte ist auch
ohne Kaution zu enthaften. So kann man aus einem beträchtlichen
Fluchtinteresse nicht schon ableiten, die Kaution wäre ungeeignet,
eine Flucht zu verhindern (vgl auch § 179 Abs 4 Z 4 StPO).
Die Enthaftung gegen Kaution ist auch in den Fällen des § 180
Abs 7 StPO möglich (§ 190 Abs 1 StPO, Art 5 Abs 3 MRK) und
nicht selten berechtigt. Gerade wenn die Fluchtwahrscheinlichkeit
eher gering ist, erscheint die Sicherheitsleistung als sinnvolle Alter-

native zur Untersuchungshaft. Dabei spielt die psychologische Wir-
kung der Kaution auf den Betroffenen eine nicht zu unterschät-
zende Rolle: Der Beschuldigte hat gewöhnlich den Eindruck, in
den Genuss einer Vergünstigung zu kommen, die es ihm erlaubt,
trotz Haftgrund in Freiheit zu bleiben. Die Enthaftung gegen Kau-
tion gilt als Vertrauensbeweis, den man nicht leichtfertig aufs Spiel
setzt. So kann die Kaution auch bei schweren Straftaten geeignet
sein, eine Fluchtgefahr auszuschließen10). Dass sie bei einem
„beträchtlichen Fluchtinteresse“ schlechterdings ungeeignet wäre,
entspricht weder dem Wortlaut des § 190 Abs 1 StPO noch seiner
Ratio.

Andreas Venier

Gewerberecht
7709

§ 74 Abs 2, § 356 Abs 3 GewO 1994;
§ 13a AVG 1991

Durch die Aussage des Verhandlungsleiters über
den geplanten weiteren Verlauf des Verfahrens
war die Beschwerdeführerin iSd § 356 Abs 3
Satz 2 GewO ohne ihr Verschulden gehindert,
die Parteistellung nach Satz 1 des § 356 Abs 3
GewO zu erlangen.

VwGH 22. 3. 2000, 99/04/0181, 0182

Aus den Gründen:

Wie der VwGH bereits in seinem Erk vom 21. 9. 1993, 93/04/
0017 ausgeführt hat, werden Nachbarn durch die (wenn auch
inhaltlich rechtswidrige) Erklärung des Verhandlungsleiters, sie hät-
ten auch noch nach Abschluss der mündlichen Augenscheinsver-
handlung nach Einlangen eines in Auftrag gegebenen Gutachtens
die Möglichkeit, Einwendungen iSd § 356 Abs 3 GewO zu erhe-
ben und damit Parteistellung zu erwerben, iSd § 356 Abs 3 zwei-
ter Satz leg cit ohne ihr Verschulden gehindert, die Parteistellung
nach dem ersten Satz dieser Gesetzesstelle zu erlangen.

Im vorliegenden Fall enthält zwar die Verhandlungsschrift über die
mündliche Augenscheinsverhandlung erster Instanz keine aus-
drückliche Erklärung des Verhandlungsleiters über die Möglichkeit
der Erlangung der Parteistellung für die Nachbarn durch Einwen-

7) Das Gericht sollte dies vorsichtshalber der zuständigen Passbehörde
anzeigen, was zur Folge hat, dass dem Beschuldigten bis auf Weiteres
kein Reisepass ausgestellt wird (Passversagung wegen Fluchtgefahr
nach § 14 Abs 1 Z 3 lit a PassG).

8) Die neuen EU-Pässe sind nahezu fälschungssicher.
9) Eher aM Foregger/Fabrizy, StPO-Kurzkommentar8 (200) § 180 Rz 3.

10) Venier, Untersuchungshaft 76.
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dungen, die erst nach Vorliegen des amtsärztlichen Gutachtens
erhoben werden. Ob eine solche Erklärung abgegeben wurde,
kann hier dahingestellt bleiben. Wäre diese Erklärung nicht abge-
geben worden, wäre es Sache des Verhandlungsleiters gewesen,
die Beschwerdeführer, die die dort protokollierte Absicht bekunde-
ten, erst nach Vorliegen des sanitätspolizeilichen Gutachtens ihre
Stellungnahme zur Projekt abgeben zu wollen, über die mit einer
solchen Vorgangsweisen verbundene Rechtsfolge des Verlustes der
Möglichkeit Parteistellung im Verfahren zu erwerben, iSd § 13a
AVG zu belehren. Auch in diesem Fall wären die Beschwerdefüh-
rer ohne ihr Verschulden iSd § 356 Abs 3 zweiter Satz GewO
1994 gehindert gewesen, rechtzeitig ihre Einwendungen zu erhe-
ben.

Anmerkung:

Siehe die Anm zu dem unten abgedruckten Erk 98/05/0141.

Peter Kastner

Baurecht
7710

§ 42 Abs 1 AVG 1991 (idF vor der Nov 98);
§ 31 Abs 4 OÖ BauO 1994

Einwendungen können zeitgerecht nur vor oder
in der mündlichen Verhandlung erhoben wer-
den; wenn in der Verhandlung die Möglichkeit
zur Äußerung zu einem Sachverständigengut-
achten eingeräumt wird, dann können in dieser
Äußerung jedenfalls nicht andere bzw neue Ein-
wendungen erhoben werden (s schon das hg Erk
vom 27. 6. 1978, 522/76).

VwGH 25. 1. 2000, 98/05/0141

Aus den Gründen:

Um die Präklusionswirkungen des § 42 Abs 1 AVG zu verhindern,
hat der Nachbar ein Vorbringen zu erstatten, dem zu entnehmen
sein muss, dass die Verletzung eines subjektiven Rechtes behauptet
wird, und ferner, welcher Art dieses Recht ist. Dem Begriff der Ein-
wendung ist die Behauptung einer Rechtsverletzung in Bezug auf
ein bestimmtes Recht immanent (s das hg Erk vom 23. 3. 1999,
98/05/0217 mwN).

In den Verhandlungen wurden von den Mitbeteiligten keine Ein-
wendungen erhoben. Den Niederschriften lässt sich nur entneh-
men, dass sie Beeinträchtigungen befürchten; ob sie diese Befürch-
tungen zum Gegenstand einer Einwendung machen würden,
wollten sie erst nach Einholung eines amtsärztlichen Gutachtens
entscheiden. Nur so können ihre auf Seite 7 des Protokolls vom

8. Juli 1997 wiedergegebenen Erklärungen verstanden werden.
Danach wollten sie ihre Stellungnahme zum Projekt erst nach Vor-
liegen des sanitätspolizeilichen Gutachtens abgeben.

Grundsätzlich ist der Vorbehalt, später Einwendungen zu erheben,
keine „Einwendung“ im Rechtssinn (s den Nw bei Neuhofer, Oö
Baurecht4, 138). Ob der Verhandlungsleiter mit der „Einladung“
an die Mitbeteiligten, sich binnen 14 Tagen nach Erhalt des Gut-
achtens zu äußern, eine – dem § 42 Abs 1 AVG widerspre-
chende – prozessleitende Verfügung iSd § 43 Abs 4 AVG getrof-
fen hat, die Nachbarn dürften nicht jetzt, sondern erst in diesem
Schriftsatz Einwendungen erheben, kann aus folgenden Gründen
dahingestellt bleiben:

. . .

Aus dem amtsärztlichen Gutachten ergab sich, dass eine bis dahin
offenbar im Raum stehende Einwendung, das Projekt würde Be-
stimmungen verletzen, die gesundheitlichen Belangen oder dem
Schutz der Nachbarschaft gegen Immissionen dienen, nicht erfolg-
reich sein würde. In ihrer Äußerung zum Sachverständigengutach-
ten haben die Mitbeteiligten erstmals eine andere Einwendung
erhoben, nämlich diejenige, dass das Projekt den Bestimmungen
des Flächenwidmungsplanes widerspreche, ohne damit in irgend-
einer Weise eine erhebliche Belästigung (§ 22 Abs 2 iVm Abs 1
ROG 1992) durch das Vorhaben darzutun.

Auszugehen ist davon, dass Einwendungen entweder zeitgerecht
vor oder bei der Verhandlung erhoben werden können; wenn in
der Verhandlung die Möglichkeit zur Äußerung zu einem Sachver-
ständigengutachten eingeräumt wird, dann können in dieser Äuße-
rung jedenfalls nicht andere bzw neue Einwendungen erhoben
werden (s schon das hg Erk vom 27. 6. 1978, 522/76).

Die eingetretene Präklusion hätte die belangte Behörde bei Be-
handlung der Vorstellung der Mitbeteiligten zu beachten gehabt.

Anmerkung:

Beide Entscheidungen gründen auf ein und demselben Sach-
verhalt. Die bau- und gewerberechtliche Verhandlung wurde in
einem abgeführt. Nur gewerberechtlich drang die mitbeteiligte
Partei durch. Maßgeblich war – auch für den VwGH – die Rechts-
lage vor der AVG-Nov 1998.

Seit 1. 1. 1999 gilt § 42 Abs 3 AVG idF BGBl 1998/I/158: Dem-
nach kann „eine Person, die glaubhaft macht, daß sie durch ein
unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis verhindert war,
rechtzeitig Einwendungen zu erheben, und die kein Verschulden
oder nur ein minderer Grad des Versehens trifft, . . . binnen zwei
Wochen nach dem Wegfall des Hindernisses, jedoch spätestens
bis zum Zeitpunkt der rechtskräftigen Entscheidung der Sache bei
der Behörde Einwendungen erheben“. Die Bestimmung ermöglicht
den Eintritt in das Verfahren. Ihr Anwendungsbereich setzt beim
Schluss der mündlichen Verhandlung an. Insoweit ist § 42 Abs 3
AVG dem § 356 Abs 3 GewO vergleichbar (s dazu VwGH 3. 9.
1996, 94/04/0257).
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Fälle wie der vorliegende sollten sich seit 1. 1. 1999 nicht wieder-
holen. Zu beachten ist allerdings das vielfach zu bemängelnde
Sonderverfahrensrecht. So hat § 42 Abs 3 AVG idF BGBl 1998/I/
158 als Folge 1998 kundgemachter BauO-Nov in OÖ nur einge-
schränkt, und in Wien nie Wirksamkeit erlangt (§ 33 OÖ BauO
1994 idF LGBl 1998/70; § 134 Abs 4 Wr BO, § 8 Abs 8 Wr
KleingartenG, LGBl 1998/61). In anderen Bundesländern wurde
der Bestimmung zwischenzeitig derogiert (tw zB durch § 22 Abs 3
NÖ BO 1996, LGBl 8200-3). Bisweilen wird von den Ländern
außer Kraft Getretenes einfach neu erlassen und so die Einheitlich-
keit des Verfahrensrechts konterkariert (etwa § 8a BauPolG Sbg
1997 idFd Nov 2000).
Sämtliche angeführten Bestimmungen betreffen die „übergangene
Partei“. Oft wird dabei nur demjenigen das nachträgliche Erheben
von Einwendungen ermöglicht, der zur mündlichen Verhandlung
nicht ordnungsgemäß geladen war (§ 33 Abs 1 OÖ BauO 1994;
§ 8a Sbg BauPolG 1997). Eben darauf stellt § 42 Abs 3 AVG
aber nicht ab. Auch im vorliegenden Fall stand die Frage der ord-
nungsgemäßen Ladung außer Streit.
Fazit: Nachbarn ist zur Obacht zu raten. Einwendungen sollte man
im Zweifel vorsorglich erheben und nach Schluss der mündlichen
Verhandlung in Ruhe ausführen. Für rechtsfreundlich Vertretene gilt
zudem, dass ihnen gegenüber die Manuduktionspflicht iSd § 13a
AVG nicht verletzt werden kann (VwGH 18. 3. 1994, 93/07/
0166).

Peter Kastner

Gebühren- und Steuerrecht
7711

§ 156 Abs 1 Tir LAO (= § 209 Abs 1 BAO)
Ein Schreiben der AbgBeh, wonach bis Ende des
Jahres eine Prüfung stattfinden müsste, diese
Prüfung bei Zustimmung des AbgPfl aber ausge-
setzt werden könnte, stellt eine nach außen er-
kennbare, zur Geltendmachung eines konkreten
Abgabenanspruchs unternommene Amtshand-
lung dar und bewirkt die Unterbrechung der
Festsetzungsverjährung.

VwGH 25. 5. 2000, 99/16/0379

Sachverhalt:

Der AbgPfl erhielt von der AbgBeh folgendes Schreiben: „Im Jahre
1997 sollte Ihr Betrieb einer Getränkesteuer-, Lohnsummensteuer-
und Kommunalsteuer-Prüfung unterzogen werden. Aus zeitlichen
und organisatorischen Gründen wurde die Prüfung nicht durchge-
führt. Zur Vermeidung eines Prüfungsverfalles für das Jahr 1991/

1992 müsste im Dezember 1997 noch eine Einschau bzw Amts-
handlung stattfinden. Die Amtshandlung kann ausgesetzt werden,
wenn Sie nachstehende Zustimmungserklärung bis spätestens De-
zember 1997 unterzeichnet retournieren.“ Der AbgPfl erklärte sich
in der noch im Dezember bei der AbgBeh eingelangten Zustim-
mungserklärung bereit, dass die Prüfung erst im Jahr 1998 statt-
finde.

Strittig war, ob durch das Schreiben der AbgBeh die Festsetzungs-
verjährung für die genannten Abgaben iSd § 156 Abs 1 der Tiro-
ler Landesabgabenordnung (Tir LAO) unterbrochen worden war.

Spruch:

Abweisung als unbegründet.

Aus den Gründen:

Gem § 156 Abs 1 Tir LAO (fast wortgleich § 209 Abs 1 BAO)
wird die Festsetzungsverjährung durch jede zur Geltendmachung
des Abgabenanspruchs oder zur Feststellung des AbgPfl von der
AbgBeh unternommene, nach außen erkennbare Amtshandlung
mit der Wirkung unterbrochen, dass die Verjährungsfrist mit Ab-
lauf des Jahres neu zu laufen beginnt, in dem die Unterbrechung
eingetreten ist.

Die Amtshandlung muss, um Unterbrechungswirkung zu haben,
nach außen wirksam und einwandfrei nach außen erkennbar sein.
Schriftliche Erledigungen unterbrechen die Verjährung nur dann,
wenn sie ihren Empfänger erreicht haben, diesem somit zugestellt
wurden (vgl VwGH 12. 11. 1997, 97/16/0217). Die Unterbre-
chungswirkung setzt die Geltendmachung eines bestimmten Abga-
benanspruchs voraus (vgl VwGH 19. 2. 1998, 97/16/0353).
Die bloße Ankündigung, eine zur Geltendmachung des Abgaben-
anspruchs oder zur Feststellung des AbgPfl dienende Handlung in
Hinkunft erst unternehmen zu wollen, unterbricht die Verjährung
nicht (vgl VwGH 1. 12. 1987, 85/16/0111).

Die Verjährung wird nicht nur durch abgabenbehördliche Prüfun-
gen unterbrochen, sondern auch, wenn das Ziel einer nach außen
gerichteten Amtshandlung in der Feststellung des AbgPfl und in
der Geltendmachung eines Anspruchs besteht und der Weg zu
diesem Ziel mit Hilfe von zur Zweckerreichung dienenden Verwal-
tungsmaßnahmen beschritten wird. Amtshandlungen, die objektiv
geeignet sind, die Verjährung zu unterbrechen, wirken bereits mit
ihrem Beginn auf die Verjährung und unterbrechen die Verjäh-
rungsfrist. Dementsprechend unterbricht zB schon die Vorweisung
des Prüfungsauftrages oder die Ankündigung einer Buch- und Be-
triebsprüfung die Verjährung, dies auch dann, wenn die Prüfung
(zB auf Wunsch des AbgPfl) sodann verschoben wird.

Im vorliegenden Fall hat die AbgBeh in ihrem Schreiben eine kon-
krete Prüfung über einen bestimmten Prüfungszeitraum zu einem
bestimmten Prüfungstermin angekündigt und somit den Weg zur
Geltendmachung eines konkreten Abgabenanspruchs beschritten.
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Eine solche über eine bloße Ankündigung hinausgehende Amts-
handlung ist verjährungsunterbrechend, selbst wenn sie – wie im
konkreten Fall – auf Wunsch des AbgPfl auf einen späteren Zeit-
punkt verschoben wurde.

Anmerkung:
1. Im Erk geht es um die Frage der Unterbrechung der Festset-
zungsverjährung bei Verschiebung einer Betriebsprüfung. Grund-
sätzlich unterliegt – sowohl im Anwendungsbereich der Tir LAO als
auch der BAO – das Recht, eine Abgabe festzusetzen, der (Festset-
zungs-)Verjährung. Die Verjährungsfristen können durch bestimmte
Amtshandlungen unterbrochen werden, wodurch die Verjährung
wieder neu zu laufen beginnt. Erforderlich ist dazu eine nach
außen erkennbare Amtshandlung, die von der sachlich und örtlich
zuständigen AbgBeh entweder zur Geltendmachung des Abga-
benanspruchs oder zur Feststellung des AbgPfl unternommen
wurde.
2. Unterbrechungshandlungen sind beispielsweise die Zustellung
von Abgaben- und Feststellungsbescheiden (vgl zB VwGH 22. 12.
1997, 96/17/0033), die an einen AbgPfl gerichtete Aufforde-
rung, eine bestimmte Abgabenerklärung einzureichen (vgl zB
VwGH 1. 12. 1987, 86/16/0008), Vorbehalte und Anfragen an
den AbgPfl (vgl zB VwGH 18. 3. 1987, 86/13/0165 und 16. 3.
1995, 94/16/0175), Anfragen an vom AbgPfl verschiedene Per-

sonen (vgl zB VwGH 22. 4. 1992, 91/14/0009), Amtshilfeersu-
chen (vgl zB VwGH 27. 2. 1995, 94/16/0010) oder Vorladun-
gen (vgl zB VwGH 22. 1. 1986, 84/13/0013).

3. Auch abgabenbehördliche Prüfungen unterbrechen die Verjäh-
rungsfrist (vgl zB VwGH 3. 7. 1996, 93/13/0040), und zwar hin-
sichtlich jener Abgaben, die Gegenstand der Prüfung sind (VwGH
11. 4. 1984, 82/13/0050). Die Unterbrechung tritt mit der Be-
kanntgabe des Prüfungsauftrags ein (vgl Ritz, BAO2, § 209 Tz 18).
Zeitlich vorgelagerte Handlungen der AbgBeh (wie zB die Ausfer-
tigung des Prüfungsauftrags) sind unmaßgeblich, weil sie nicht
nach außen erkennbare Amtshandlungen darstellen.

4. Im vorliegenden Fall war entscheidend, ob eine bloße, nicht
konkretisierte (für die Unterbrechung der Festsetzungsverjährung
unbeachtliche) Ankündigung, in Zukunft eine Unterbrechungshand-
lung vornehmen zu wollen, oder eine (für die Unterbrechung der
Festsetzungsverjährung beachtliche) Ankündigung einer Betriebs-
prüfung mit anschließender Terminverschiebung vorliegt. Da die
AbgBeh nach außen erkennbare konkrete Schritte zur Geltendma-
chung des Abgabenanspruchs unternahm und die Amtshandlung
aus Entgegenkommen verschob (Betriebsprüfung während des
Weihnachtsgeschäfts und der Feiertage), nahm der VwGH das
Vorliegen einer Unterbrechungshandlung an.

Niklas Schmidt
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Für Sie gelesen
■ Das österreichische Strafrecht – Erster

Teil – Strafgesetzbuch. 5. Aufl. Stand
10. 1. 2000. Christoph Mayerhofer
(Hrsg). Verlag Österreich, Wien 2000.
1140 Seiten, S 2980,–.

Die nunmehr erschienene 5. Auflage des
ausgezeichneten Kommentars zum Straf-
gesetzbuch berücksichtigt die durch zwei
Strafrechtsänderungsgesetze insbesondere
bei den Vermögensdelikten erfolgten Än-
derungen des StGB sowie die Neuerungen
im Bereich des Sexualstrafrechts.

Der bewährte dreigliedrige Aufbau des
Werkes wurde beibehalten. An die Wie-
dergabe des Gesetzestextes schließen sich
einige kurz gehaltene Anmerkungen, dann
folgt der umfangreiche Entscheidungsteil.
Diese umfassende Auswertung sämtlicher –
nicht veröffentlichter – Entscheidungen des
OGH unter Einbeziehung der Judikatur
der Oberlandesgerichte bildet das Kern-
stück der vorliegenden Kommentierung.
Hervorzuheben ist auch die Darstellung
der den Entscheidungen zugrunde liegen-
den Sachverhalte. Der Anmerkungsteil
konzentriert sich auf die Lösung von noch
nicht durch die Rechtsprechung behandel-
ten Rechtsfragen. Hinweise auf Schrifttum,
Gesetzesmaterialien sowie Fundstellen in
anderen Teilen des Gesamtwerkes ergän-
zen die Ausgabe.

Trotz der Fülle der verarbeiteten Judikatur
besticht der vorliegende Kommentar durch
seine präzise und übersichtliche Gestal-
tung. Er ist somit für den Praktiker von
hohem praktischen Wert und kann jedem
einschlägig Befassten als verlässliche und
wertvolle Informationsquelle bestens emp-
fohlen werden; ein unentbehrliches Buch
für jede Rechtsanwaltskanzlei, das zweifel-
los – wie bereits seine Vorauflagen – als
Standardwerk Eingang in jede einschlä-
gige Bibliothek finden wird.

Peter Bartl

■ Handbuch des Verkehrsunfalls. Robert
Fucik / Franz Hartl / Horst Schlosser

(Hrsg). Teil 4. Verwaltungsrecht. Verlag
Manz, Wien 2000. Von Peter Suchanek.
Unter Mitwirkung von Wolfgang Nebes.
128 Seiten, br. Im Abo: S 358,–. Ein-
zelabnahme: S 448,–.

Im Rahmen des vom MANZ-Verlag heraus-
gegebenen Handbuchs des Verkehrsunfalls
liegt nunmehr der vierte von acht geplan-
ten Teilbänden vor. In diesem werden die
für den Kraftfahrer wichtigsten Bestimmun-
gen des Verwaltungsrechts dargestellt, wo-
bei der Schwerpunkt auf dem Verwaltungs-
strafrecht und den Rechtsvorschriften über
die Lenkerberechtigung liegt. Kurz zusam-
mengestellt sind die Vorschriften über die
Zulassung von Kraftfahrzeugen und An-
hängern zum Verkehr.

Wesentliche Teile des KfG und seiner Ver-
ordnungen, das gesamte Gefahrgutrecht,
die Rechtsvorschriften über Personen und
Güterverkehr sowie die Vorschriften für
den Straßenerhalter werden nicht darge-
stellt.

Der für die Praxis wichtigste Teil, nämlich
das Verwaltungsstrafrecht, soweit es sich
auf die Teilnahme am öffentlichen Verkehr
bezieht, wird allerdings umfassend darge-
stellt, wobei auch die neueste Judikatur vor
allem des VwGH eingearbeitet ist. Auch
die Abschnitte über Erwerb und Entzie-
hung der Lenkerberechtigung sind leicht
leserlich und praxisnahe zusammenge-
fasst.

Auch dieser Teilband des Gesamtwerkes
stellt jedenfalls eine leicht handhabbare
und übersichtliche Hilfe für den in Ver-
kehrssachen vertretenden Praktiker dar.

Gottfried Zandl

■ Münchener Kommentar Aktiengesetz
§§ 1–53. 2. Aufl. Verlag C.H. Beck/
Verlag Vahlen, München 2000. XXX,
1096 Seiten, Ln, S 2394,–.

Der Münchener Kommentar Aktiengesetz
ist die zweite Auflage des 1973 in Liefe-
rungen erschienenen Kommentars zum Ak-
tiengesetz unter der Bezeichnung Geßler/
Hefermehl/Eckardt/Kropff. Die Bearbeiter
sind Dr. Walter Bayer, Prof. an der Uni-

versität Jena, Dr. Karsten Heider sowie
Dr. Andreas Penz, beide Rechtsanwälte,
sowie der österreichische Aktienrechtler
Dr. Peter Doralt und Dr. Johannes Semler,
der dem österreichischen Leser durch viele
Veröffentlichungen bekannt ist.

Die Kommentierung zeichnet sich durch
eine Übersichtlichkeit aus, die Vorbild für
viele andere Kommentare sein sollte.
Nach dem Text des deutschen Aktiengeset-
zes ist eine erhebliche Anzahl von neuerer
Literatur, welche in Aufsatzform erschie-
nen ist, als Übersicht zitiert. Hierauf kommt
eine Darstellung der behandelten Themen.
Nach jeder Kommentierung des deutschen
Gesetzestextes folgt eine Kommentierung
des österreichischen Gesetzestextes durch
Univ.-Prof. Doralt.
Die in diesem Kommentar aufgeführten
und bearbeiteten Problemstellungen kön-
nen nicht einmal ansatzweise dargestellt
werden. Im Zuge der immer stärker
werdenden Verflechtung der Unterneh-
men stellt sich die Frage, ob organisatori-
sche Bindungen außerhalb von Beteiligun-
gen den Abhängigkeitstatbestand (§ 17d
AktG) erfüllen können. Als Beispiele gelten
Franchising oder Just-In-Time-Verträge.
Bayer (§ 17 Rn 23f) stellt kurz die Prob-
leme bei diesen Fragen dar. Ob dies-
bezüglich auch kartellrechtliche Probleme
(zur neuen GVO, siehe auch Liebscher/
Petsche, ecolex 2000, 293ff) eine Rolle
spielen, ist bedauerlicherweise nicht er-
wähnt worden. Die Erwähnung des Aufsat-
zes von „Ebenroth/Strittmatter, Fremdbe-
stimmte Investitionen in der Umstrukturie-
rung von Absatzmittlungsverhältnissen auf
dem Automobilsektor, BB 1993, 152ff“
geht dem Rezensenten ab.

Penz (Kommentierung zu § 45 Rn 22ff)
beschäftigt sich mit der Sitzverlegung mit
Auslandsbezug, insbesondere unter Be-
rücksichtigung der Centros-Entscheidung
des EuGH (NJW 1999, 2027; RdW
1999, 719). Ohne Erlass einer Richtlinie
(Vorschlag zur 14. Richtlinie) wäre eine
Sitzverlegung aus Deutschland oder Öster-
reich in einen anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Gemeinschaft und vice-versa
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nur unter Auflösung der Gesellschaft mög-
lich. Jüngst hat der BGH gem Art 234 EGV
an den EuGH die Vorlagefragen gestellt,
ob dies nicht trotzdem aus dem primä-
ren Gemeinschaftsrecht begründbar wäre
(EuZW 2000, 412ff).

Selbst dieser kurze Abschnitt der dar-
gestellten Probleme lassen den Schluss zu,
dass der Münchener Kommentar Aktienge-
setz ein unverzichtbarer Bestandteil jeder
gesellschaftsrechtlichen Bibliothek werden
wird.

Wolf-Georg Schärf

■ Einlagenrückzahlung in Handels- und
Steuerbilanz. ecolex Spezial. Von
Reinhold Beiser. Verlag Manz, Wien
2000. 130 Seiten, br, S 380,–.

Diese außerordentlich interessante Mono-
graphie behandelt das praktisch wichtige
Thema der Einlagenrückzahlung und setzt
sich dabei kritisch mit den diesbezügli-
chen Ansichten der Finanzverwaltung aus-
einander.

Einlagen eines Gesellschafters in eine Ka-
pitalgesellschaft sind auf Ebene der Gesell-
schaft steuerneutral (§ 8 Abs 1 KStG
1988). Derartige Zuwendungen erfolgen
societatis causa und stellen keine Betriebs-
einnahmen dar. Nur was die Gesellschaft
aus eigener Kraft und Leistungsfähigkeit er-
wirtschaftet, unterliegt der Ertragsbesteue-
rung. Auf Ebene des Gesellschafters stellt
die Einlage einen Tausch und somit eine
Veräußerung dar (§ 6 Z 14 EStG 1988):
Ein Wirtschaftsgut wird hingegeben und
dafür die Beteiligung angeschafft. Die Ein-
lagenrückzahlung – seit dem StruktAnpG
1996 in § 4 Abs 12 EStG 1988 positi-
viert – ist nun der actus contrarius zur Ein-
lage: Der Gesellschafter erhält einerseits
ein Wirtschaftsgut (Geld) und hat anderer-
seits seinen Beteiligungsansatz (Buchwert,
Anschaffungskosten) zu vermindern. Über-
steigt die Einlagenrückzahlung den Beteili-
gungsansatz, dann ergibt sich im betriebli-
chen Bereich ein steuerpflichtiger Veräuße-
rungsgewinn in Höhe der Differenz, im
außerbetrieblichen Bereich besteht eine

Steuerpflicht hingegen nur nach Maßgabe
der §§ 30, 31 EStG 1988.

Nach einer Darstellung der Entstehungsge-
schichte des § 4 Abs 12 EStG 1988 erläu-
tert der Autor die sog Zwei-Schranken-
Theorie. Will eine Kapitalgesellschaft ih-
ren Gesellschaftern Einlagen zurückzah-
len, so müssen zwei Voraussetzungen er-
füllt sein: In der Gesellschaft muss einer-
seits Einlagekapital iSd § 4 Abs 12 EStG
1988 vorhanden sein, andererseits muss
handelsrechtlich die Möglichkeit einer
Ausschüttung bestehen. Liegt dieser Fall
vor und hat die Kapitalgesellschaft sowohl
ausschüttungsfähige Gewinne als auch
ausschüttungsfähige Einlagen, dann be-
steht nach Meinung von Beiser ebenso
wie nach Meinung der Finanzverwaltung
ein Dispositionsrecht der Gesellschaft, Ge-
winne auszuschütten oder Einlagen rück-
zuzahlen. Interessanterweise hat der Ver-
waltungsgerichtshof in einem erst nach
Erscheinen des Werkes ergangenen Er-
kenntnis diese wohl herrschende Ansicht
abgelehnt: Ein diesbezügliches Wahlrecht
bestehe nicht, primär müssten also Ge-
winne ausgeschüttet werden (VwGH 22. 3.
2000, 96/13/0175). Nur wenn der
Nachweis gelingt, dass eine handelsrecht-
liche Gewinnausschüttung im erwirtschaf-
teten Gewinn nicht Deckung finden kann,
sei eine Einlagenrückzahlung anzuneh-
men.

Anschließend behandelt der Autor unter
anderem alineare Einlagen, die Kapital-
erhöhung aus Gesellschaftsmitteln, Groß-
mutterzuschüsse und die Auswirkungen
von Umgründungen auf den Stand der Ein-
lagen. Abgerundet wird das empfehlens-
werte Werk durch den vollständigen Ab-
druck des Einlagenrückzahlungserlasses
des BMF.

Niklas Schmidt

■ E-Commerce – Nationale und internatio-
nale Rechtsvorschriften zum Geschäfts-
verkehr über elektronische Medien. Von
Georg Kresbach. Verlag Linde, Wien
2000. 430 Seiten, br, S 778,–.

Unter Electronic Commerce verstehen die
ErläutRV zum SignaturG „einen globalen
Marktplatz, dem sämtliche wirtschaftliche
Tätigkeiten und Transaktionen über inter-
aktive Dienste bzw Dienste der Informati-
onsgesellschaft zugerechnet werden“. Der
Aufbereitung zahlreicher österreichischer
und europäischer Normen, die sich mit
diesem Themenkomplex beschäftigen, wid-
met sich die vorliegende Arbeit des Wie-
ner Rechtsanwalts Georg Kresbach. Das
FernabsatzG sowie das SignaturG bilden
die Schwerpunkte des Buches.

Zunächst werden in einer knappen aber
informativen Einführung die wesentlichen
Regelungsbereiche dargestellt und auf die
teils einschneidenden Änderungen der be-
stehenden Rechtslage verwiesen.

Nachfolgend werden die Normen samt
den Materialien (jeweils den Erläuternden
Bemerkungen zur Regierungsvorlage [All-
gemeiner und Besonderer Teil], dem Be-
richt des Justizausschusses und dem Bun-
desrat – Ausschussbericht) abgedruckt.
Abschließend werden die den österrei-
chischen Rechtsakten auf europäischer
Ebene zugrunde liegenden Bestimmungen,
insbesondere die jeweiligen Richtlinien,
wiedergegeben. Ein Literaturverzeichnis
bietet weiterführende Hinweise, das um-
fassende Stichwortverzeichnis erleichtert
das Auffinden der gesuchten Stellen.

Entgegen dem engen Titel E-Commerce be-
trifft der Bereich des FernabsatzG nicht
bloß Rechtsgeschäfte im virtuellen Raum.
Die im zweiten Abschnitt des KSchG
eingefügten Bestimmungen über Vertrags-
abschlüsse im Fernabsatz haben als An-
wendungsvoraussetzungen lediglich den
Vertragsabschluss unter „ausschließlicher
Verwendung eines oder mehrerer Fern-
kommunikationsmittel“ und (auf Seite des
Unternehmers) die Verwendung „eines für
den Fernabsatz organisierten Vertriebs-
oder Dienstleistungssystems“. Damit fallen
nicht nur Transaktionen im Internet sondern
auch der klassische Versandhandel unter
die neuen Regelungen, die im Kern eine
umfassende Informationspflicht des Unter-
nehmers und ein Rücktrittsrecht des Ver-
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brauchers normieren. Das KSchG ist der
geeignete Ort für diese dem Verbraucher-
schutz dienende Regelung, allerdings hilft
die Einfügung der neuen §§ 5a bis 5 i
(sowie des nur mittelbar zusammenhän-
genden neuen § 5 j) nicht gerade der
Übersichtlichkeit; es scheint an der Zeit zu
sein, das KSchG neu zu fassen.

Aber nicht nur in formaler Hinsicht, auch
materiell lässt die Umsetzung der Fernab-
satz-Richtlinie einige Fragen offen. Die
Transformierung europäischer Normen in
den innerstaatlichen Normenbestand er-
folgt – so die ErläutRV zum FernabsatzG –
„ohne nennenswerten Spielraum“ des na-
tionalen Gesetzgebers. War es aber den-
noch notwendig innerhalb der wenigen
Paragraphen des KSchG die den Verbrau-
chern zustehenden Rücktrittsrechte einmal
an eine Wochenfrist (§§ 3, 3a KSchG) ein
anderes Mal an eine Frist von sieben
Werktagen, noch dazu mit der Besonder-
heit, dass ein Samstag nicht als Werktag
zu behandeln ist (§ 5e KSchG), zu bin-
den?

Das SignaturG wird zweifellos eine zen-
trale Stellung bei Errichtung und Absiche-
rung von virtuellen Handelsplätzen ein-
nehmen. Durch das SignaturG übernimmt
Österreich – wie auch die ErläutRV zum
SignaturG ausführen – eine Vorreiterrolle
in Europa. Die verschiedenen Regelungs-
bereiche – seien es die Rechtserheblichkeit
der elektronischen Signaturen, die Bestim-
mungen betreffend die Zertifizierungsstel-
len oder die Regelungen über die Anerken-
nung ausländischer Zertifikate – waren,
wie auch Kresbach anmerkt, bereits
Gegenstand zahlreicher Untersuchungen.
Durch das umfassende Literaturverzeichnis
werden die diesbezüglichen Stellungnah-
men leicht auffindbar.

Zusammenfassend kann die vorliegende
Arbeit den Rechtsanwendern sowohl als
Einstiegshilfe zum besseren Verständnis
der mit dem E-Commerce verbundenen
Problematik als auch als Referenzwerk
empfohlen werden.

Ferdinand Graf

■ ABC – Kompaktes Wissen für die
Praxis – Ausländerbeschäftigung. Von
Hans Trattner. Verlag Linde, Wien
2000. 152 Seiten, kart, S 291,–.

Das vorliegende Buch stellt eine auf alpha-
betischen Stichworten aufbauende Darstel-
lung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes
dar. Bereits das Inhaltsverzeichnis ist al-
phabetisch aufgebaut, welchem dann die
Themen in alphabetischer Ordnung folgen.
Sofern zwei oder mehrere Stichworte auf-
scheinen, erfolgt im Textteil ein Verweis,
unter welchem Begriff die Darstellung zu
finden ist. So finden sich unter dem Stich-
wort Antrag ein Kurzkapitel über die zu-
ständige Stelle, die über Anträge auf Aus-
stellung einer Sicherungsbescheinigung,
einer Arbeitserlaubnis, eines Befreiungs-
scheins, einer Beschäftigungsbewilligung
oder einer Entsendebewilligung, zu ent-
scheiden hat, ein Kurzkapitel über die An-
tragslegitimation, sofern kein Arbeitgeber
im Bundesgebiet vorhanden ist, ein Kurz-
kapitel über den Zeitpunkt der Antragstel-
lung sowie über die Berufung, wobei im
Rahmen dieses Kapitels der Verweis enthal-
ten ist, dass Details über die Berufung unter
dem Stichwort „Berufung“ als Hauptkapitel
zu finden sind. Selbstverständlich führen
die Stichworte „Sicherungsbescheinigung“,
„Arbeitserlaubnis“, „Befreiungsschein“,„Be-
schäftigungsbewilligung“ und „Entsende-
bewilligung“ wieder zu eigenen Haupt-
kapiteln und ausführlichen Darstellungen
im Textteil. Die Ausführungen sind juristisch
exakt gefasst und folgen den Termini des
Gesetzes, sind aber ungeachtet dessen
auch für Nichtjuristen verständlich.

Dem Textteil sind Anhänge über die ein-
schlägigen Rechtsvorschriften, wie AuslBG,
Auszug aus dem FrG, Bundeshöchstzahl-
verordnung, Landeshöchstzahlverordnung
ua sowie über Formblätter zum Ausfüllen
der Anträge auf Erteilung der jeweiligen
Arbeitsbewilligung (Beschäftigungsbewilli-
gung, Arbeitserlaubnis etc) und über wich-
tige Adressen betreffend Arbeitsmarktser-
vice, Landesregierungen und Arbeitsin-
spektorate angeschlossen.

Das ABC der Ausländerbeschäftigung er-
möglicht sowohl eine rasche Orientierung
als auch eine profunde Information über
das Rechtsgebiet der Ausländerbeschäfti-
gung in Österreich und kann daher als
wertvolle Hilfe für den Praktiker angesehen
werden.

Erich Heliczer

■ Aktuelle Rechtsfragen des Fußball-
sports. Von Michael Friedrich / Franz
Marhold / Helmut Moritz / Eduard
Saxinger / Walter Schrammel. Heraus-
gegeben von Markus Achatz / Peter
Jabornegg / Martin Karollus. Linde
Verlag, Wien 2000. 110 Seiten, kart,
S 245,–.

Bei dem am 8. 11. 1999 an der Universi-
tät Linz abgehaltenen „3. Linzer Sympo-
sium für Arbeits- und Unternehmensrecht“
wurden unter dem Titel „Aktuelle Rechtsfra-
gen des Fußballsports“ wichtige einschlä-
gige Problembereiche erörtert. Der vorlie-
gende Sammelband enthält vier Referate
in überarbeiteter und teilweise auch erwei-
terter Fassung, wobei die namhaften Auto-
ren für Qualität bürgen.

Helmut Moritz gibt einen ausführlichen
Überblick über die Rechtsfragen der Be-
steuerung von Profisportvereinen. Gerade
seine Analysen sind nicht nur für die mit
(allen) Fußballvereinen befassten Perso-
nenkreise interessant, sie behandeln ins-
besondere die steuerlichen Folgen der Va-
rianten der Mittelaufbringung, wie sie typi-
scherweise wohl in den meisten Vereinen
(auch den kleineren) grundsätzlich vor-
kommen.

Franz Marhold und Michael Friedrich un-
tersuchen die Zulässigkeit eines zwischen
Sportvereinen und einer Verwertungsge-
sellschaft geschlossenen vertraglichen Ge-
samtwerkes (betreffend die Etablierung
eines Wettkanals im Fernsehen) und ge-
hen dabei insbesondere auf die einschlä-
gigen kartell- und europarechtlichen Vor-
schriften ein, welche einer solchen Verein-
barung entgegen stehen. Die Autoren
legen auch dar, weshalb ein „Wettrecht“
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der österreichischen Rechtsordnung nicht
entnehmbar ist.
Eduard Saxinger erörtert die Materie des
Vereinsschiedsgerichtswesens im österrei-
chischen Fußball einschließlich der ein-
schlägigen Bestimmungen der Bundesliga
und des Österreichischen Fußballbundes.
Walter Schrammel analysiert die arbeits-
und sozialrechtliche Stellung des Berufs-
fußfallspielers unter Einbeziehung der ak-
tuellen Judikatur, insbesondere des „Bos-
manurteiles“ des EuGH.
Die praxisrelevante Aufarbeitung und die
weiterführenden Verweise machen das
Werk für jeden mit arbeits- und wirtschafts-
rechtlichen Fragen beschäftigten Praktiker
wertvoll. Die wissenschaftliche Darstellung
des rechtlichen Hintergrundes von The-
men, die die Schlagzeilen der Tages-
presse doch recht dauerhaft beschäftigten
und auch nach wie vor thematisiert wer-
den, ist sicher geeignet, einen noch weite-
ren Interessentenkreis anzusprechen.

Peter Hallas

■ Verfahren außer Streitsachen. Hand-
kommentar für die Praxis. Von Erich
Feil. 2. Auflage. Verlag Linde, Wien
2000. geb, 408 Seiten, S 1526,–.

Ungeachtet der im Begutachtungsstadium
befindlichen Umarbeitung des Gesetzes
über das Verfahren außer Streitsachen
hat nun mit Stichtag zum 1. 7. 2000
Mag. Erich Feil im Linde Verlag die 2. Auf-
lage seines ergänzten, eben auf den letz-
ten Stand gebrachten und erweiterten be-
währten Handkommentars für die Praxis
über das Verfahren außer Streitsachen
herausgebracht. Diese Auflage umfasst
nicht weniger als 804 Seiten, beschränkt
sich einerseits auf den zum 1. 7. 2000
geltenden Gesetzestext, weist aber eben
auch zahlreiche, für die Praxis notwendige
Hinweise auf andere damit im Zusammen-
hang stehende Gesetze und Entscheidun-
gen auf.
Auch wenn in absehbarer Zeit es zur
Novelle des Gesetzes über das Verfahren
außer Streitsachen (und im Zusammen-
hang damit über eine ganze Reihe von

im Außerstreitverfahren zu behandelnden
Gesetzen) kommen wird, wird der vorlie-
gende Handkommentar keineswegs zu
„entsorgen“ sein, sondern auch weiterhin
wertvolle Hilfe für die Praxis bieten, weil
zwar in der Gliederung und in der Aus-
drucksweise sich sehr viel verändern wird,
aber auch der neue Begutachtungsentwurf
vom Gedanken getragen ist, überwiegend
die bewährte Praxis beizubehalten (abge-
sehen beispielshalber von der Auslage-
rung der Erbrechtsstreitigkeiten vom Zivil-
prozess in das außerstreitige Verfahren).
Für einen solchen Zweck wäre es aller-
dings wünschenswert, das Stichwortver-
zeichnis auszubauen, damit man anhand
des neuen Gesetzestextes die Bezugsstel-
len im Handkommentar zum alten Gesetz
leichter finden kann. So findet sich unter
dem Stichwort „Anwaltspflicht“ nur der Hin-

weis auf Seite 128 zu § 5, nicht aber auf
die Seiten 111 und 118 zu § 3 GKoärG
und Seite 139 zu § 220 und Seite 660 zu
§ 229.
Sicher wichtig, aber sonst kaum irgendwo
zu finden, sind die Ausführungen auf
Seite 30 über die Möglichkeiten der Erfül-
lung einer Verpflichtung nach Art XLII
EGZPO außerhalb eines Exekutionsverfah-
rens.
Sicher sind auch bei einem solchen Werk
Druckfehler nicht ganz vermeidbar. So
heißt es beispielsweise auf Seite 29 Ver-
kauf statt Verlauf von Grenzen, auf
Seite 75 finden sich „offenkundige Be-
weise“ statt „offenkundiger Tatsachen“
und auf Seite 121 der Hinweis, dass No-
tare für Amtshaftungen (statt Amtshandlun-
gen) Gebühren verlangen können.

Kurt Dellisch

Indexzahlen 2000: August September*)

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 96 (∅ 1996 = 100) 105,5 105,8

Großhandelsindex (∅ 1996 = 100) 102,8 104,8

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 86 (∅ 1986 = 100) 138,0 138,4

Index der Verbraucherpreise 76 (∅ 1976 = 100) 214,5 215,1

Index der Verbraucherpreise 66 (∅ 1966 = 100) 376,3 377,4

Verbraucherpreisindex I (∅ 1958 = 100) 479,5 480,9

Verbraucherpreisindex II (∅ 1958 = 100) 481,0 482,3

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4213,2 4225,2

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3631,2 3641,5

Großhandelsindex (∅ 1986 = 100) 107,2 109,3

Großhandelsindex (∅ 1976 = 100) 142,7 145,5

Großhandelsindex (∅ 1964 = 100) 237,6 242,2

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2318,0 2363,1
Zahlenangaben ohne Gewähr

*) September 2000, vorläufige Werte
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe). Dr. Christa
Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien.
Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der
Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

■

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0664) 410 10 25, Privatanschluß
(06212) 71 60, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Spiegelgasse 19/17,
Telefon (01) 512 66 82, Telefax (01) 513 94 50-20, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in der Stadt Salzburg.
Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.

Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Tiefer Graben 21/3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie
vor den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interven-
tionen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.

Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 51-50.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

■

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.

Telefon und Telefax (01) 726 71 44 sowie (0676) 326 86 18.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Lugeck 7.

Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Rie-
mergasse 10, 1010 Wien, Telefon und Telefax (01) 512 22 90,
(0664) 302 53 56, übernimmt Substitutionen, auch Verfahrens-
hilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.
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RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) in
Wien und Umgebung und steht auch für die Verfassung von Rechts-
mitteln zur Verfügung. Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten,
erreichbar.
Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail: iro@aon.at

■

RA Dr. Susanne Pertl, 1060 Wien, Loquaiplatz 13/19, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig.
Telefon (01) 595 49 92 und (0699) 10 50 58 52, Telefax (01)
595 49 92-99.

■

RA Mag. Doris Perl, 2230 Gänserndorf, Bahnstraße 20, übernimmt
Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, vor allen Gerichten im
Sprengel des LG Korneuburg sowie vor allen Wiener Gerichten.
Telefon und Telefax (02282) 33 99, Handy (0676) 511 94 92.

■

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Bauernmarkt 6, übernimmt
infolge Kanzleieröffnung Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 90 45.

RA Mag. Johann Meisthuber, Kaigasse 36/1, 5020 Salzburg
(unmittelbare Gerichtsnähe) übernimmt – auch kurzfristig – Substi-
tutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, e-mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT

■

Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, in Wien und Umgebung:
Mag. Katharina Kurz, Fleschgasse 34, 1130 Wien.

Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Handy (0664)
441 55 33.

■

Wien – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 1010 Wien, Seilergasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung.

Telefon (01) 512 75 75-16, Telefax (01) 513 83 03; Mobil (durch-
gehend erreichbar) 0664/420 12 80.

■

Substitutionen aller Art, insbesondere vor den Gerichten im
Sprengel des LG Korneuburg, übernimmt RA Dr. Georg Uher,
2170 Poysdorf, Josefsplatz 20.

Telefon (02552) 200 30, Telefax (02552) 200 31.

■

RA Dr. Wolfgang Tschurtschenthaler, 6103 Reith/Seefeld, Lus 87,
übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art vor allen
Gerichten in Innsbruck sowie vor den Bezirksgerichten Hall, Silz
und Telfs.

Telefon (05212) 46 66, Telefax (05212) 45 44.

■

RA Dr. Otto Tuma, Weißgerberlände 50/12, 1030 Wien, über-
nimmt Substutionen.

Telefon (01) 713 70 01, Telefax (01) 713 93 23.

■

RA Dr. Angela Lenzi, 1080 Wien, Florianigasse 61/3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 405 62 24, Telefax (01) 405 62 24-4,
e-mail: lenzi_ra@csi.com.

■

Dr. Rosemarie Rismondo, Rechtsanwalt, 2320 Schwechat, Send-
nergasse 38, übernimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Exekuti-
onssachen in Wien und Umgebung, insbesonders BG Schwechat
und KG Korneuburg.

Telefon und Telefax (01) 707 84 79 und 0676/307 34 60.
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Kanzleieröffnung: RA Mag. Gerold Beneder übernimmt gerne
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen im Sprengel Korneuburg
und vor allen Wiener Gerichten und Behörden.

Telefon (01) 408 85 24, Telefax (01) 409 55 26.

■

Deutschland: Rechtsanwaltskanzlei Buder & Herberstein stehen
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen zur Verfügung.

A-1080 Wien, Lerchenfelder Straße 94, Telefon (01) 402 45 31,
Telefax (01) 402 45 31-33, e-mail: buder.herberstein@vip.rdb.at;
D-40235 Düsseldorf, Burgmüllerstraße 8, Telefon (0049 211)
691 14 93

■

Frankreich: Österreicherin, französische Wirtschafts-Rechtsanwäl-
tin, und ihr Team stehen für alle Causen und Informationen,
auch über Internet, in Frankreich zur Verfügung.
Maître Renate Grötschnig-Audit, Avocat à la Cour, 169 rue de
l’Université, F-75007 Paris, Telefon (0033-1) 45 51 54 15 oder
(0033-6) 07 61 26 75, Telefax (0033-1) 45 55 69 38, e-mail:
AUDITCo@aol.com.

Rechtsanwälte Prunbauer, Themmer & Toth, Biberstraße 15,
1010 Wien: Wir suchen zum ehebaldigen Eintritt Rechtsanwalts-
anwärter/in mit großer LU (bevorzugt mit bereits bestandener RA-
Prüfung).
Bewerbungen schriftlich oder telefonisch unter (01) 515 06-14.

Rechtsanwaltskanzlei (Wirtschafts-/Zivilrecht) in bester Innenstadt-
lage, verkehrsgünstig (U1/U3) bietet Kollegin/Kollegen in Regie-
partnerschaft repräsentative Räumlichkeiten (RA-/u Konzipienten-
büro, Sekretariat), sonstige Infrastruktur (technische Einrichtungen/
Bibliothek etc). Weitere Kooperation möglich.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100548.

Konzipient/in mit Praxis (große LU bevorzugt) und EDV-Kennt-
nissen nach Bregenz gesucht. Ihre Bewerbung (Foto) richten Sie
an RA Dr. W. Loacker, Pb 170, 6900 Bregenz. Info: www.
advokatur-loacker.at/bewerbung

Konzipient/in mit mind einjähriger Anwaltserfahrung gesucht.
Ihre Bewerbung mit Lebenslauf, Lichtbild und Zeugnissen richten
Sie an RA Dr. Anton Tschann, Mühlgasse 2, 6700 Bludenz.
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Eingeführte RA-Kanzlei im Zentrum Wiens plant Reduzierung
der Bürofläche von 440 m2 (in zwei Stockwerken) auf ein Stock-
werk. Daraus resultiert die Vergabe von 220 m2 voll eingerichteter
RA-Kanzleiräumlichkeiten (2 Chefzimmer, 2 Konzipientenzimmer,
2 Sekretariate und Nebenräume) in Hauptmiete.

Möglichkeit der Zusammenarbeit im Regiebereich gegeben.

Telefon (01) 512 75 75.

■

Kollege(in) für Übernahme einer Anwaltskanzlei südlich von Wien
gesucht.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100579.

■

Rechtsanwaltskanzlei im Pongau (Bundesland Salzburg) ab August
2001 aus Altersgründen abzugeben.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100577.

■

Junger Kollege zwecks Übernahme einer gut eingeführten Wirt-
schaftskanzlei in Wien gesucht. Bewerbungen mit ausführlichem
Lebenslauf an den Verlag unter Chiffre A-100578.

■

Luxuriöses Büro im 1. Bezirk preisgünstig zu vermieten, 260 m2,
5 Zimmer mit Parkettböden, alle Nebenräume, EDV-Anschlüsse,
Klimaanlage.

Telefon (01) 512 76 40.

■

Suche in Wien oder naher Umgebung Baugrund (bis 3 Mio) oder
Einfamilien-Haus mit uneinsehbarem Garten (bis 8,5 Mio), Grün-
Ruhelage, sofortige Barzahlung. RA Dr. Markus Frank, Neustift-
gasse 3/5, 1070 Wien.

Telefon (01) 523 44 02, Telefax (01) 523 44 02-10, e-mail:
ra-frank@aon.at.

■

Englischübersetzungen, insbesondere juristische Fachübersetzun-
gen, beglaubigt und unbeglaubigt, Express Service, mother tongue
standard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer aus England
und Österreich.

BLTS – Business and Legal Translation Services, Inh Univ.-Lektor
Rechtsanwalt Dr. Andreas A. Lintl, A-1010 Wien, Lugeck 7, Tele-
fon (01) 512 60 50, Telefax (01) 512 86 05.
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